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(Beginn um 9.02 Uhr.)

Präsident Heinz Hufnagl: Einen schönen guten Morgen, meine sehr verehrten Damen und Herren!

Ich darf die 14. Sitzung des Wiener Landtages in der laufenden Gesetzgebungsperiode eröffnen.

Krankheitsbedingt entschuldigt sind Frau Abg Cammerlander, Herr Abg Mag Gudenus, Herr Abg Schreuder, Herr Abg Stark, und ebenfalls entschuldigt auf Grund einer Dienstreise ist Frau Abg Dr Vitouch. Frau Abg Mag Ringler wird nach 10 Uhr der Landtagssitzung beiwohnen.

Wir kommen zur Fragestunde.

Auf Grund der Erkrankung von Abg Mag Gudenus entfällt die 1. Frage, wie sie in der Einladung vorgesehen war.

Wir beginnen daher mit der 2. Frage (FSP - 05365-2007/0001 - KGR/LM), die Frau Mag Antonov an den Herrn Landeshauptmann richtet. (Werden Sie sich als Landeshauptmann für eine landesgesetzliche Regelung zu einer verpflichtenden Offenlegung der Nebeneinkünfte der Landtagsabgeordneten einsetzen?)
Ich bitte den Herrn Landeshauptmann, die Beantwortung vorzunehmen.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Abgeordnete!

Erlauben Sie mir zunächst, ohne dass Sie das als Qualifizierung betrachten, die Vorbemerkung, dass ich es für ein bisschen bemerkenswert halte, dass man ein Mitglied der Exekutive zu seiner Meinung befragt, was Abgeordnete im Hinblick auf die Offenlegung ihrer Einkommenssituation tun sollen!

Erstens stelle ich dazu fest, dass es da bei mir eine Nullbetroffenheit gibt. Mein Einkommen ist, so wie das der anderen Regierungsmitglieder und der Klubvorsitzenden, offengelegt. Und ich denke, es ist zunächst einmal Aufgabe der Abgeordneten selbst, darüber zu diskutieren, wie sie das handhaben wollen.

Ich darf Ihnen aber versichern, dass ich nach den Diskussionen, die ich dazu auf Bundesebene verfolgen konnte, und den Entscheidungen, wie sie dort gefallen sind, davon ausgehe, dass es zu einer bundesgesetzlichen Regelung kommt. Diese wird dann selbstverständlich auch die Landtagsabgeordneten betreffen, und damit wird die Geschichte geregelt sein. Daher denke ich, dass sich auch bei uns eine weitere Diskussion erübrigt.

Präsident Heinz Hufnagl: Die 1. Zusatzfrage wird von Frau Mag Antonov gestellt. – Ich bitte.

Abg Mag Waltraut Antonov (Grüner Klub im Rathaus): Herr Landeshauptmann!

Mir war natürlich nicht bewusst, dass Sie sich als Landeshauptmann zurückhalten werden. Ich habe angenommen, dass Sie selbstverständlich in der SPÖ Ihre Meinung vertreten und habe deshalb gefragt, ob Sie sich dafür einsetzen werden, weil das natürlich eine sehr wichtige Frage ist. Es hat auch in Ihrer Partei auf Bundesebene diesbezüglich unterschiedliche Ansichten gegeben. Es ist auch ein Klubmitglied zurückgetreten, weil es offensichtlich seine Einkünfte nicht offenlegen wollte.

So wie es in Wien geregelt ist, liegt die Liste mit den Nebeneinkünften in der Lade beim Landtagspräsidenten, also nicht einmal in der Lade beim Portier. Das ist kein sehr befriedigender Zustand. Und ich frage mich schon, warum es hier Widerstände gibt. Verschiedene Klubs haben ihre Nebeneinkünfte offengelegt, und ich meine, es gibt auch nichts, wofür sich jemand schämen müsste. Oder ist es doch so? Das weiß ich nicht!

Deshalb möchte ich Sie noch einmal fragen: Werden Sie sich dafür einsetzen, dass es auf Landtagsebene auch eine Offenlegung gibt oder nicht?

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Abgeordnete!

Ich will einmal völlig davon absehen, dass ich hier nicht als SPÖ-Vorsitzender stehe und deshalb auch für die Beantwortung Ihrer Fragen nicht zur Verfügung stehe.

Selbstverständlich wird das in der SPÖ diskutiert, das ist ja gar keine Frage, und das soll auch in aller gebotenen Ruhe diskutiert werden. Ich bin zwar der Auffassung, dass es sehr viele sehr viel wichtigere politische Fragen gibt als diese, die man ausführlich diskutieren sollte. Aber man kann sich natürlich auch einmal mit sich selbst beschäftigen, dagegen ist gar nichts zu sagen. Davon wird auch die SPÖ Gebrauch machen, gar keine Frage. Man kann ja jedem Beispiel folgen, die Dinge werden ja auch in anderen Parteien diskutiert, dagegen ist gar nichts zu sagen.

Nun zur Sache selbst, zur Frage einer landesgesetzlichen Regelung: Da unterziehen Sie mich ja schon fast einem Intelligenztest! Ich nehme das auch zur Kenntnis und hoffe, dass ich diesen bestehe! Wenn es aber tatsächlich zu einer Regelung für die Offenlegung kommt, dann denke ich, dass das österreichweit einheitlich sein sollte, denn von einem Wettlauf der einzelnen Bundesländer halte ich nicht sehr viel. 

Es könnte einem da auch das eine oder andere politische Spielchen einfallen. Glauben Sie mir, ich bin, was das betrifft, auch reichlich phantasiereich! Aber ich denke, dass das ein Thema ist, bei dem sich auch die Dankschreiben der Wählerinnen und Wähler an Sie im Hinblick auf die Verdienste, die Sie sich in dieser Diskussion erworben haben, in Grenzen halten werden. Daher gehe ich persönlich davon aus, dass es am Ende des Tages eine bundesgesetzliche Regelung geben wird. Darum werden wir wahrscheinlich nicht herumkommen, und das war es dann. Damit ist das eine Wiederholung dessen, was ich vorher schon gesagt habe.

Präsident Heinz Hufnagl: Die 2. Zusatzfrage stellt Herr Abg Dr Ulm. – Ich bitte ihn darum.

Abg Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann!

Meinen Sie nicht auch, dass die politische Debatte eigentlich mit einem anderen Schwergewicht und viel offensiver geführt werden sollte? Es ist nämlich sehr erfreulich und positiv, wenn Abgeordnete eine Berufsausbildung und einen Beruf haben, zu dem sie im Regelfall auch wieder zurückkehren müssen.

Politiker können nämlich etwas einbringen, wenn sie aus dem Berufsleben kommen, und damit ist auch ausgeschlossen, dass sich eine politische Abgeordnetenkaste bildet, die wenig Verbindung mit der arbeitenden Bevölkerung hat. Ich glaube, dass es im Sinne der Bevölkerung, der Republik und der Stadt ist, wenn die Abgeordneten einen Beruf haben, aus diesem Beruf viel einbringen und ihre Unabhängigkeit erhalten. So etwas wie einen pragmatisierten Politiker gibt es ja Gott sei Dank nicht! Der Wähler entscheidet darüber, ob jemand einen Sitz in einem allgemeinen Vertretungskörper bekommt oder nicht, und dieser Sitz wird ihm auch wieder einmal entzogen, und dann muss er wieder in seinen Beruf zurückkehren.

Ich denke mir, dass die politische Debatte in dieser Hinsicht offensiver geführt werden sollte.

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Abgeordneter!

Ich nehme einmal an, dass es kein Zufall ist, wenn der Gesetzgeber in seiner kollektiven Weisheit entschieden hat, dass Abgeordnete kein Berufsverbot haben sollen. Selbstverständlich wird gar nicht in Frage gestellt, dass ein Abgeordneter einen Hauptberuf hat und als gewählter Mandatar eine Entschädigung bekommt. Ich halte es für außerordentlich vernünftig, wenn politische Mandatare einen Beruf ausüben. Ich befürworte aber auch die Regelung, dass man für diejenigen, für die Politik Beruf ist, ein Berufsverbot verhängt hat und insbesondere die Funktionen in der Exekutive, aber natürlich auch die führenden parlamentarischen Funktionen wie etwa die Funktion des Präsidenten oder des Klubvorsitzenden als Hauptberuf ansieht. Ich finde, das ist eine ganz sinnvolle Konstruktion.

Ich persönlich habe – auch in meinem eigenen Leben – immer sehr viel davon gehalten, dass man eine Berufsausbildung hat und einen Beruf ausgeübt hat, ehe man eine politische Funktion wahrnimmt, oder den Beruf auch zeitgleich mit einer politischen Funktion ausübt. Ich halte es nämlich für eine fundamental richtige Erkenntnis, dass auch Abgeordnete, so wie im Übrigen alle Politiker, sich dem Volk nicht entfremden sollen. – Es gibt schöne Zitate sonder Zahl, die man diesbezüglich bringen könnte, so etwa: Der Revolutionär schwimmt im Volk wie ein Fisch im Wasser. – Und dieses Zitat ist nicht gerade von jemandem, den man als den obersten Reaktionär der Welt bezeichnen könnte.

Ich halte von einer solchen Kombination sehr viel, und darum denke ich, dass die Regelung, so wie sie hier getroffen wurde, richtig ist. Das hat jetzt allerdings nichts mit der Diskussion über die Offenlegung der Einkommen zu tun. Das kann man vor dem Hintergrund sehen, dass man eigentlich ein Berufspolitikertum will, oder auch vor dem Hintergrund, dass man die Regelung will, so wie sie ist, zu der ich stehe. Ich sehe da keinen unmittelbaren Zusammenhang. 

Es gibt zweifelsohne Überschneidungen im Hinblick auf die Offenlegung bei Selbstständigen, denn da steht man oft in einem harten Konkurrenzkampf der einzelnen Unternehmen, und da kann es durchaus zu Schwierigkeiten kommen. Aber ansonsten kann man das meines Erachtens durchaus halten, wie man will. Ich habe meine eigene Meinung, aber diese tut hier nichts zur Sache.

Präsident Heinz Hufnagl: Die 3. Zusatzfrage wird von Herrn Abg Mag Stefan gestellt. Ich erteile ihm das Wort dazu.

Abg Mag Harald Stefan (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Landeshauptmann!

Was man bis jetzt an Offenlegungen gesehen hat, ist meiner Meinung nach sehr chaotisch. Sie haben richtigerweise gesagt, dass es, wenn man sich dazu entschließt, eine einheitliche Regelung geben müsste. Ich habe mir das auch angeschaut: Die Zahlen sind meines Erachtens nicht vergleichbar, und es sind zum Teil auch sinnlose Aussagen dabei. Daher müsste es eine einheitliche Regelung geben. 

Ich gebe Kollegen Ulm in dem Punkt recht, dass es durchaus wünschenswert ist – und Sie haben das auch bestätigt –, dass Abgeordnete auch einen Beruf haben. Auf der anderen Seite besteht natürlich die Problematik von Abhängigkeiten. Wenn man in der Öffentlichkeit weiß, wer unter Umständen woher Geld bezieht, dann kann man nämlich auch sein Abstimmungsverhalten entsprechend besser interpretieren.

Meine Frage: Wenn jetzt eine solche einheitliche gesetzliche Regelung käme, welche Richtung oder welches Ziel würden Sie verfolgen?

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Ich habe bei einem Bundesgesetz gar nichts mitzureden und werde das auch nicht tun. Ich werde mich in die Beschäftigung der Mandatare nicht wirklich einmischen. Ich sage das in aller Offenheit. Wie das Ergebnis ausschaut, sieht man ja an den bisherigen Veröffentlichungen.

Ich weiß schon, dass Sie beispielsweise mit Herrn Abgeordneten Schalle nichts zu tun haben – Klammer auf – wollen – Klammer zu. Wenn ich mir aber diese Veröffentlichung anschaue, insbesondere vor dem Hintergrund der Einkommen aus den diversen Aufsichtsräten, dann kann ich nur sagen: Das ist ein Beispiel dafür, wie sinnhaft manche Regelungen sind und wie wenig sinnhaft manche Regelungen sind. Wenn man sich nämlich der Offenlegung rühmt und dann hineinschreibt, dass man Einkommen aus diversen Aufsichtsräten bezieht, dann sage ich: Darauf wäre ich selbst nicht gekommen, wenn ich das nicht gelesen hätte!

Noch einmal: Ich werde mich ganz sicher auf Bundesebene, so gerne ich das bei anderen, mir wichtigen politischen Themen mache, in dieser Causa nicht einbringen. Das ist überhaupt keine Frage.

Präsident Heinz Hufnagl: Danke schön. Die vierte und letzte Zusatzfrage kommt wieder von Frau Mag Antonov. – Bitte.

Abg Mag Waltraut Antonov (Grüner Klub im Rathaus): Herr Landeshauptmann!

Sie haben ausgeführt, dass Sie es vernünftig finden, wenn Abgeordnete auch einen zivilen Beruf haben und diesen unter Umständen auch nebenbei ausüben. Diese Auffassung teile ich natürlich! Ich meine, es macht durchaus Sinn, wenn man nicht – unter Anführungszeichen – nur Abgeordnete beziehungsweise PolitikerIn ist, sondern auch einen Bezug zu dem Leben hat, über das man als PolitikerIn in vielen Bereichen bestimmt. Sie haben gesagt, dass Sie das für sinnvoll halten. Daraus höre ich auch, dass Sie in gewisser Weise stolz darauf sind, dass PolitikerInnen auch andere Jobs haben.

Ich habe einen Nebenjob mit zehn Wochenstunden, und ich zerspragle mich, auf Wienerisch gesagt. Im Hinblick darauf frage ich mich manchmal, wie das Abgeordnete, gerade in der SPÖ-Fraktion, handhaben, die manchmal nicht nur einen, sondern bis zu drei Nebenjobs haben. Welchen der Jobs nehmen sie dann wirklich ernst und welchen nehmen sie nicht ernst?

Im Sinne der Transparenz und im Sinne der Abhängigkeiten und Verpflichtungen, die sich aus Nebenjobs, abgesehen von den Einkommen, ergeben, möchte ich Sie noch einmal fragen: Finden Sie es wichtiger, dass Abgeordnete einen Job, einen Nebenjob und einen Bezug zum Leben haben und sind Sie deshalb auch dafür, dass man das offen legt, oder finden Sie, dass die Öffentlichkeit kein Recht darauf hat, das zu wissen?

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Herr Landeshauptmann!

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Abgeordnete!

Ich nehme zur Kenntnis, dass Sie mich neuerlich einem Intelligenztest unterziehen. Auch das soll sein.

Ich habe vorhin laut und deutlich davon gesprochen, dass ich es für sinnvoll halte, wenn ein Abgeordneter einen Beruf erlernt hat, diesen Beruf ausgeübt hat beziehungsweise diesen Beruf, so weit wie irgendwie möglich, auch ausübt. Ich habe kein Wort von „nebenbei“ gesagt. Man hat nämlich, wie gesagt, grundsätzlich davon auszugehen, dass ein Abgeordneter einen Beruf hat, dann gewählt wird und seine Funktion als gewählter Mandatar auszuüben hat.

Auch ich verfüge über persönliche Erfahrung in diesem Bereich, auch wenn ich gesehen habe, dass mit den Funktionen, die ich sehr frühzeitig als Gemeinderat hier hatte, eine zeitliche Kompatibilität nicht unbedingt gegeben war. Daher habe ich das in weiterer Folge auch aufgelöst. Aber das hängt mit meiner spezifischen Ausbildung und meinem spezifischen Beruf zusammen, daraus kann man keine allgemeinen Schlüsse ziehen. Vom Einzelnen kann man nicht aufs Ganze schließen.

Aus meiner Sicht hat das mit der Sache jetzt gar nichts zu tun. Ich sagte vorhin schon, dass man seinen Beruf mit und ohne Offenlegung der Bezüge ausüben kann. Da der überwiegende Teil der Personen, die ihr Mandat hier ausüben, ohnedies Arbeitnehmer sind, kann die Frage der Abhängigkeit sozusagen der Öffentlichkeit ohnedies nicht vorenthalten werden. Ich erinnere mich an viele Diskussionen – mit all den Unterstellungen, die es bei solchen Diskussionen gibt –, die hier geführt worden sind, in denen darüber diskutiert wurde, welcher Mandatar früher oder möglicherweise gegenwärtig noch in Abhängigkeit zu einem Unternehmen, einem Beruf oder einer Interessensvertretung steht und aus diesem Grund dann so oder so stimmt. Okay. Diese Diskussion kann man aber mit und ohne Offenlegung führen.

Daher sage ich Ihnen noch einmal: Es geht nicht um meine Befindlichkeit, und es geht nicht einmal um meine Meinung, denn mein Einkommen ist offengelegt. Vielmehr geht es darum, ob eine Mehrheit im österreichischen Parlament eine Offenlegung der Einkommen beschließt, die außerhalb der ohnehin offengelegten Bezüge als Mandatare bezogen werden. Ob das geschieht, werden die Abgeordneten schon selbst wissen müssen. Das sage ich in aller Offenheit. (Beifall bei der SPÖ.)

Präsident Heinz Hufnagl: Danke, Herr Landeshauptmann.

Die 3. Frage (FSP - 05364-2007/0001 - KVP/LM) wurde von Abg Dr Matthias Tschirf gestellt und ist ebenfalls an den Herrn Landeshauptmann gerichtet. (Im Zuge der Wahlrechtsreform zur Einführung der Briefwahl wurden auch die rechtlichen Grundlagen für ein Auslandslandesbürger-Wahlrecht geschaffen. Warum macht Wien von dieser Regelung nicht Gebrauch?)
Ich bitte um die Beantwortung.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Klubobmann!

Zu Ihrer Anfrage, warum Wien nicht von der Einführung des Wahlrechts für Auslandsösterreicher und Auslandsösterreicherinnen Gebrauch macht, darf ich Ihnen folgende Argumentation bieten:

Zum einen waren die Länder nach Art 151 Abs 36 des Bundes-Verfassungsgesetzes verpflichtet, die Briefwahl bis zum Ablauf des 31. Dezember 2007 auf landesgesetzlicher Ebene umzusetzen. Dieser Verpflichtung kommt Wien nunmehr auch nach. Davon gehe ich jedenfalls aus.

Zum anderen enthält die Verfassungsbestimmung des Art 95 Abs 1 B-VG eine Ermächtigung für die Landes-Verfassungsgesetzgeber, dass auch Staatsbürgerinnen und Staatsbürger, die vor Verlegung ihres Hauptwohnsitzes in das Ausland einen Wohnsitz im Inland hatten, für die Dauer ihres Auslandaufenthaltes, längstens jedoch für einen Zeitraum von zehn Jahren zum Landtag wahlberechtigt sind.

Inwieweit Wien von dieser Ermächtigung möglicherweise Gebrauch machen kann und wird, wird im Hinblick auf die Sonderstellung Wiens als Land und Gemeinde derzeit sorgfältig geprüft. Das geltende Melderecht ermöglicht die Begründung von mehreren Nebenwohnsitzen in Wien. Dies könnte zu mehrfachen Stimmabgaben führen. Es gilt daher, Wege zu finden, diese demokratiepolitisch und rechtspolitisch unerwünschte Auswirkung auf das Wahlrecht der Wienerinnen und Wiener zu vermeiden. Diese Diskussion wollen wir in Ruhe führen. Daher kann das im Hinblick auf den Zeitdruck, der generell bei der Einführung des Briefwahlrechtes besteht, nicht zeitgleich beschlossen werden. Ich gehe aber davon aus, dass wir gemeinsam eine vernünftige Lösung finden werden.

Präsident Heinz Hufnagl: Die 1. Zusatzfrage stellt Abg Dr Tschirf. Ich bitte darum!

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Landeshauptmann! 

Sie haben davon gesprochen, dass heute im Landtag tatsächlich das Briefwahlrecht beschlossen wird. Davon gehe ich aus. Die Stimmen unserer Partei wird dieses Gesetz auf jeden Fall bekommen.

Ich habe Ihrer Beantwortung entnommen, dass Sie ein Interesse daran haben, der Grundintention dieses Bundes-Verfassungsgesetzes auch in Wien Rechnung zu tragen. Ich meine, man sollte gerade in Wien, wo es mehr Menschen als in anderen Bundesländern gibt, die für einige Zeit ins Ausland gehen, die Anknüpfung an die eigene Bundeshauptstadt beziehungsweise das eigene Bundesland betonen. In welchem Zeitraum ist zu erwarten, dass diese Prüfung insbesondere der sich aus der Doppelstellung Wiens als Land und Gemeinde ergebenden verfassungsrechtlichen Fragen abgeschlossen sein kann?

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Es wird nicht verwundern, dass ich versuche, den Geist des Ergebnisses der Gespräche, die zur Bildung dieser Bundesregierung geführt haben, zu erfüllen, weil ich mich da natürlich auch persönlich verpflichtet fühle, das steht außer jedem Zweifel. Es geht da aber nicht nur um die Frage einer Rechtsprüfung. Eine solche ist nämlich relativ rasch erstellt. Vielmehr geht es allerdings auch um die Frage einer politischen Prüfung.

Ich möchte nur ein bisschen vor Augen führen, wovon wir reden: Es gibt zur Zeit rund 300 000 Auslandsösterreicherinnen und –österreicher. Das ist eine große Zahl. Etwa über 62 000 AuslandsösterreicherInnen sind in die Wählerevidenz eingetragen, und etwa 27 000 Aus-
landsösterreicherInnen haben von ihrem Wahlrecht Gebrauch gemacht. Das ist keine kleine Zahl. Es sind etwa 0,45 Prozent der Gesamtwahlberechtigten. Ich sage Ihnen das, damit wir ein Mengengerüst haben, wovon wir reden. 

Sehr wichtig dabei ist mir, dass wir für Wien keine Insellösung treffen. Für mich ist in diesem Zusammenhang die Akkordanz mit den Bundesländern eine gleichfalls sehr wichtige Frage. Das Gleiche gilt auch für die Frage des Wahlrechts für die Nebenwohnsitzer. Auch das ist eine Frage, die man akkordieren muss, denn auch diesbezüglich ist die Meinung zwischen den Bundesländern sehr geteilt. Die Mehrheit der Bundesländer ist zur Zeit eher dagegen, wiewohl auch dort, ähnlich wie bei uns, eine Diskussion darüber zu führen ist.

Der Grund, dass es das noch nicht gibt, ist nicht eine intellektuelle Schlampigkeit oder gar Faulheit in der Diskussion, sondern es geht dabei sehr wohl darum, dass man sozusagen das auskonkretisiert, was den Geist der Koalitionsverhandlungen ausgemacht hat, bei denen im Zustand der Liebe manches diskutiert wurde, was man in der Realität noch etwas unterfüttern muss.

Präsident Heinz Hufnagl: Die 2. Zusatzfrage kommt von Herrn Abg Mag Stefan. Ich bitte darum.

Abg Mag Harald Stefan (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann!

Die direkte Demokratie hat in Wien eine sehr vernachlässigbare Rolle. Wenn nun eine Änderung des Wahlrechts durchgeführt wird, warum haben Sie nicht auch hier den leichteren Zugang zu den Instrumenten der direkten Demokratie gewährleistet?

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Magister!

Ich spreche Sie bewusst jetzt als Juristen an. Sie sind ja in Ihrem Hauptberuf Notar und Jurist und in Ihrem Nebenberuf Abgeordneter, und daher appelliere ich jetzt im Besonderen an Ihr juristisches Wissen.

Wenn Sie einen kurzen Vergleich betreffend die Instrumentarien der direkten Demokratie zwischen Wien und den anderen Bundesländern ziehen, dann stellen Sie fest, dass es zum Beispiel im benachbarten Bundesland gar nicht möglich ist, in einem Landtag eine solche Frage an den Landeshauptmann zu richten, wie Sie das eben tun. 

Ich meine, wir brauchen uns auch für die parlamentarische Demokratie, wie sie sich in Wien darstellt, nicht zu schämen! Ich halte das für sehr gut. Dass das anderweitig nicht in dem Ausmaß genutzt wird, nehme ich zur Kenntnis. Jedenfalls ist in der Stadt aber ganz offensichtlich hohe Zufriedenheit mit der Verwaltung gegeben.

Präsident Heinz Hufnagl: Die 3. Zusatzfrage kommt von Frau Mag Vassilakou. – Ich bitte darum. 

Abg Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Herr Landeshauptmann!

Aus guten Kontakten zu Auslandsösterreichern, zum Beispiel in Athen, weiß ich, wie sehr sich diese freuen würden, wenn sie auch auf Wiener Ebene wahlberechtigt wären, so sie denn aus Wien stammen. Diese Leute sind allerdings gleichzeitig sehr wohl in Athen wahlberechtigt.

Eine weitere Gruppe von Menschen, die gar nicht so klein ist, hat zwar viele Jahre in Wien gelebt, ist aber trotz der jüngsten Wahlordnungsreform noch immer nicht wahlberechtigt, nämlich die Zuwanderer, die in Wien leben, aber keine österreichische Staatsbürgerschaft haben. Glauben Sie, dass es möglich wäre, Ihren doch nicht ganz knapp bemessenen Einfluss als Wiener Landeshauptmann gegenüber unserer Bundesregierung geltend zu machen, damit der Geist der Liebe auch auf Zuwanderer übertragen werden kann?

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Klubvorsitzende!

Nichts würde ich lieber tun als das! Ich denke, dass es eine unserer vornehmsten Aufgaben ist, nicht nur Ängste zu nehmen, sondern auch den Geist der Concordia und der Liebe in die österreichische Bundesregierung zu bringen. Ich fürchte allerdings sehr, dass ich mich dieser Aufgabe angesichts des realen Diskussionsstandes nicht ganz gewachsen fühle.

Ich denke, dass man hier zwei Dinge auseinanderhalten sollte. – Das eine ist die Diskussion, die ich seit langer Zeit auf europäischer Ebene führe, dass es nämlich auch den so genannten Stadtstaaten wie Wien, Berlin, Hamburg oder Bremen möglich gemacht werden muss, dass EU-Bürger dort wahlberechtigt sind. Ich sehe das Problem nicht so, wie es in der EU gesehen wird, dass das halt ein Problem einer österreichischen und von drei deutschen Städten ist, sondern ich halte das für ein wesentliches Problem im Zusammenhang mit der Umsetzung der Vorstellungen von Wahlberechtigungsmöglichkeiten, wie das in der Europäischen Union gegeben ist.

Eine andere Frage ist das echte Ausländerwahlrecht, also für Bürger von außerhalb der Europäischen Union. Dazu kennen Sie meine Position. Natürlich nehmen wir, vielleicht im Gegensatz zu anderen Bundesländern, Verfassungsgerichtshofurteile zur Kenntnis, auch wenn wir nicht dieser Meinung sind. Wir haben daher bei den Gesprächen zur Bildung dieser Bundesregierung neuerlich auch diese Frage dargestellt und erörtert. Es wurde dies aber nicht in den Acquis communautaire dieser neuen österreichischen Bundesregierung aufgenommen. Das wird aber nichts daran ändern, dass ich und die Wiener Sozialdemokraten ihre Meinung zu dieser Frage des Ausländerwahlrechts nicht ändern und wir uns weiterhin bemühen werden, dass uns die verfassungsrechtliche Möglichkeit gegeben wird, das einzuführen.

Präsident Heinz Hufnagl: Die 4. Zusatzfrage kommt wieder von Herrn Abg Dr Tschirf. Ich erteile ihm das Wort dazu.

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Landeshauptmann!

Eine der Stärken der österreichischen Bundesländer ist die Freundschaft zwischen dem Wiener Landeshauptmann und dem niederösterreichischen Landeshauptmann. In Niederösterreich finden demnächst Landtagswahlen statt, und da sind auch Nebenwohnsitzer wahlberechtigt. – Ich weiß, dass Sie viele Gespräche mit Erwin Pröll führen. Wird ein Teil dieser Gespräche auch dem Thema gewidmet sein, wie man das überhaupt österreichweit umsetzen kann? Wäre es nicht ein gutes Pilotprojekt, dass man das niederösterreichische Erfolgsmodell, Nebenwohnsitzer wählen zu lassen, auch in Wien umsetzt?

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Klubobmann!

Wir führen im Rahmen der Freundschaftstruppe der Landeshauptleute Österreichs selbstverständlich auch laufend Gespräche darüber. Und ich kann Sie informieren, dass das Wahlrecht für Nebenwohnsitzer derzeit in Oberösterreich, das eine schwarz-grüne Koalition hat, in Salzburg mit einer sozialdemokratischen Landeshauptfrau, in der Steiermark, in Tirol und in Vorarlberg nicht geplant ist. Wien denkt darüber nach, steht aber derzeit auch vor einem Nein, und Kärnten hat es gleichfalls abgelehnt. Eigentlich besteht dieses Recht momentan nur in Niederösterreich bei meinem Freund Erwin Pröll und im Burgenland bei meinem Freund Hans Niessl. Dort gibt es dieses Wahlrecht. Wir befinden uns zur Zeit bei der Mehrheit der Bundesländer, ob ich mich dort wohlfühle, weiß ich allerdings noch nicht.

Präsident Heinz Hufnagl: Die 4. Frage (FSP - 05363-2007/0001 - KSP/LM) wurde von Herrn Abg Baxant gestellt und ist an die Frau Amtsf Stadträtin der Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, KonsumentInnenschutz und Personal gerichtet. (Sehr geehrte Frau Stadträtin, wo sehen Sie Lücken im Bereich des Schutzes und der Betreuung von Gewaltopfern und welche gesetzlichen Änderungen auf Bundesebene fordern Sie im Bereich Gewalt und Opferschutz?)
Ich bitte um die Beantwortung.

Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Abgeordneter!

Wir hatten gestern schon die Möglichkeit, im Gemeinderat das Thema Gewalt an Frauen ausführlich zu diskutieren, und wir haben gemäß einem Vier-Parteien-Antrag viele der Punkte, die aus meiner Sicht im Gewaltschutzgesetz geändert werden müssen, schon beschlossen.

Die „16 Tage gegen Gewalt an Frauen“ geben aber noch einmal die Möglichkeit, das Gesetz zu reflektieren und sich anzuschauen, was denn aus unserer Sicht tatsächlich noch zu verbessern wäre. Ich glaube, wir haben gerade im Bereich des Opferschutzes noch einige Möglichkeiten im Gewaltschutzgesetz. Wir haben es mit dem Gewaltschutzgesetz geschafft, die diesbezügliche Stellung der Frau sowie die Opfer- und Täterrolle neu zu definieren, und zwar sehr gut zu definieren. Dass dieses Gesetz gut wirkt, wird auch durch die Tatsache belegt, dass wir in den letzten zehn Jahren eine Vervierzehnfachung bei den Wegweisungen und eine Versechszehnfachung bei den Betretungsverboten hatten. Beides zusammengerechnet, haben wir jährlich ungefähr 7 000 Fälle und 930 Anzeigen, und da merken wir, dass es nach wie vor einen Bedarf an Neuregelungen gibt und dass wir Veränderungen brauchen, wenn wir den Opferschutz tatsächlich ernst nehmen wollen.

Man muss auch zur Kenntnis nehmen, dass die Rolle der Frauen sich sehr unterschiedlich darstellen kann, insbesondere wenn wir vom tatsächlichen Opferschutz sprechen. Die Abhängigkeiten, in denen Frauen stehen und die zum Beispiel auch immer im Kontext mit Armut und Migrationshintergrund gesehen werden müssen, sind wirklich exorbitant. Dazu, dass Frauen aus der Gewaltspirale tatsächlich aussteigen und von unseren Gewaltschutzmaßnahmen profitieren können, bedarf es noch der entsprechenden Regelungen im Gesetz. Einer der wesentlichen Punkte ist, dass wir auch bei der Ausbildung von Menschen in Justizberufen eine stärkere Sensibilisierung vornehmen, denn zehn Jahre Gewaltschutzgesetz haben uns auch gezeigt, dass wir da noch einen großen Nachholbedarf haben.

Es gibt natürlich auch einige Forderungen im Bereich der Zivilverfahren, zum Beispiel betreffend das Recht auf schonende Einvernahme und auf psychosoziale und juristische Prozessbegleitung für diese Frauen. Dabei muss man davon ausgehen, dass diese Frauen sehr oft nicht eigenständig existenzfähig sind, in Abhängigkeit stehen und daher natürlich für so etwas tatsächlich keine Mittel haben. 

Als wir gestern den einen Punkt beschlossen haben, haben wir gesagt, dass wir gerade für Frauen, die zum Beispiel von Zwangsehen oder von massiver, immer wieder nicht abwendbarer Gewalt betroffen sind, eigene Programme brauchen, die sozusagen Zeugenschutzprogrammen gleichkommen, damit wir die Frauen intensiv schützen können. Und wir haben auch gestern schon beschlossen, dass wir uns gemeinsam dafür einsetzen wollen, dass die einstweilige Verfügung von drei auf sechs Monate ausgedehnt wird.

Ich denke, dass es insgesamt hier eine breite Einigung auch im Wiener Landtag gibt. Es geht jetzt darum, sich gemeinsam dafür einzusetzen, dass sich in diesem Bereich noch etwas bewegt. Das bedeutet aber nicht, dass ich jetzt jammere, dass uns das Erreichte zu wenig ist. Ganz im Gegenteil: Ich meine, das Gewaltschutzgesetz ist ein tatsächlicher Meilenstein, und die „16 Tage gegen Gewalt“ bieten uns eine gute Gelegenheit, einerseits aufzuzeigen, was mit diesem dichten Wiener Gewaltschutznetz gelungen ist, das Ganze andererseits aber auch an Forderungen zu koppeln, die uns ganz besonders wichtig sind.

Präsident Heinz Hufnagl: Danke für die Beantwortung. Die 1. Zusatzfrage stellt Frau Abg Matiasek. – Ich bitte darum.

Abg Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Wir haben gestern über die Forderungen diskutiert, die Sie jetzt wiederholt haben, und haben diese im Rahmen eines Antrages formuliert. In diesem Bereich kann auf Gesetzesebene ja fast ausschließlich der Bund agieren, daher kann es Aufgabe des Landes oder der Stadt nur sein, entsprechende Initiativen oder Forderungen zu stellen.

Auf der Seite der Stadt geschieht sicherlich durch den Einsatz diverser Mittel vieles im Bereich der Betreuung durch adäquate Einrichtungen. Es wurde uns jetzt auch ein Projekt vorgestellt, über das wir gestern auch geredet haben, das ich unter dem Titel „Bewusstseinsbildung für dieses Thema“ einreihen möchte. Wir haben uns das angeschaut und mussten auf der Homepage feststellen, dass Frauenministerin Bures nicht besonders begeistert davon war und dem durchaus eine Absage erteilt hat. Und als meine Kollegin und ich uns das genau durchgeschaut haben, sind wir auch zu dem Schluss gekommen, dass wir uns da eher der Meinung der Frauenministerin anschließen und eigentlich keine tatsächliche Wirkung eines solches Projektes sehen.

Frau Stadträtin! Ich kann und will Ihnen überhaupt nicht vorschreiben, wie Sie meine Frage beantworten, bin aber jedenfalls mit einem klaren Ja oder Nein zufrieden: Sind Sie der Meinung, dass ein solches Projekt die Gewaltbereitschaft tatsächlich wirkungsvoll minimieren oder unterbinden kann?

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Ja! Und ich kann das auch begründen. Ich denke mir, die Tatsache, dass Wien so gut im Gewaltschutz‑ und Gewaltpräventionsbereich aufgestellt ist, ist nicht darauf zurückzuführen, dass wir nur eine Maßnahme haben. Der 24-Stunden-Notruf wirkt sicherlich als Drehscheibe, und ich glaube, ich brauche jetzt nicht alle Maßnahmen aufzuzählen, denn Sie sind ja im interfraktionellen Kreis und kennen all die Angebote der Stadt, die wir für Frauen haben, die von Gewalt betroffen sind.

Es ist aber tatsächlich nötig, und das geschieht mit dieser Aktion von White Ribbon, dass wir dieses Thema auch immer stärker ins Bewusstsein rufen. Und bei diesem Projekt geschieht das auch mehrsprachig. Aus unseren Erfahrungen mit den Wiener Frauenhäusern wissen wir, dass das Phänomen der Gewalt an Frauen bei Frauen mit Migrationshintergrund besonders ausgeprägt ist, und zwar auf Grund dessen, das sie oft keinen eigenen Aufenthaltstitel und keinen eigenen Zugang zum Arbeitsmarkt haben und dadurch natürlich doppelt abhängig von Männern sind. Im Hinblick darauf ist es wichtig, eine entsprechende Bewusstseinsarbeit zu leisten, und zwar auch im Sinne dessen, was wir am Montag in meiner Geschäftsgruppe zum Thema Integration, tatsächliche Herstellung von Chancengleichheit und auch Erwartungshaltungen an die zugewanderte Bevölkerung diskutiert haben.

Ich meine also, solche Projekte sind wichtig, um einen Beitrag zur Bewusstseinsbildung zu diesem Thema zu leisten. Und ich füge hinzu: Da das Gewaltschutzgesetz nun zehn Jahre besteht, zieht sich dieses Thema im Jahr 2007 sozusagen vom Jänner bis in den Dezember. Aber ansonsten ist es sehr schwierig, zu diesem äußerst sensiblen und heiklen Thema politisch auch immer wieder Öffentlichkeit zu bekommen und Frauen entsprechend zu informieren. Das zahlt sich meiner Meinung nach aber allemal aus, und es ist noch dazu bei einer so günstigen Aktion eine gute Variante, auch einmal eine so kleine Initiative zu unterstützen. Ja.

Präsident Heinz Hufnagl: Die 2. Zusatzfrage stellt Frau Mag Antonov. – Ich bitte darum.

Abg Mag Waltraut Antonov (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin!

Ich möchte auf eine Gruppe von Menschen in dieser Stadt zu sprechen kommen, die sehr leicht Gefahr laufen, Opfer von Gewalt zu werden, und zwar sind das die Sexarbeiterinnen. Es gibt eine niederschwellige Beratungseinrichtung für Sexarbeiterinnen im 15. Bezirk, nämlich SOPHIE, ein Projekt, das mit EU-Förderungs-
mitteln unterstützt wird. Die EU-Förderung wird demnächst auslaufen. Daher meine Frage an Sie: Wie ist der Weiterbestand einer niederschwelligen Beratungsstelle für Sexarbeiterinnen gewährleistet?

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Zuerst möchte ich noch die interessierten ZuhörerInnen und Zuschauer auf der Galerie begrüßen. 

Ich danke für diese Frage. Diese wurde mir auch das letzte Mal gestellt, als wir über das Thema der Prostituierten insgesamt gesprochen haben. – Ja. Die Stadt Wien hat sich sehr bewusst dazu entschlossen, eine niedrigschwellige Einrichtung für Prostituierte zu schaffen und hat daher im Jahr 2007 dieses EU-Projekt übernommen und finanziert. Wir haben jetzt auch schon eine Vereinbarung betreffend SOPHIE für 2008 getroffen, und es wird tatsächlich einen Fortbestand von SOPHIE auch im Jahr 2008 geben.

Präsident Heinz Hufnagl: Danke schön. Die 3. Zusatzfrage kommt von Frau Mag Feldmann. – Ich bitte darum.

Abg Mag Barbara Feldmann (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Die Zusammenarbeit von privaten und öffentlichen Organisationen im Rahmen des Gewaltschutzes wie zum Beispiel von Polizei, Justiz, Jugendwohlfahrt, Gesundheitsbereichen und Fraueneinrichtungen sind Voraussetzung für die wirksame Bekämpfung von Gewalt. 

Meine Frage lautet: Haben Sie einen Plan, wie man diese Zusammenarbeit weiter intensiveren kann?

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Frau Abgeordnete!

Wir haben natürlich einen Plan. Ich war etwas erstaunt über den Antrag, den wir am Montag dazu behandelt haben, denn das Wiener Gewaltschutznetz ist deshalb so dicht, weil es natürlich eine sehr enge Abstimmung und Kooperation zwischen den einzelnen Institutionen und Einrichtungen gibt. 

Mit der Gewaltschutzplattform, die es ja in Wien gibt und im Zusammenhang mit welcher wir unter der Federführung des 24-Stunden-Notrufes regelmäßig in der Stadt zusammenkommen, geschieht genau das, was Ihre Forderung ist, nämlich dass es eine Abstimmung zwischen den einzelnen Einrichtungen und der Exekutive und eine gemeinsame Vorgangsweise für unterschiedliches Auftreten von Gewalt gibt. Diese enge Abstimmung funktioniert hervorragend. Das sieht man auch bei Großveranstaltungen. Wir sind jetzt gerade dabei, uns auf die EURO 2008 vorzubereiten, anlässlich welcher wir unter der Federführung des Wiener Frauennotrufes eine gemeinsame Aktion auch mit der Exekutive durchführen wollen, um für Frauen, die Opfer von Gewalt im öffentlichen Raum geworden sind, ein entsprechendes Angebot zu haben. Eine solche Akkordierung gibt es auch im Bereich von Gewalt an Mädchen und an Prostituierten und auch zum Beispiel an der Schnittstelle von Beratungsstelle und Frauenhaus. 

Im Rahmen dieser Gewaltschutzplattform werden Thema für Thema und Gewaltsituation für Gewaltsituation gemeinsam bearbeitet. Dabei achtet man darauf, wie man sich abstimmen kann und dass die Schnittstellen gut funktionieren, damit die Frauen mit möglichst wenigst Aufwand sofort Krisenhilfe und die Unterstützung bekommen, die sie tatsächlich brauchen.

Wir haben also einen solchen Plan. Ich weiß schon, Ihre Forderung lautet, dass man das sozusagen zusammenschreibt. Aber auch das gibt es im Rahmen der Konzepte des 24‑Stunden‑Notrufes. Auch beim 24‑Stunden‑Notruf hält man immer wieder Meetings zu den einzelnen Themen ab und hält das auch fest, um eigene Handlungspläne zu erstellen. 

Präsident Heinz Hufnagl: Danke schön. Die 4. und letzte Zusatzfrage kommt von Herrn Abg Baxant. – Ich bitte darum.

Abg Petr Baxant (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Vorerst danke für die Beantwortung meiner ersten Frage. 

Sie haben es vorher schon angesprochen: In drei Tagen, am 25. November 2007, beginnen österreichweit die „16 Tagen gegen Gewalt an Frauen“. Ich bitte Sie zu erläutern, was das Land Wien in Bezug auf Gewaltschutz tut. Welche Aktionen wird es in diesen 16 Tagen in der Stadt Wien und im Land Wien geben?

Präsident Heinz Hufnagl: Frau Stadträtin, bitte

Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Herr Abgeordneter!

Ich danke für die Möglichkeit, das noch einmal darzustellen! Wir alle haben bei der Erstellung des diesbezüglichen dichten Aktionsplans zusammengearbeitet, wie Frau Abg Feldmann vorhin schon erwähnt hat.

Lassen Sie mich noch ein paar sehr erschütternde Daten darstellen: Eine von vier Frauen, die in Europa lebt, ist durch den jetzigen oder den ehemaligen Partner von Gewalt betroffen. 10 bis 15 Prozent der Frauen in den Industrieländern sind schon zu sexuellen Handlungen genötigt worden. Jede siebente Frau hat zum Beispiel schon eine Vergewaltigung erlebt. – Wenn man sich das klar macht, dann sieht man, dass diese Betroffenheit allgegenwärtig ist, egal, ob man arm oder reich, jung oder alt ist, egal, ob man von der westlichsten Ecke oder von der südlichsten Ecke der Welt kommt.

Wir haben in Wien eine Auflage des Europäischen Parlaments erfüllt, indem wir pro 10 000 Einwohnerinnen einen Platz im Wiener Frauenhaus zur Verfügung stellen. Und beim 24-Stunden-Notruf erfolgt eine gute Akkordierung.

Bei „16 Tage gegen Gewalt“ haben wir dieses Mal nicht nur die europaweite Kampagne unterstützt, sondern haben uns konkret auch noch einem besonderen Thema gewidmet, nämlich dem Thema der Gewalt an älteren Frauen, und wir werden gemeinsam mit dem Weißen Ring in Favoriten eine Maßnahme durchführen, die wir schon im letzen Gemeinderatsausschuss beschlossen haben: Wir geben älteren Frauen, die von Gewalt betroffen sind, in der Krisensituation eine Unterstützung und führen sie aus der Krisensituation hinaus. Das erfolgt, wie gesagt, in Kooperation mit dem Bezirk, mit dem Weißen Ring und mit der Exekutive. Daraus wollen wir einen Handlungsplan erarbeiten, der 2008 für Wienerinnen in der Altersgruppe 50 plus zur Verfügung stehen soll.

Darüber hinaus gibt es mit White Ribbon eine gemeinsame Aktion, bei der wir mit Burschen arbeiten und ihnen eine Schulung geben wollen, wie Gewalt wirkt und wie sie mit ihren Aggressionen umgehen. Wir wollen ihnen vermitteln, dass Gewalt an Frauen tabu ist, und das in einer sehr jugendgerechten Form gemeinsam mit der WEGA. Ich denke mir, dass eine Kooperation zwischen Jugendzentren, der Polizei und der Stadt Wien sehr gut ist. Ich meine nämlich, wie schon erwähnt, dass präventive Arbeit, aber auch Bewusstseinsarbeit ganz wichtig ist. 

White Ribbon leistet einen guten Beitrag, wenn prominente Fußballer, Schauspieler und Politiker sagen: Wir stehen gemeinsam auf gegen die Gewalt an Frauen! Das soll meiner Meinung nach immer wieder unterstützt werden, und ich denke, wir sind da in Wien auf einem sehr guten Weg. 

Die „16 Tage gegen Gewalt“ sind eine Aktionszeit, in der es intensive Bemühungen gibt, entsprechende Öffentlichkeitsarbeit zu betreiben. Letztendlich lohnt es sich aber für uns Politikerinnen und Politiker, egal, welcher Couleur, Tag für Tag gegen die Gewalt an Frauen zu kämpfen. (Beifall bei der SPÖ.)

Präsident Heinz Hufnagl: Die 5. Frage (FSP - 05368-2007/0001 - KFP/LM) wurde von Herrn Abg Mag Ebinger gestellt und ist an die Frau Stadträtin der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales gerichtet. (Medienberichten zufolge plant die EU-Kommission eine neue Richtlinie, die vorsieht, dass alle EU-Bürger sich in einem beliebigen EU-Land behandeln lassen dürfen und nur jene Behandlungskosten ersetzt werden, die auch im Herkunftsland des Patienten anfallen würden. Welche Auswirkungen hat diese Richtlinie für das Land Wien?)
Frau Stadträtin! Ich bitte um die Beantwortung.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Sehr geehrter Herr Abgeordneter!

Sie fragen, welche Auswirkungen die geplante EU-Richtlinie im Gesundheitsbereich auf Wien hat. – Die Europäische Kommission hat für Ende 2007 den Richtlinienvorschlag zu Gesundheitsdiensten angekündigt. Allerdings liegt dieser noch nicht vor, weshalb zu den Auswirkungen dieses zu erwartenden Vorschlags für das Land Wien noch keine konkreten Stellungnahmen abgegeben werden können. 

Grundsätzlich können wir aber schon sagen, dass die Mechanismen des Binnenmarktes auch im Gesundheitsbereich nach dem Wunsch der Europäischen Kommission stärker Einzug halten sollen und dass das Land Wien diesen Entwicklungen sehr kritisch gegenüber steht. Meines Erachtens sind nämlich Gesundheitsdienstleistungen nicht zu vergleichen mit anderen Dienstleistungen, die nach Marktregeln funktionieren. Außerdem meine ich, dass der hohe medizinische und auch rechtliche Standard der österreichischen Gesundheitsversorgung nicht durch Regelungen der freien Marktwirtschaft unterlaufen werden darf.

Für das Land Wien hat eine qualitativ hochwertige gesundheitliche Versorgung aller Wienerinnen und Wiener die oberste Priorität. Ein gleicher und gerechter Zugang zu den öffentlichen Gesundheitsdienstleistungen ist daher auch in Zukunft sicherzustellen. Voraussetzung dafür ist aber auch, dass der Markt hier nicht Einzug hält.

Entsprechend der österreichischen und Wiener Gesundheitspolitik müsste daher die Richtlinie zu grenzüberschreitenden Gesundheitsdiensten die Mobilität der Patienten und auch der Fachkräfte regulieren, um Ungleichgewichte in der Gesundheitsversorgung und Belastungen zu verhindern. Ich gehe davon aus, dass die Republik Österreich, die dafür Ansprechpartnerin ist, dementsprechend reagieren und agieren wird, wenn die Richtlinie vorliegt. 

Präsident Heinz Hufnagl: Danke schön. Die 1. Zusatzfrage kommt von Herrn Mag Ebinger. – Ich bitte darum.

Abg Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Landesrätin!

Sie haben schon ausgeführt, dass Wien – sogar laut Studie – österreichweit führend in der Gesundheitsversorgung ist. Wir können also zu Recht stolz auf dieses Gesundheitssystem sein!

Mir ist klar, dass die Diskussion über die Richtlinie jetzt ein bisschen früh ist. Mit Ende des Jahres wird ein Entwurf für die Richtlinie verabschiedet. Das heißt aber noch lange nicht, dass die Richtlinie verabschiedet wird. Und wenn sie verabschiedet ist, muss man sie auch noch umsetzen, das weiß ich schon.

Allerdings ist das wirklich ein Thema von gewaltiger Dimension. Das Ganze kann nämlich speziell in dem Fall, dass man eine international renommierte Gesundheitsversorgung hat, auch gewaltige finanzielle Dimensionen haben. So weit ich nämlich der Gemeindezeitung und den Tageszeitungen entnehmen kann, würde das, zumindest wie es jetzt vorgesehen ist, bedeuten, dass sich jeder Bürger der Europäischen Union hier zu den Kosten behandeln lassen kann, die seine Sozialversicherung tragen würde.

Sie werden sich sicherlich schon mit Ihren Experten damit beschäftigt haben. Daher meine Frage: Gibt es schon Schätzungen, was im Extremfall an Mehrpatienten auf Wien zukommen kann?

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Die Richtlinie liegt, wie gesagt, noch nicht vor, ist aber bereits in Diskussion, und ich bin Ihnen insofern sehr dankbar für die Frage, weil ich es für ganz wichtig halte, dass wir über Prozesse in der Europäischen Union nicht erst dann reden, wenn sie da sind und damit schon erledigt sind, sondern bereits zu dem Zeitpunkt, wenn der Prozess beginnt. Daher habe ich mich auch schon sehr eingehend damit beschäftigt.

Das, was von der Kommission geplant ist, ist die Umsetzung dessen, was derzeit Rechtsprechung des EuGH ist, und die Rechtsprechung des EuGH besagt, dass die ambulante Versorgung in Mitgliedsstaaten ohne vorherige Genehmigung des anderen Mitgliedsstaats in Anspruch genommen werden kann, die stationäre Versorgung hingegen nur nach vorheriger Genehmigung. Sowohl die Kommission als auch der EuGH in seinen Erkenntnissen gehen davon aus, dass die Patienten- und Patientinnenmobilität sehr gering ist und nur 1 Prozent beträgt.

Wovon man ausgeht, ist allerdings das eine, und wohin die Entwicklung führt, das andere. Ich denke daher, dass es ganz notwendig ist, dass man sich auch auf Bundesebene – und da ist die Gesundheitsministerin ganz besonders gefordert – jetzt schon damit beschäftigt. Denn wir dürfen nicht vergessen, dass die Europäische Union nicht irgendjemand ist, der heimlich etwas entscheidet, sondern dass es eine solche Richtlinie nur gibt, wenn der Rat zustimmt und damit auch Österreich. Deshalb ist es wichtig, dass man sich jetzt schon damit beschäftigt und nicht zulässt, dass über die Hintertür einer vermeintlichen Gerechtigkeit und des Binnenmarktgedankens Markt ins Gesundheitswesen gebracht wird, was zu einer Verschlechterung der Gesundheitsversorgung für alle führt. 

Präsident Heinz Hufnagl: Danke schön. Die 2. Zu-
satzfrage wird von Frau Abg Dr Pilz gestellt. – Ich bitte darum. 

Abg Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Ich habe Ihre Ausführungen mit Interesse gehört und teile die Ansicht, dass Gesundheit kein marktfähiges Gut sein soll und wir daher aufpassen müssen, dass wir nicht unsere Möglichkeiten der Behandlung sozusagen jenen zur Verfügung stellen, die starke Marktteilnehmer und –teilnehmerinnen sind. Das kann aber geschehen, und insofern trifft der Hinweis meines Kollegen zu, dass da etwas auf uns zukommt und das tatsächlich ein Thema ist, mit dem wir uns beschäftigen müssen.

In Anbetracht dessen, dass die Kommission diese Möglichkeit durch eine entsprechende Richtlinie eröffnen will, frage ich Sie: Könnten wir das nicht sozusagen ins Konstruktive umdrehen? Gibt es nicht auch Möglichkeiten in Wien, dass wir dort, wo wir entsprechende Kapazitäten beziehungsweise ein Überangebot haben, sprich, in der Akutversorgung, aktiv um Bürger anderer EU-Staaten werben, die sich hier behandeln lassen könnten, was auch zur Abdeckung unserer budgetären Nöte beitragen würde?

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Frau Abgeordnete! Das ist praktisch und theoretisch möglich. Die Crux dabei ist nur, dass die Judikatur des EuGH derzeit davon ausgeht, dass ambulante Leistungen ohne vorherige Zustimmung des Mitgliedsstaates in Anspruch genommen werden können und dass die Kosten dieser Versorgung bis zu der Höhe erstattet werden, die im Heimatland gilt. Beim stationären Bereich muss derzeit zunächst die Zustimmung eingeholt werden, der Kostenerstattungsbetrag ist aber ebenfalls mit der Höhe gedeckelt, die im Heimatland gilt.

Jedes Ding hat eben zwei Seiten, und die Kehrseite der Medaille des hervorragenden Gesundheitssystems in dieser Stadt ist, dass es nahezu kein Gesundheitssystem gibt, bei dem höhere oder gleich hohe Beträge für die Leistungen, die erbracht werden, bezahlt werden. Auf Grund dessen, dass es gegenwärtig kaum eine bessere Gesundheitsversorgung für alle in einem anderen europäischen Staat gibt, wären wir immer die Nettozahler. Und das ist sozusagen eine Problematik, wenn es nicht auf irgendeine Art und Weise einen europäischen Ausgleich gibt.

Das heißt, die von Ihnen angesprochene Variante, ob wir uns nicht ein bisserl Körberlgeld machen können, muss ich mit Nein beantworten, weil wir immer zu wenig dafür bezahlt bekommen würden. Wir würden immer weniger bekommen, als die Leistung wirklich kostet.

Präsident Heinz Hufnagl: Danke für die Beantwortung. Die 3. Zusatzfrage kommt von Frau Abg Korosec. – Ich bitte darum.

Abg Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Präsident! Frau Landesrätin! 

Ich komme jetzt von der EU-Ebene wieder auf die nationale Ebene. Wir haben hier sehr viele Gastpatienten in erster Linie aus Niederösterreich und aus dem Burgenland, aber natürlich auch aus anderen Bundesländern. Und da gibt es immer große Probleme mit den Abrechnungen.

Frau Landesrätin! Ich möchte Sie fragen: Gibt es jetzt im Zuge des Finanzausgleichs neue Vereinbarungen, dass man davon ausgehen kann, dass Wien für diese Gastpatienten eine entsprechende Abrechnung stellen kann?

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Frau Stadträtin. 

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Ich schmunzle, und Sie wissen warum, denn beim Thema Gastpatienten steht es dann immer in der Sekunde neun zu eins. Ich habe mich jetzt nicht versprochen mit neun zu eins, denn es stehen da alle anderen Bundesländer plus der Bund gegen Wien, und es ist immer sehr schwierig, Mehrheiten zu schaffen. Durch harte Verhandlungen ist es uns allerdings gelungen, dass wir aus dem Topf mehr bekommen als die Relation zur Bevölkerungszahl. Diese Aufteilung ist so geblieben. Nicht gelungen ist uns, in ausreichendem Ausmaß eine Refundierung für die Leistungen zu erhalten, die wir für Niederösterreich erbringen. Aber bei neun zu eines ist man halt immer schnell zweiter Sieger, und das war auch diesfalls der Fall.

Präsident Heinz Hufnagl: Danke schön. Die vierte und letzte Zusatzfrage kommt von Herrn Abg Mag Ebinger. – Ich bitte darum. 

Abg Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Kollegin Pilz hat gesagt, dass es da nicht nur eine Gefahr, sondern auch eine Chance gibt. Ich persönlich habe mir das auch überlegt, und meine, dass das nur dann tatsächlich eine Chance sein könnte, wenn es auch eine Harmonisierung der Behandlungskosten gäbe. Dann könnten wir europaweit in Konkurrenz treten. Wenn es aber so ist, wie Sie ausgeführt haben, dass wir nur das ersetzt bekommen, was in den jeweiligen Mitgliedsstaaten ersetzt wird, dann ist das eher ein Defizitgeschäft. Gleichzeitig ist aber zu befürchten, dass die Leute trotzdem kommen, weil wir heute, objektiv gesagt, im Spitzenfeld liegen.

Die Zusatzfrage mit den Abrechnungen zeigt die Problematik, die wir in Österreich haben. In einer Gemeindezeitung ist zu lesen, dass wir 2005 ungefähr 43 000 Patienten aus der Europäischen Union in Österreich hatten. Das sind keine Wiener Zahlen. In der „Kronen Zeitung“ stand, dass die Gebietskrankenkasse schon mit den italienischen Patienten Schwierigkeiten hat; es sind ungefähr 6 000 zum Beispiel nach Schiunfällen. Es ist da etwas von 60 Millionen an Zinsverlusten die Rede. Offenbar ist es nicht ganz einfach, mit den dortigen Versicherungsträgern die Zahlungen abzuwickeln!

Wenn ich jetzt bedenke, dass wir zumindest mit 27 verschiedenen Staaten abrechnen müssen – und vielleicht gibt es auch Staaten, die auch regionale Regelungen haben –, und das in einer Unzahl von Sprachen, dann bedeutet das ja nicht nur einen Mehraufwand an Ärzten und Pflegepersonal, sondern wir brauchen dann wahrscheinlich auch eine spezielle Verwaltungstruppe, die sich nur mit diesen Dingen beschäftigt. Gibt es von Ihnen aus Schätzungen, welche Dimensionen an Personal das insgesamt bedeuten könnte?

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Frau Stadträtin. 

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Herr Abgeordneter! Sie haben das Problem mit Italien angesprochen. Dazu kann ich Erfreuliches berichten. Es ist uns nämlich auf Grund einer Initiative hier in Wien gelungen, die Zahlungen Italiens zu beschleunigen. Im heurigen Jahr wurden über 1,2 Millionen EUR für die Behandlung von italienischen Patientinnen und Patienten an den Wiener Fonds Krankenanstalten angewiesen. 

Das sind noch nicht alle Rückstände, aber für uns in Wien ist das doch sozusagen ein erklecklicher Forschritt. Aber Sie haben vollkommen recht, das ist sehr mühsam und geht natürlich auch nur im Zusammenwirken mit den anderen Bundesländern und den Sozialversicherungsträgern.

Ich setze daher schon darauf, und darum sage ich noch einmal, ich bin sehr froh, dass wir das jetzt schon diskutieren und ich habe mich auch schon eingehend mit dieser Richtlinie beschäftigt, wo es noch nicht einmal einen Entwurf gibt, weil das ist ja nicht die normative Kraft des Faktischen. Es scheint mir bei solchen Richtlinien immer so zu sein, wenn das erste Mal darüber diskutiert wird, wird in Österreich immer darüber diskutiert, als wäre das schon und wird immer der Punkt ausgeblendet, dass es das nur gibt, wenn wir zustimmen. Die Gesundheitsministerin muss im Rat dazu Ja sagen. Wenn sie dazu nicht Ja sagt, dann gibt es das nicht.

Das Europäische Parlament hat sich, ganz besonders die Sozialdemokratische Fraktion, schon sehr kritisch gegenüber der Judikatur des EuGH geäußert. Daher schlage ich vor, dass wir die gemeinsamen überfraktionellen Kräfte einmal darauf konzentrieren, klar zu machen, Gesundheitswesen ist etwas, wo wir den Markt nicht wollen, weil wir die Qualität sichern wollen und weil Gesundheitsdienstleistungen ein Bereich sind, wo die Marktkräfte automatisch zu Marktversagen führen, und dass wir uns gemeinsam bemühen, dass diese Richtlinie nicht so kommt, wie sie jetzt noch nicht einmal als Entwurf vorliegt. 

Präsident Heinz Hufnagl: Danke für die Beantwortung. Die Fragestunde ist damit beendet.

Wir kommen nun zur Aktuellen Stunde.

Der ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien hat eine Aktuelle Stunde mit dem Thema „Qualitätssicherung und Transparenz - Operationswartezeitenmanagement im Gesetz verankern!" verlangt. Das Verlangen wurde gemäß § 39 Abs 2 der Geschäftsordnung ordnungsgemäß beantragt. 

Ich bitte die Erstrednerin, Frau Abg Korosec, die Aktuelle Stunde zu eröffnen, wobei ich bemerke, dass Ihre Redezeit mit zehn Minuten begrenzt ist.

Abg Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Präsident! Frau Landesrätin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ein Fall, der vergangene Woche an mich herangetragen wurde. Also ich habe nicht mit der Laterne gesucht, sondern einer von vielen Fällen, aber der letzte, der an mich herangetragen wurde:

Herr P hat seit Jahren Knieprobleme. MRT-Untersuchung im Sommer, Ergebnis: Herr P braucht ein neues Knie. Herr P erhält im September 2007 einen Operationstermin im Orthopädischen Spital Speising für Dezember 2008. Sie haben richtig gehört, für Dezember 2008! Herr P versucht es in anderen Krankenhäusern, unter anderem auch in Gersthof. Auskunft: zwei Monate Wartezeit auf Ambulanztermin, dann zirka neun Monate Wartezeit auf Operation. Im AKH ist man überhaupt nicht durchgekommen, sehr oft angerufen, aber nicht einmal durchgekommen. Wäre er privat versichert, könnte er in den nächsten Wochen operiert werden, wurde Herrn P in Gersthof mitgeteilt.

Frau Landesrätin - ich sehe Sie im Moment nicht -, wir haben eine schriftliche Unterlage von Ihnen, wo Sie uns sagen, Wartezeit bei orthopädischen Operationen höchstens sechs Monate. Also, Frau Landesrätin, fordere ich Sie auf, diesen Fall in sechs Monaten zu lösen! Ich gebe Ihnen anschließend die Unterlagen und nehme an, das wird erledigt! (Beifall bei der ÖVP.) 

Das ist ein Fall, den man mit Öffentlichkeit eventuell lösen kann. Aber die vielen Fälle, die nicht zu uns kommen, werden nicht gelöst! Und das ist eben leider kein Einzelfall! Warten, warten, warten, heißt es für viele Patientinnen und Patienten in Wien, die dringend eine Operation benötigen, außer, ich sage es noch einmal, man ist Privatpatient. Es ist in Wien inzwischen ein offenes Geheimnis, dass es dann viel rascher geht, wobei ich absolut nichts gegen die Privatpatienten sagen möchte, ganz im Gegenteil, ein Krankenhaus braucht das auch, aber die Organisation muss stimmen. Es kann nicht so sein, dass das zu Lasten der Normalpatienten geht.

Was macht die rote Stadtregierung? Die rote Stadtregierung leugnet seit Jahren, obwohl die Patientenanwaltschaft, das Kontrollamt, der Rechnungshof, die Oppositionsparteien das immer wieder aufzeigen! Mein Name ist Hase, ich weiß von nichts!

Herr Generaldirektor Marhold - ich sehe ihn heute nicht, doch, jetzt - hat im März 2006 gesagt, er wird eine Untersuchung einleiten und wird das prüfen lassen. Ich habe dann persönlich nachgefragt. In etwa haben Sie mir gesagt, Herr Generaldirektor: „Das geht Sie nichts an, das ist eine interne Untersuchung, aber es ist ohnedies alles in Ordnung!" - Das ist die Transparenz, die Demokratie aller Sozialdemokraten! (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren, diese Geheimniskrämerei trägt natürlich nicht zur Vertrauensbildung bei. Das war der Grund, warum wir, die Wiener ÖVP, im Sommer dieses Jahres gesagt haben, jetzt werden wir einmal fragen. (Abg Kurt Wagner: Von welcher Geheimniskrämerei sprechen Sie?) - Herr Wagner, ich kann heute nicht auf Sie eingehen. Sonst würde ich es sehr gerne tun, aber ich habe leider nur zehn Minuten! (Abg Kurt Wagner: Mich hätte nur die Geheimniskrämerei interessiert!) - Wir haben die Betroffenen ersucht, sie sollen sich melden. Es war ein unglaubliches Echo! Wir haben Hunderte Anrufe und Briefe bekommen! Natürlich betreffen die langen Operationswartezeiten alle Fondskrankenhäuser. Das ist klar, weil sonst hätten die Wienerinnen und Wiener eine andere Möglichkeit. Aber verantwortlich, und das muss man aufzeigen, sind Sie, die Stadtregierung! Denn Sie, meine Damen und Herren der Mehrheitsfraktion, haben für die ausreichende Spitalsstruktur zu sorgen! (Beifall bei der ÖVP.) 

Sie kennen seit Jahren die demographische Entwicklung. Das ist ja nicht hereingebrochen. Anstatt vorausplanend zu agieren, haben Sie den Kopf in den Sand gesteckt und nichts getan, weil Sie eben verwalten und nicht gestalten! (Beifall bei der ÖVP. - Abg Kurt Wagner: Deswegen sind wir bei der Gesundheitsversorgung auch nur im Spitzenfeld!) 

Die Frau Landesrätin hat über Monate erklärt, das stimme alles überhaupt nicht. Daher war es für mich eine sehr positive Überraschung, dass ich dann im September über die Medien erfahren habe, die Frau Landesrätin hat verkündet, es werden mehr lange Tische kommen, das heißt, längere Operationszeiten, damit die Menschen eben rascher zu einer Operation kommen. Ich kann nur sagen, Frau Landesrätin, ich hoffe, es stimmt!

Daher werden wir eine Kontrollamtsprüfung beantragen, um festzustellen, wo die Schwachpunkte sind, mit welchen Verbesserungen man rechnen kann und welche Verbesserungen vorgenommen werden.

Aber, Frau Landesrätin, es gibt noch andere innovative Projekte. Die Steiermark macht es vor. An sich war ich sehr betroffen, wir haben bei der Budgetrede einen Antrag für ein zentrales OP-Wartelistenmanagement eingebracht und, wissen Sie, es ist so typisch für Sie, er wurde von der Mehrheitsfraktion einfach sofort abgelehnt! Es wird nicht gesagt: „Da gibt es ein Pilotprojekt. Schauen wir uns das an. Was kann man für uns verwenden?" Nein: „Wir sind wir. Wir wissen ohnedies alles besser. Wir machen alles gut. Daher wird sofort abgelehnt." (Abg Kurt Wagner: Nicht alles, was Sie vorschlagen, muss richtig sein!) - Auf Wienerisch, nicht einmal ignorieren, Herr Wagner! (Beifall bei der ÖVP. - Abg Kurt Wagner: Wenn Sie uns mit der Steiermark vergleichen, müssen Sie sich das genauer anschauen!) 

Es geht gar nicht darum, die Wartezeiten vollkommen verschwinden zu lassen, das ist weder ökonomisch noch medizinisch sinnvoll, aber sehr wohl um eine Transparenz der Wartelisten, um den Verdacht der Zwei-Klassen-Medizin endlich einmal zu beseitigen. Da gibt es eben die Steirische KrankenhausbetriebsgesmbH, wo seit 2003 ein zentrales Wartelistenmanagement vorhanden ist, das bestens funktioniert und wo es so ist, dass zum Beispiel bei Kataraktoperationen die Bürgerinnen und Bürger in der Steiermark nur mehr höchstens einen Monat warten müssen. (Abg Kurt Wagner: Schauen Sie sich das doch einmal genau an!) - Ich wäre sehr froh, Herr Kollege Wagner, wir wären in Wien bereits so weit! (Beifall bei der ÖVP. - Abg Kurt Wagner: Frau Kollegin, Sie vergleichen aber Dinge miteinander, die nicht vergleichbar sind!) 

Darüber hinaus spielt die Stärke der Geldbörse in der Steiermark auch keine Rolle. 

Wenn ich jetzt bei den Kataraktoperationen bin, auch etwas, was ich schon so oft gesagt habe, weil es unbedingt notwendig ist, nämlich ein tagesklinisches Angebot. In der Uniklinik Graz, die rund eine Million der steirischen PatientInnen zu versorgen hat, werden 50 Prozent der Kataraktoperationen bereits tagesklinisch durchgeführt. In Wien gibt es sechs Krankenhäuser, wo Kataraktoperationen gemacht werden. Ein einziges Krankenhaus, und zwar das AKH, macht es tagesklinisch.

Meine Damen und Herren, Frau Landesrätin, Sie sehen, Handlungsbedarf ist mehr als gegeben! Nicht verwalten, sondern gestalten ist notwendig! (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich kann Ihnen versichern, wir werden nicht locker lassen, ein zentrales OP-Wartelistenmanagement für planbare Operationen und darüber hinaus auch eine gesetzliche Garantie einer maximalen Wartezeit zu fordern, wie es in vielen anderen Ländern auch üblich ist. Meine sehr geehrten Damen und Herren, gestalten Sie endlich! Jeder versäumte Tag ist nicht nur fahrlässig, sondern er ist auch menschenverachtend! (Beifall bei der ÖVP.)

Ich würde gerne der Frau Stadträtin den Fall übergeben. Ich darf das in Vertretung Ihnen, Frau Kollegin Klicka, übergeben. (Beifall bei der ÖVP. - Die Rednerin übergibt die zuvor angesprochenen Unterlagen an Abg Marianne Klicka.)

Präsident Heinz Hufnagl: Für weitere Wortmeldungen bringe ich in Erinnerung, dass sich die Damen und Herren Abgeordneten nur einmal zum Wort melden dürfen und ihre Redezeit mit fünf Minuten begrenzt ist.

Als nächster Redner hat sich Abg Mag Ebinger zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Landesrätin! Meine Damen und Herren!

Derartige Einzelfälle, wie von der Frau Kollegin Korosec da vorgetragen, sollten nicht passieren. Da stimme ich ihr völlig zu. Aber ich bin auch davon überzeugt, dass das Einzelfälle sind. Wogegen wir uns immer ausgesprochen haben, ist eine Generalisierung, dass das System so ist, dass Privatpatienten vorgezogen werden, dass willkürlich umgereiht wird. Das ist halt mit den planbaren Operationen eine schwierige und sehr subjektive Sache. Ich meine, der einzelne Patient sieht das subjektiv aus seiner Sicht. Der operierende Arzt muss natürlich subjektiv die verschiedenen Subjektivitäten abwägen. (Abg Ingrid Korosec: 15 Monate! - StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: 15 Monate sind objektiv und nicht subjektiv!) - Das habe ich aber gerade gesagt, dass so etwas nicht vorkommen soll! (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Na hoffentlich!)

Wenn Sie das immer sagen, möchte ich Sie schon daran erinnern, wenn Sie die Operationszeiten in Niederösterreich oder in Wien vergleichen, ist Wien immer hundert Mal besser! Also ist das alles relativ! (Beifall von Abg Kurt Wagner.) 

Wenn Sie beanstanden, dass bei uns bei Hüftoperationen lange Wartezeiten sind, dann lassen Sie sich in Schweden oder in England operieren. Dort werden Sie wahrscheinlich gar nicht mehr operiert! (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Was zahlt man Ihnen für dieses Statement?) Ich bin für Transparenz und für Bekämpfung von Missständen, aber gegen eine Generalisierung der Missstände. Es wird immer so getan, als ob bei uns alles schlecht wäre. Ich habe zuerst in meiner Anfrage eine Studie zitiert, wonach das österreichische Gesundheitssystem das beste in Europa ist. (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Haben Sie Ihre Parteimitgliedschaft bei der FPÖ noch?) Ich meine, man muss schon ein bisschen die Kirche im Dorf lassen! Klarerweise kann immer verbessert werden, aber was man nicht machen sollte, ist eine ständige Generalisierung!

Ich kann mich noch daran erinnern, dass Sie Herrn Dr Vogt, nachdem Sie ihn als Pflegeombudsmann nicht mehr durchbekommen haben, einsetzen wollten, dass er sozusagen die Operationszeiten überwacht. (Abg Dr Matthias Tschirf: Was spricht dagegen?) Das zieht sich wie ein roter Faden dahin. Aber Sie unterstellen damit nicht nur der Stadt Wien, Sie unterstellen auch den Ärzten, dass sie das willkürlich machen! (Abg Ingrid Korosec: Nein!) Das kann man in der generalisierten Form nicht gelten lassen! 

Ich habe nicht lange Zeit, aber aus diesem Antrag in der Budgetdebatte, dem wir nicht zugestimmt haben, geht schon hervor, was Sie hier sagen, Frau Kollegin Korosec. Wenn Sie sagen, bei den Kataraktoperationen in Graz gibt es ein Wartelistenmanagement, okay, das ist auch nur als Pilotprojekt zu sehen. Ich sage auch, ich habe nichts dagegen und würde es begrüßen, wenn die Stadt Wien, also der KAV, in einem Bereich, der ungefähr die Dimension von Kataraktoperationen hat, auch ein Pilotprojekt machen würde, damit man vergleichen kann, ob es mit einem bürokratisierten Wartezeitmanagement besser geht. Dagegen habe ich gar nichts, das sage ich auch. 

Aber Sie verlangen ja nicht das. Es ist ein Unterschied, ob ich eine Operation mit irgendwelchen Bögen, die man ausfüllen muss, oder eine zentralisierte Operationsterminvergabe bürokratisch manage, wo Sie dann gleichzeitig medizinische und soziale Kriterien einfügen wollen, die sozusagen eine Auswirkung auf die Wartezeit haben. Das können Sie sich meines Erachtens ersparen, weil mit den medizinischen und sozialen Kriterien ist sowieso schon wieder alles möglich! Das möchte ich sehen, wer das dann begründet, dass das nicht richtig ist! Außerdem führt das zu einer derartigen Bürokratisierung des Systems! (Abg Ingrid Korosec: Dann fragen Sie doch einmal in der Steiermark nach!)

Aber bitte, Frau Kollegin Korosec, unsere generellen Bedenken sind, es geht uns gegen generelles Schlechtmachen. Aber wenn Sie meinen, wir sollen ein Pilotprojekt machen, stimme ich Ihnen zu. Probieren wir es aus! Wenn es dadurch wirklich besser wird, wird auch die Frau Stadträtin sagen, das war eine gute Idee. Also gegen ein Pilotprojekt haben wir nichts. Dagegen, dass man sozusagen unterstellt, dass generell Privatpatienten besser behandelt werden oder schneller drankommen als andere, habe ich schon etwas, wobei man natürlich sagen muss, das sind alles planbare Operationen und keine Akutoperationen und akute Operationen sind sowieso immer sofort. (Abg Ingrid Korosec: Gerade im orthopädischen Bereich haben die Leute oft lange Schmerzen!) - Ja, ich verstehe es ja subjektiv! (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Auch objektiv!) Aber als operierender Arzt habe ich Hunderte Patienten, die ihre subjektiven Probleme haben! Es ist in gewisser Weise auch unfair, dem Arzt zu sagen, er bevorzugt einen anderen! Wenn so etwas vorkommt, soll man es aufdecken!

Es hat aber Dr Marhold im Gesundheitsausschuss auch gesagt, es wird kontrolliert und man bemüht sich. Ich gehe einmal davon aus, man bemüht sich, echte Missstände aufzudecken. (Abg Ingrid Korosec: Deswegen habe ich auch die Unterlagen übergeben!) Aber Sie können nicht generell sagen, dass das in Wien immer so ist! - Danke. (Beifall bei FPÖ, von Abg Marianne Klicka und Abg Kurt Wagner.)

Präsident Heinz Hufnagl: Als nächste Abgeordnete hat sich Frau Dr Pilz zum Wort gemeldet. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Herr Präsident! Meine Damen und Herren!

Es gibt wirklich unterschiedliche Formen, die Oppositionsarbeit wahrzunehmen. Vielleicht wird sich der Herr Kollege Ebinger zumindest um die Ehrenmitgliedschaft in der SPÖ bewerben, weil das, was Sie hier an Arbeit für die SPÖ erledigen, ist schon super! (Beifall bei GRÜNEN und ÖVP. - Abg Mag Gerald Ebinger: Es geht mir um die Ärzte, nicht um die SPÖ!)

Reden wir darüber, wer schuld ist. Ich kann der Frau Kollegin Korosec nur recht geben. Wir haben ein Problem. Das Problem muss man benennen und man muss es lösen! (Abg Dr Herbert Madejski: Wir sind objektiv! Sie sind nur ein Handlanger von da oben!) Genau, ich finde es super, ich finde es wunderbar! (Abg Dr Matthias Tschirf: Die FPÖ stellt jetzt schon den Pressesprecher von StR Schicker!) Es gibt eine politische Rhetorik in Österreich und auch in Wien, die heißt, alle Patienten und Patientinnen werden gleich behandelt, wir haben keinesfalls eine Zwei-Klassen-Medizin, alle bekommen, was sie brauchen, sie bekommen es unbeschadet ihres Versicherungsstatus und ihrer sozialen Situation. Wenn es nur wahr wäre! Wenn es nur wahr wäre, dann könnten wir uns zufrieden zurücklehnen!

Ich fange dort an, wo es die konstatieren, die damit zu tun haben. Die Wiener Städtische Versicherung verkauft Privatversicherungen und wirbt ganz unverfroren mit Zwei-Klassen-Medizin. (Abg Kurt Wagner: Frau Kollegin, es gibt sehr viele Unternehmen, die in Österreich Versicherungen verkaufen wollen!) „Es gibt keine Unterschiede zwischen normalen Patienten und Privatversicherten ...", sagt die Wiener Städtische, „... und die Erde ist eine Scheibe." Die Wiener Städtische weiß offensichtlich, dass es Unterschiede gibt! (Abg Kurt Wagner: Das ist ein Werbeslogan!)

Damit jetzt die Sozialdemokraten nicht traurig sind, zitiere ich auch die UNIQA. Dort steht heute auf der Homepage: „Sonderklassepatienten haben viele Vorteile: medizinische Topversorgung durch freie Arzt- und Krankenhauswahl, rasche und flexible Vereinbarung von Behandlungs- und Operationsterminen." 

Ich weiß von Freunden, die wissen, dass ich mich immer wieder wegen der Gebarung rund um die Privatversicherungen politisch einsetze, die sagen: „Was regst du dich auf? Ich habe meine Privatversicherung nicht etwa, weil in der Lobby ein schöner Blumenstrauß steht oder weil ich einen Flachbildfernseher im Zimmer habe, sondern natürlich, und das ist auch mit meiner Versicherung so besprochen, weil ich einfach schneller drankommen will, wenn ich eine Operation brauche." Da würde jetzt, und wir haben das nicht nur einmal diskutiert, eingewendet, die freie Arztwahl und die Operationstermine kann man sich im Privatspital vereinbaren. Das ist der Fall und das wird auch gemacht. 

Aber es gibt Operationen, bei denen es wichtig ist, dass man sie in der guten Topqualität des Wiener Gesundheitssystems der Krankenanstalten des Krankenanstaltenverbunds macht. (Abg Marianne Klicka: Das stimmt!) Ich freue mich, hier zu sagen, Herr Generaldirektor, ich bin froh, dass wir gute Qualität haben und ich bin froh, dass ich, sollte ich einmal krank sein, in Wien behandelt werde. Ich stehe nicht an, das zu sagen. Aber Privatpatienten und -patientinnen kann man nur raten, wenn sie eine Herzoperation oder einen neurochirurgischen Eingriff vor sich haben, dass sie auf die Blumen in der Lobby verzichten und spornstreichs in ein gutes Krankenhaus des Krankenanstaltenverbunds gehen. Denn dort haben Sie nämlich nicht nur die Blumen, sondern auch ein Intensivpflegebett. Da beginnt die Frage mit dem frei gewählten Operationstermin schon schwierig zu werden. 

Warum ich sehr unterstütze, dass wir die Wartelistenproblematik ernst nehmen, ist schlicht und einfach deshalb, weil es nicht nur um Einzelfälle geht, sondern darum, dass Patienten mit Privatversicherung, von den Versicherungen suggeriert, meinen, dass sie automatisch den Blinker draußen haben, um schon einmal rechts oder links zu überholen, wenn es darum geht, einen Operationstermin in einem öffentlichen Spital zu haben. (Abg Mag Gerald Ebinger: Ich habe keine Privatversicherung!) Es kann nicht sein, dass wir diese implizite Rationierung hinnehmen, dass es so ist, dass natürlich die sich in akuter Gesundheitsgefährdung befindlichen Patienten und Patientinnen operiert werden, aber dann sofort vorrangig die, die durch eine Privatversicherung als Patienten und Patientinnen des leitenden Arztes drankommen wollen. Transparenz über Wartelisten, die auch den Versicherungsstatus beinhalten muss. Wir müssen keine Namen wissen, aber wir wollen wissen, ob Privatpatientinnen und -patienten hier Vorfahrt haben. 

Man muss in den Mangelfächern durch Umverteilung der Ressourcen innerhalb des Krankenanstaltenverbunds aufstocken. Und man muss in den richtigen Fächern ausbilden. Wir brauchen eine flexible Leistungsplanung.

Also, Herr Kollege Ebinger, tun Sie nicht das Geschäft derer, die nicht hinschauen wollen, sondern tun Sie das Geschäft der Bürger und Bürgerinnen dieser Stadt! (Beifall bei GRÜNEN und ÖVP. - Abg Kurt Wagner: Frau Kollegin, bitte keine Belehrungen!) 

Präsident Heinz Hufnagl: Als nächste Rednerin hat sich Frau Abg Klicka zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr. 

Abg Marianne Klicka (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete!

Die Frau Kollegin Korosec hat eine Telefon-Hotline-Kampagne angelegt, um an die Menschen heranzukommen, die sich über die langen Wartezeiten beklagen. Ich denke, dass wir alle keine Telefon-Hotline-Kampagne brauchen, denn es gibt in unserem Bekanntenkreis immer wieder Menschen, die ins Spital kommen müssen, die Operationen haben und die unterschiedliche Wartezeiten haben, weil das nämlich auch von der Indikation abhängt. Es ist nicht einfach so, dass man eine Herzoperation von heute auf morgen durchführen kann, denn da muss zunächst einmal der Patient ganz untersucht werden und es muss eine Eigenblutvorsorge vorgenommen werden. (Abg Dr Matthias Tschirf: Na geh!) - Entschuldige, ich kann nicht nur am Herzen operieren, es gibt auch Zuckerkrankheiten, Diabetes, andere Erkrankungen, die für eine Operation eingestellt werden müssen, sodass keine Gefahr besteht. In Hietzing beträgt die Wartezeit zwischen vier und sechs Wochen. Das ist aber keine Wartezeit, sondern eine Vorbereitungszeit. Diese Zeit ist notwendig, um den Patienten in Sicherheit operieren zu können. 

Aber ich möchte noch einmal auf die Operationszeiten zurückkommen, auf die Zeiten in den Spitälern, wo operiert wird, weil die Frau Kollegin gemeint hat, es wird nur am Vormittag und nicht am Nachtmittag gearbeitet. Wir haben im KAV bereits die Ausweitung auf acht von dreizehn KAV-Häusern. Davon sind sowohl die Augenkateraktoperationen als auch andere Stationen betroffen. Es sind mittlerweile 38 Prozent, also ein sehr hoher Prozentsatz. Hietzing, Otto-Wagner-Spital, Rudolfstiftung, Donauspital, Wilhelminenspital, Kaiserin-Elisabeth-Spital, Orthopädisches Spital Gersthof, also auch bei den Hüften und Knieoperationen, und im AKH. Das nur zu Ihrer Information, denn ich denke, dass Sie manchmal in Bezug auf das, was wir bereits verändert, verbessert und gesteigert haben, gar nicht informiert sind. 

Ich möchte aber doch auch noch auf das Thema zurückkommen, denn ich nehme an, dass Sie ein Thema nicht nur wählen, damit Sie im Landtag darüber diskutieren können, sondern dass Sie ein Thema auch deshalb wählen, weil es Ihnen ernst ist. (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Natürlich ist es uns ernst! - Abg Dr Matthias Tschirf: Vor allem den Bürgern ist es ernst!) Das Thema lautet: „Operationswartezeitenmanagement im Gesetz verankern!" Ich bin mir nicht sicher, ob Sie sich wirklich so eingehend mit dem Gesetz beschäftigt haben, dass Sie auch wissen, dass das nicht möglich ist. Denn da ist das Land Wien die falsche Adresse. Länder können Grundsatzgesetzgebungen des Bundes nicht overrulen. Wir können da nicht drübergehen. Es ist ausgewiesen, dass im Bundesgesundheitsqualitätsgesetz, das als Teil des Gesundheitsreformgesetzes 2005 am 1.1.2005 in Kraft getreten ist, die Kriterien und die Prinzipien für die Planung im Gesundheitswesen im Bund vorzugeben sind. Dort steht die Schaffung eines gesamtösterreichischen Qualitätssystems, basierend auf den Prinzipien Patientinnen- und Patientenorientierung, Transparenz, Effektivität und Effizienz drinnen. Die Bundesministerin hat daher die Strukturqualitätskriterien zu erarbeiten, sowohl bundeseinheitlich, länderübergreifend, sektorenübergreifend als auch berufsübergreifend. Die sind im Bund zu entwickeln. Damals, als das Gesetz erlassen wurde, war es die Frau Gesundheitsministerin Rauch-Kallat, die keine Verordnung erlassen hat. Jetzt ist es die Frau Bundesministerin Kdolsky, die auch keine diesbezügliche Verordnung erlassen hat. Es ist daher der Wiener Landesgesetzgebung nicht möglich, in gesetzlicher Hinsicht Ausführungsbestimmungen oder Gesetze zu erlassen und somit die grundsätzliche Bestimmung des OP-Managements in einem Gesetz niederzuschreiben! Ich ersuche Sie, das Gesetz nachzulesen! (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Als nächster Redner hat sich Abg Lasar zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg David Lasar (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Landesrätin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Wir haben jetzt, glaube ich, schon sehr viel gehört, warum die ganzen Wartezeiten sind, aber ich habe bis jetzt eigentlich nichts von Ursachen gehört. Ich kann Ihnen nur sagen, ich glaube, wenn man so eine hervorragende Leistung und einen Ruf wie unsere Spitäler in Wien hat, braucht man sich nicht zu wundern, wenn es auch zu Verschiebungen kommt. Natürlich kommt es hier in Wien ständig zu einem Patientenstrom aus den Bundesländern, zum Beispiel auch ins AKH. Wenn man wirklich ehrlich ist, muss man schon sagen, Frau Stadträtin, oder Frau Landesrätin, man hat einiges in dem Bereich versäumt!

Zum Beispiel haben wir schon seit Langem kritisiert, dass es viel zu wenig Personal gibt, allein im Pflegebereich im AKH. Wir haben auch gefordert, dass zum Beispiel mehr Ärzteschaft kommt. 

Aber, bleiben wir beim AKH, dazu vielleicht das Zitat von der Frau Kollegin Klicka. Da steht genau: „Die Zahlen der Pflegekräfte im AKH werden laufend an die wachsenden Patientenzahlen angepasst. Gerade jetzt wurden erst 20 neue Pflegekräfte aufgenommen." - Wissen Sie, Frau Klicka, ich weiß zwar nicht, woher Sie das haben, aber ich glaube, 20 Kräfte sind ein bisschen sehr wenig! Ich habe mich dort wirklich schlau gemacht, ich war dort, habe mir das angeschaut, habe mich mit Ärzten unterhalten. Sie werden im AKH bei einem Vollbetrieb mindestens 250 bis 300 Pflegekräfte brauchen, wenn man das in Zukunft einmal eindämmen möchte! Das möchte ich dazu sagen.

Weiters haben Sie meines Erachtens nach einen zweiten Fehler begangen. Sie haben die Ärzte in der Geriatrie abgebaut, anstatt dass man die Ärzte im KAV überstellt hätte, im AKH und in den anderen Spitälern zum Beispiel auch in der Akutmedizin untergebracht hätte! Das wäre eine Effizienz gewesen, um zum Beispiel auch die Leute auf die OPs nicht so lange warten zu lassen. Das wäre einmal etwas gewesen, wo ich Ihnen eigentlich schon einen kleinen Vorwurf machen kann, dass das nicht passiert ist. Deswegen haben Sie ja abgebaut! Da sage ich, wenn man das alles zusammenzieht, auch in Zukunft, kann man nicht einfach sagen, es werden wieder einmal Kommissionen eingesetzt. Ich glaube, das hilft einem Patienten überhaupt nichts! Ich sage, es hilft, wenn man diese Fehler für die Zukunft sieht, dass man mehr Personal, mehr Ärzte, braucht, damit zum Beispiel auch am Nachmittag Untersuchungen und Operationen durchgeführt werden können. (Abg Marianne Klicka: Das passiert ja!) - Nein, das haben Sie nicht! (Abg Marianne Klicka: Doch!) Das haben Sie nicht! Vielleicht ist es jetzt so! Vielleicht können Sie das auch in Zukunft aufgreifen, dass wir in Zukunft wirklich gesichert haben, dass es nicht zu so langen Wartezeiten und Terminverschiebungen kommt! 

Ich möchte noch sagen, Einzelfälle wird es immer wieder geben. Ich glaube, die sind in keiner Weise zu vermeiden. Ich sage aber noch einmal, ich bin sehr froh, dass wir speziell in Wien ein so gutes Gesundheitssystem haben, dass jeder seine OP, die er braucht, auch bekommt! Nur von Einzelfällen zu sprechen, muss ich ehrlich sagen, ist mir ein bisschen zu wenig! - Danke. (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Als nächster Redner hat sich Herr StR Ellensohn zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

StR David Ellensohn: Herr Präsident! Meine Damen und Herren!

Wir haben uns ganz kurz darüber unterhalten, wie wir uns die Wortmeldungen der Abgeordneten aus der FPÖ-Riege erklären. Der einzige Verdacht, der aufgekommen ist, ist, die brauchen alle einen OP-Termin für sich oder einen Verwandten und müssen sich anschieben lassen! Das war die einzige Erklärung, die uns eingefallen ist! (Beifall und Heiterkeit bei GRÜNEN und ÖVP.) 

Die Erde ist eine Scheibe, ist die Strategie Nummer 1, um alles zu verteidigen. Das Zweite ist, es ist anderswo viel schlechter, in England ist es viel schlechter. Das mag wohl stimmen, nur wem nützt das etwas, der in Wien operiert werden will? Niemandem! Wir leben nicht im Vergleich, sagen alle, und schuld sind alle anderen!

Schauen wir uns lieber die Fakten an, die auch eingangs sehr pointiert vorgebracht wurden. Eine Zwei-Klassen-Medizin existiert in Wien. Punkt. Daran gibt es nichts zu rütteln! So ist es! Da brauchen wir nicht noch einmal ausschließlich auf das Inserat der Wiener Städtischen zurückzukommen. Ich habe das auch gesehen und es hat mich gerissen, dass man das so frech inseriert. (Abg Marianne Klicka: Das ist eine Versicherung!) Das finde ich unglaublich! 

Dann habe ich mir gedacht, ich schaue auf die Homepage der Wiener Städtischen, was sie sich alles traut, noch zu sagen. Dort steht es noch viel deutlicher. Weil da steht ja nur: „Es gibt keine Unterschiede und die Erde ist eine Scheibe." Da gibt es sicher eine Theorie, die das noch verfolgt. Auf der Homepage der Wiener Städtischen findet sich: „TOP MED Privatpatient, Sonderklassenversicherung der Wiener Städtischen: Sie werden vom Arzt Ihres Vertrauens betreut und bekommen rasche Termine." - Das schreibt sie auf ihrer Homepage: „Sie bekommen rasche Termine." - Und so ist es auch! (Abg Dr Herbert Madejski: Das ist ein Werbegag!) - So ist das! Nein, das ist leider kein Werbegag! Leider ist das kein Werbegag! 

Nehmen wir noch einen Zeugen statt der Inserate: Franz Bittner, nicht ganz unbekannt, kein Grüner, keiner von der Volkspartei. Franz Bittner, Wiener Gebietskrankenkasse: „Warnung vor einer Zwei-Klassen-Medizin". Okay, Warnung. Aber am Ende sagt er: „In zwei Bereichen sieht Bittner bereits jetzt eine Zwei-Klassen-Medizin." - orf.at, und der Punkt, um den es uns heute geht – „Privatversicherte haben kürzere Wartezeiten bei Operationen." Das sage nicht ich, das sagt nicht das Inserat, das sagt der Herr Bittner himself. Das reicht jetzt wohl als Zeugenschaft, abgesehen davon, dass wir genügend Beispiele in unserem eigenen Umfeld haben. 

Ich möchte auch eines nennen, wie das funktioniert. Ein sehr enger Freund von mir hat einen Operationstermin für eine Halswirbeloperation. Er hat nach vielen Monaten einen Termin gekriegt und geht dort hin. Er wird nach Hause geschickt, nachdem er schon im Spital ist. Er kriegt einen zweiten Termin, einen Monat danach, kommt zu diesem Termin, muss nüchtern sein, sitzt zwei Stunden im Spital herum und wird unglaublicherweise ohne neuen Termin nach Hause geschickt. Natürlich hat es ihm nachher gereicht. Gelandet ist er am Ende dort, wo man oft landet, nämlich: Wer könnte ihm helfen? Wer interveniert? Oder wer frägt einmal an, was denn im AKH los ist? Seid ihr wahnsinnig, die Leute bringen zu lassen, das eine Mal sediert, der ist auf der Bahre gelegen und wurde wieder nach Hause geschickt! Natürlich war es ihnen dann peinlich und es ist dann schon plötzlich binnen zwei Tagen gegangen! Vorher hat er gar keinen Termin gehabt. Es ist aber nicht die Lösung von dem Problem, wer wen kennt oder wer wie gut versichert ist! Es kann nicht sein, dass man auf Operationen viele Monate wartet und manche Leute überhaupt nicht.

Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Noch eine Minute.

StR David Ellensohn (fortsetzend): Wir haben aber nicht nur Probleme bei den Operationen, wo es etwas nützt, wenn man entweder in einer Funktion ist, wo man sich leichter tut anzurufen oder wenn man die entsprechenden Freunde, Freundinnen hat oder wenn man eben über die richtige Versicherung verfügt, sondern wir haben auch Probleme im Ambulanzbereich. 

Da nehme ich jetzt wieder ein Beispiel von mir selbst, weil ich bin nicht nur Gesundheitspolitiker, ich bin halt auch Konsument von Gesundheitsleistungen beziehungsweise brauche ich sie für meine Verwandtschaft. Einer von meinen kleinen Buben war am Wochenende krank. Da gibt es keine niedergelassenen Ärzte, die offen haben, oder viel zu wenige dafür. Was soll man machen? Statt zum Kinderarzt geht man ins AKH. Das ist natürlich von vornherein falsch, ein Strukturfehler insgesamt. Da gehören, und da gibt es gute Beispiele, die auch von Helmut Gadner, dem ärztlichen Direktor des St Anna Kinderspitals eingefordert werden, Gruppenpraxen her.

Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Bitte zum Schlusssatz.

StR David Ellensohn (fortsetzend): Aber die werden nicht entsprechend forciert, von der Gemeinde unterstützt (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Die Gemeinde hat damit überhaupt nichts zu tun!) und haben auch ein Problem mit der Ärztekammer, weil die den Gruppenpraxen genügend Probleme macht, wie einem „Standard"-Artikel zu entnehmen ist. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Erst damit beschäftigen, dann reden!)

Das Wichtige zum Abschluss noch einmal: Die Initiative der Abg Korosec ist natürlich sehr sinnvoll, weil die Beispiele, die sie mit diesen langen Wartezeiten gebracht hat, erschreckend sind. Es ist eben nicht ein Einzelbeispiel! Wenn sie Ihnen heute eines übergeben hat und Sie sich um das kümmern werden, dann bringt sie Ihnen morgen wieder eines und wir übermorgen noch eines! (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Jetzt habe ich endlich einmal eines bekommen, nachdem ich seit einem Jahr sage, ich will eines!) Sie haben heute eines überreicht bekommen. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Das habe ich schon oft angeboten!) 

Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Darf ich bitten. Mir helfen die Zwischenrufe nicht, weil der Redner eigentlich bereits mit der Zeit überzogen hat. Daher helfen Zwischenrufe nichts. - Der letzte Satz.

StR David Ellensohn (fortsetzend): Ich finde das eine gute Initiative von der Abg Korosec. Es nützt nichts, wenn wir uns darauf verlassen, dass der letzte Satz des Inserats der Wiener Städtischen stimmt. Die Erde ist nämlich leider keine Scheibe! (Beifall bei GRÜNEN und ÖVP.)

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt die Frau Abg Praniess-Kastner.

Abg Karin Praniess-Kastner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich werde mich sehr beeilen, die Missstände bei den Operationswartezeiten und bei den medizinischen Leistungen für behinderte Menschen in dieser Stadt zu erklären. In der Stadt heißt es leider wieder einmal: Behinderte Menschen bitte warten bei medizinischen Leistungen und Operationsterminen! Hier kommt es zu einer doppelten Diskriminierung, erstens die Behinderung und zweitens kommt noch die Krankheit dazu! Die Wiener SPÖ bekennt sich zur Gleichstellung behinderter Menschen. Dennoch kommt es bei akutmedizinisch notwendigen Operationen zu Wartezeiten von mindestens sechs Monaten. Ich werde dann gleich einige Beispiele dazu nennen. Das sagen Betroffene. (Abg Kurt Wagner: Doch nicht ständig!) - Nicht ständig und immer, aber die doppelte Diskriminierung behinderter Menschen im Gesundheitssystem werden Sie, Herr Kollege Wagner, glaube ich, auch nicht in Abrede stellen können! (Abg Kurt Wagner: Wissen Sie, das weiß ich wahrscheinlich besser als Sie! Ich habe selbst ein behindertes Kind!) 

So gibt es bei Menschen mit Behinderung noch immer Schwierigkeiten bei der Zugänglichkeit zu Gesundheitseinrichtungen. Daneben tritt leider oft das Problem auf, dass Ärzte die notwendigen Behandlungen behinderter Menschen verweigern. Ärzte und Pflegepersonal sind leider oft in der Behandlung behinderter Menschen überfordert. So ist es beispielsweise lernbehinderten Menschen kaum möglich, Ambulanzen ohne Begleitung einer angehörigen Person aufzusuchen. Sie werden somit nicht als eigenständige Menschen betrachtet! Oftmals werden behinderte Menschen auch gezwungen, sich unter Vollnarkose behandeln zu lassen! Und behinderte Menschen werden leider bei Operationsterminen nach hinten verschoben! 

Hier hat sich beispielsweise eine verzweifelte Mutter zweier erwachsener behinderter Söhne an uns gewandt, die eine notwendige Zahnoperation natürlich nur unter Narkose vornehmen lassen kann. Sie bekam Schmerzmedikamente für ihren 19-jährigen Sohn mit nach Hause. Ich nenne auch, wo es ist, weil Lainz die einzige Station ist, die behinderte Menschen unter Vollnarkose zahnbehandelt. Sie wurde mit einem Termin in sechs Monaten nach Hause geschickt. Meine Damen und Herren, sechs Monate Wartezeit auf einen Zahnbehandlungstermin unter Schmerzmedikamenten will ich mir nicht vorstellen! Ich glaube, keiner von Ihnen in diesem Haus möchte sich diese Situation vorstellen! (Beifall bei der ÖVP.)

Das ist leider kein Einzelfall, denn auch bei akut notwendigen orthopädischen Operationen kommt es zu Wartezeiten. Da gibt es einen Fall von einer jungen Dame, der einer Beratungseinrichtung gut bekannt ist, die sich letztendlich dafür eingesetzt hat, dass dieser jungen Dame, die eine akute Hüftluxation hatte, vor einem halben Jahr ein Termin gegeben wurde. Denn wie alle wissen, ist eine akute Hüftluxation nicht wirklich angenehm und bereitet Schmerzen. Sechs Monate in diesem Zustand verharren zu müssen, ist weder für uns noch für andere in dieser Stadt denkbar! Ein Beratungszentrum hat sich dann dafür eingesetzt, dass diese Dame vorgezogen wurde und dieser schmerzhafte Zustand beseitigt wurde.

Meine Damen und Herren, ich komme zu einem weiteren sehr ernsten Thema. Das ist der bereits jahrzehntelang bekannte Missstand, dass bei Downsyndrom-Kindern mit angeborenem Herzfehler die notwendige Operation immer wieder nach hinten verschoben wird, wenn so genannte gesunde Neugeborene mit Herzfehler eine Operation benötigen. 

Nicht nur die Wartezeiten sind ein Problem für behinderte Menschen, sondern auch in der Qualität der Behandlung gilt es, Missstände zu beseitigen.

Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Sie haben noch eine Minute.

Abg Karin Praniess-Kastner (fortsetzend): Viele Behandlungen, die für behinderte Patientinnen und Patienten nötig sind, verlangen nicht nur eine entsprechende Einstellung, sondern auch besondere Aufmerksamkeit. Hiezu gibt es zahlreiche Vorschläge, die immer wieder von Betroffenen gemacht werden:

Das wäre zum Beispiel, dass gehörlosen PatientInnen persönlich signalisiert wird, dass sie an der Reihe sind, weil es keinen Sinn macht, sie öfters über Lautsprecher auszurufen.

Das wäre auch, dass PatientInnen mit Lernschwierigkeiten ihre Diagnose in einfacher Sprache nahegebracht wird. 

Die Bestuhlung im Wartebereich ist für Rollstuhlfahrer manchmal eine absolute Barriere. 

Es braucht vor allem Begleitsysteme für Menschen mit Behinderung, und zwar eine Person ihres Vertrauens, damit die Diagnose nahegebracht werden und ein sensibler Umgang erfolgen kann.

Es wäre auch hilfreich, wenn Ärzte und Pflegepersonal dahin gehend geschult werden würden, wo sich der nächste Lift befindet. 

Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Zum Schlusswort, bitte.

Abg Karin Praniess-Kastner (fortsetzend): Meine Redezeit ist leider zu Ende. Ich könnte diese Liste noch fortsetzen.

Meine Damen und Herren, es gibt noch viel in dieser Stadt zu tun, auch in der medizinischen Behandlung von Patientinnen und Patienten! Sie haben den Einfluss und die Macht, in dieser Stadt etwas zu bewegen! Ich fordere Sie auf, diese Macht einmal im positiven Sinne zu nützen und etwas zu tun! (Beifall bei der ÖVP.)

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt der Abg Wagner.

Abg Kurt Wagner (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Präsident! Meine Damen und Herren!

Es gäbe jetzt viel zu sagen, wenn man den Vorrednern ordnungsgemäß, sehr interessant und aufmerksam zugehört hat, aber lassen Sie mich vielleicht am Beginn meiner Rede zwei Bemerkungen anbringen:

Wir haben von Seiten der ÖVP diese Woche zwei epochale Ereignisse seitens der Kollegin Korosec erlebt.

Das erste war in der Budgetdebatte, dass sie uns den Vorschlag unterbreitet hat, die Stadt Wien, der KAV, soll das Hanusch-Krankenhaus übernehmen, damit werden dort im Prinzip alle Probleme beseitigt. 

Das zweite ist heute mit den Wartezeiten. Meine Damen und Herren, ein Fall wurde hier aufgegriffen. Nur, was man hier nicht gesagt hat, ist, wir machen in Wien pro Jahr 3 000 Hüftoperationen, wo es bei dieser Menge allein auf Grund des Gesetzes der großen Zahl vorkommen kann, dass es den einen oder anderen Missstand gibt, der nicht auftreten sollte, da gebe ich jedem recht. Jeder ist zu viel! Aber wir machen 3 000 Operationen und dann kommen Sie mit einem Beispiel! (Abg Karin Praniess-Kastner: Aber es geht um Akutoperationen!) - Frau Kollegin, Ihnen darf ich jetzt auch etwas an Ihre persönliche Adresse sagen: Ich werde mir heute das Wortprotokoll sehr genau ausdrucken lassen. (Abg Karin Praniess-Kastner: Ja, bitte!) Ich bin schon gespannt, was Ihr Kollege, der Herr Ärztekammerpräsident Dorner (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Sie ist nicht Ärztin!), dazu sagt, wenn Sie an dieser Stelle den Ärzten vorwerfen, dass sie behinderte Menschen anscheinend nicht ordnungsgemäß oder überhaupt nicht behandeln! (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Das hat Sie nicht gesagt! Lesen Sie das Wortprotokoll!) Ich halte das im Prinzip für eine kühne Behauptung! (Abg Dr Matthias Tschirf: Das hat sie nicht gesagt!)

Meine Damen und Herren, wenn man die Conclusio der Oppositionsparteien hervorhebt, dann kann es nur eine gute Oppositionspolitik sein, wenn man ständig kritisiert! So kann es auch nicht sein, meine Damen und Herren! (Abg Karin Praniess-Kastner: Ich habe Verbesserungsvorschläge gemacht!) Ich denke mit Wehmut, wenn ich in Richtung der ÖVP schaue, daran, wo die Zeiten sind, als ein Herr Primarius Wiesinger im Nationalrat mit dem Herrn Gesundheitsminister Steyrer epochale Gesetze gemeinsam ausverhandelt und beschlossen hat. Da gab es Fortschritte. Da wurde konstruktiv an einer Verbesserung des Gesundheitssystems mitgearbeitet. Was Sie momentan betreiben, ist eigentlich nur, Sie versuchen, Dinge, die nicht schlecht sind, schlecht zu machen! 

Wenn man sich international umhört und wenn man dem Glauben schenken kann, und ich glaube immer, dass ausländische Beobachter unverdächtiger sind, dann wissen wir, dass wir im österreichischen Gesundheitswesen und speziell in Wien ein Vorbild für die ganze Welt sind. Das hat auch der Kollege Ebinger, und dafür möchte ich mich bedanken (Abg Robert Parzer: Genau!), sehr eindeutig festgestellt. (Raunen bei ÖVP und GRÜNEN.) Wie wäre es denn sonst zu erklären, dass wir bei allen internationalen Kongressen in der Herzchirurgie, in der Gefäßchirurgie den besten Ruf besitzen? Sie können mir eines glauben, ich habe vor wenigen Monaten mit einem Vertreter der Mayo Clinic gesprochen, der zufällig bei einem Seminar in Österreich war, und der hat mir bestätigt, dass Wien und Österreich ein vorbildliches Gesundheitssystem haben und er froh wäre, obwohl Amerika pro Kopf zur Bevölkerung mehr fürs Gesundheitswesen ausgibt, wenn sie nur annähernd die gleich gute Versorgung wie in Österreich hätten! Daran sollten Sie sich ein Beispiel nehmen und nicht nur kritisieren! (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Sind wir schon im Wahlkampf?)

Meine Damen und Herren, wenn Sie hier von Wartelisten sprechen, dann darf ich Ihnen auch sagen, hätten Sie sich erkundigt, wären Sie selbst draufgekommen, im Krankenhaus Hietzing haben Sie zum Beispiel bei Herzoperationen eine Terminliste, und das ist der Unterschied, das ist nicht einmal eine Warteliste, von vier bis sechs Wochen. Diese vier bis sechs Wochen brauchen Sie, um die Operationsvorbereitungszeit überhaupt tätigen zu können. 

Zum Schluss, meine Damen und Herren der GRÜNEN, Sie haben ein Lieblingsthema, das sind die Privatversicherungen in Österreich. Da wird immer die Wiener Städtische Versicherung genannt. Nur der Ordnung halber und zur Ehre, die Wiener Städtische Versicherung ist nicht der größte Betreiber von privaten Krankenzusatzversicherungen. Da sind die UNIQA-Versicherung, die Allianz-Versicherung, die Generali mit im Boot. Sie sollen eines schon wissen und da soll man die Kirche im Dorf lassen.

Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Sie haben noch eine Minute.

Abg Kurt Wagner (fortsetzend): Wissen Sie, wie viel Prozent aller Patienten, die in Wien operiert werden, im Prinzip Privatpatienten sind? 5 Prozent von 100 Prozent! 5 Prozent bedeutet, jeder Zwanzigste, der operiert wird, hat eine Zusatzversicherung. Denen zu sagen, dass sie wahrscheinlich an den Wartezeiten schuld sind, wäre, glaube ich, im Prinzip ein bisschen frivol! (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Das hat ja keiner gesagt!)

Meine Damen und Herren, wir brauchen uns nicht zu genieren, ganz im Gegenteil! Wir haben, und das macht der KAV standardmäßig, Überwachungen, wie lange etwas dauert. Wir sind hier international durchaus im Spitzenfeld! Dass es da oder dort Verbesserungsvorschläge gibt, wird es immer geben und das wird auch immer notwendig sein.

Nur in die Richtung der Frau Korosec und der ÖVP möchte ich sagen, ich würde Ihnen empfehlen, nachdem wir jetzt die Buchwoche haben, ein Buch von Paul Watzlawick zu lesen: „Anleitung zum Unglücklichsein". Wenn Sie das genau lesen, werden Sie draufkommen, auch heute haben Sie sich an dieses Buch gehalten! - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)

Präsident Johann Hatzl: Die Aktuelle Stunde ist damit zu Ende.

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs 2 im Zusammenhalt mit § 31 Abs 1 der Geschäftsordnung bekannt, dass an schriftlichen Anfragen von Abgeordneten des Klubs der Wiener Freiheitlichen drei, des Grünen Klubs im Rathaus zwei, keine vom ÖVP-Klub und keine vom SPÖ-Klub eingelangt sind. Ich bitte um Kenntnisnahme.

Vor Sitzungsbeginn sind von den Abgeordneten des Klubs der Wiener Freiheitlichen, des Grünen Klubs im Rathaus und des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien je zwei Anträge eingelangt, vom Klub der SPÖ keiner. Den Fraktionen wurden alle Anträge schriftlich bekannt gegeben und die Zuweisungen sind wie beantragt erfolgt. 

Die Abgen Ernst Woller, Katharina Schinner, Dr Franz Ferdinand Wolf und Ing Mag Bernhard Dworak haben am 25.10.2007 gemäß § 30b der Geschäftsordnung eine Gesetzesvorlage betreffend Änderung des Wiener Museumsgesetzes eingebracht. Dieser Antrag wurde dem Ausschuss Kultur und Wissenschaft zugewiesen. 

Wie immer gab es eine Beratung in der Präsidialkonferenz über den Ablauf der Tagesordnung. Entsprechend dieser Beratungen nehme ich folgende Umstellung der Tagesordnung vor. Die Postnummern 1, 14, 13, 2, 3, 4, 5, 6, 7, 8, 9, 10, 11 und 12 werden in dieser genannten Reihenfolge verhandelt. 

Ich frage, ob es einen Einwand dazu gibt. - Ich höre und sehe keinen. Ich werde daher so vorgehen. 

Bevor wir die unter Postnummer 1 vorgesehenen Wahlen vornehmen, ist über die Art der Abstimmung zu entscheiden. Gemäß § 28 Abs 4 der Geschäftsordnung für den Wiener Landtag sind Wahlen mittels Stimmzettel vorzunehmen, wenn der Landtag nicht mit Zweidrittelmehrheit anderes beschließt. 

Nach einvernehmlichem Beratungsergebnis in der Präsidialkonferenz schlage ich vor, die Wahlen durch Erheben der Hand vorzunehmen. 

Ich bitte nun jene Damen und Herren des Landtags, die mit diesem Vorschlag einverstanden sind, um ein Zeichen mit der Hand. - Das sind alle, weil in der Präsidialkonferenz war es auch so. Einige waren nicht ganz informiert. Mein Vorschlag ist daher auch mit der erforderlichen Zweidrittelmehrheit angenommen worden. 

Das an neunter Stelle gereihte Mitglied des Bundesrats, Peter Florianschütz, und das an gleicher Stelle gereihte Ersatzmitglied, Kurt Wagner, haben ihr Mandat beziehungsweise Ersatzmandat im Bundesrat am 21. November 2007 zurückgelegt. 

Die Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates schlägt als neues Mitglied für die neunte Stelle Herrn Wolfgang Beer und als an gleicher Stelle gereihtes Ersatzmitglied erneut Herrn Kurt Wagner zur Wahl vor. 

Ich bitte daher jene Damen und Herren, die diesem Wahlvorschlag ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig so angenommen. Somit sind Herr Wolfgang Beer als das an neunter Stelle gereihte Mitglied und Herr Kurt Wagner als das an gleicher Stelle gereihte Ersatzmitglied des Bundesrats gewählt. (Beifall bei der SPÖ.) 

Wir haben eine weitere Wahl vorzunehmen. Das an elfter Stelle gereihte Mitglied des Bundesrats, Gertraud Knoll, und das an gleicher Stelle gereihte Ersatzmitglied, Martina Malyar, haben ihr Mandat beziehungsweise Ersatzmandat im Bundesrat am 6. November 2007 zurückgelegt. 

Die Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates schlägt als neues Mitglied für die elfte Stelle Herrn Josef Kalina und als an gleicher Stelle gereihtes Ersatzmitglied erneut Frau Martina Malyar zur Wahl vor. 

Ich bitte nun jene Damen und Herren, die diesem Wahlvorschlag ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke, dies ist ebenfalls einstimmig angenommen. Somit sind Herr Josef Kalina als das an elfter Stelle gereihte Mitglied und Frau Martina Malyar als an gleicher Stelle gereihtes Ersatzmitglied des Bundesrats gewählt. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich möchte als Präsident des Wiener Landtags, Sie haben es zum Teil bereits durch Beifallsbekundung schon vorweggenommen, beiden neugewählten Mitgliedern des Bundesrats als Vertreter Wiens alles Gute für die Zukunft wünschen. Natürlich weiß ich, dass in unserem politischen System die Vertretung Wiens auch eine entsprechende Orientierung aus der politischen Bewegung einer Partei ist, die hier die entsprechenden Wahlvorschläge zu erstatten hat. Viel Glück im Interesse unseres Bundeslands und alles Gute! Sie sind herzlichst eingeladen, wann immer Landtagssitzungen sind, auch an diesen teilzuhaben. Lassen Sie sich nicht durch leere Sessel, die es heute gibt, davon abhalten, nicht fernzubleiben, wenn es die Zeit ermöglicht! Alles Gute beiden neugewählten Mitgliedern! (Beifall bei SPÖ, ÖVP und FPÖ.)

Natürlich habe ich auch für die bisherige, ich gebe zu, nicht allzu lange Tätigkeit im Bundesrat den ausgeschiedenen Mitgliedern zu danken, die in der Zwischenzeit politisch in neuen Aufgaben unterwegs sind. Das ist der frühere Bundesrat Florianschütz, der in der Zwischenzeit in diesem Haus bekannt ist. Danke für die Tätigkeit im Bundesrat. Genauso der früheren Bundesrätin und jetzigen Abgeordneten zum Nationalrat Knoll. 

Meine Damen und Herren, wir kommen nun zur Postnummer 14. Sie betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem die Wiener Gemeindewahlordnung 1996, das Wiener Volksbegehrensgesetz, das Wiener Volksbefragungsgesetz und das Wiener Volksabstimmungsgesetz geändert werden. 

Berichterstatterin hiezu ist die Frau Amtsf StRin Frauenberger. Ich bitte sie, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatterin Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich bitte um Zustimmung zum vorliegenden Gesetz. 

Präsident Johann Hatzl: Da es hier eine Debatte gibt, habe ich gemäß § 30c Abs 10 der Geschäftsordnung den Vorschlag, General- und Spezialdebatte zusammenzulegen. 

Wird gegen diesen Vorschlag eine Einwendung erhoben? - Sehe und höre ich nicht. Ich werde daher so vorgehen. 

Die Debatte ist somit eröffnet. Als Erster zum Wort gemeldet ist Herr StR Herzog. - Bitte.

StR Johann Herzog: Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Zum vorliegenden Gesetz, mit dem die Wiener Gemeindewahlordnung, das Wiener Volksbegehrensgesetz, das Wiener Volksbefragungsgesetz und das Wiener Volksabstimmungsgesetz abgeändert werden, werden wir in Bezug auf die Einführung der Briefwahl keine Zustimmung geben. 

Die Briefwahl stellt für uns ein schwieriges Problem dar. Die Briefwahl ist eine gravierende Gefährdung eines der Grundrechte einer Demokratie, nämlich eine Gefährdung des geheimen Wahlrechts. Ich glaube, dass wenig Zweifel daran bestehen kann, dass hier echte Gefährdungselemente vorhanden sind. Dieses geheime Wahlrecht ist ein Kernpunkt jeder Demokratie. Es ist natürlich verfassungsmäßig abgesichert, aber nicht nur, auch durch andere Gesetze. Wir haben massive Bedenken gegen die gewählte Vorgangsweise, die naturgemäß auch den Regelungen auf Bundesebene entspricht. 

Der Vorgang bei der Briefwahl wird durch § 58a der Gemeindewahlordnung normiert, wo festgestellt wird, dass der Wähler den von ihm ausgefüllten amtlichen Stimmzettel in das Wahlkuvert zu legen, zu verschließen und in die Wahlkarte zu legen hat und sodann auf der Wahlkarte durch Unterschrift eidesstattlich zu erklären hat, dass er den amtlichen Stimmzettel persönlich, unbeobachtet und unbeeinflusst ausgefüllt hat. Dann hat er die Wahlkarte zu verschließen und so rechtzeitig auf den Postweg zu geben, dass sie bei der zuständigen Bezirkswahlbehörde spätestens am achten Tag um 14 Uhr eingelangt ist. 

Wir finden, dass dieses Begnügen mit einer eidesstattlichen Erklärung ein massives Unsicherheitselement in diesem Wahlrecht darstellt, dass es zu Missbrauch einlädt, dass wir nicht wissen, wie die Entscheidung eines einzelnen Wählers, einer einzelnen Wählerin in dieser Richtung erfolgt ist. Ich glaube, dass die Abgabe einer geheimen und persönlichen Wahlentscheidung grundsätzlich durch die Einführung der Briefwahl nicht mehr als gesichert angesehen werden kann! (Beifall bei der FPÖ.) 

Die Feststellung, niemand in Österreich sei an einem Wahlbetrug interessiert, stammt, glaube ich, von Minister Pröll. Natürlich will ich das gerne glauben, aber, meine Damen und Herren, ich glaube, eine solche Feststellung ist nicht geeignet, Basis für die Schaffung von Grundlagen unseres Wahlrechts zu sein! Das ist eine gut gemeinte Bemerkung, aber nicht mehr!

Welcher Aufwand wird doch letzten Endes auf den verschiedenen Ebenen der Wahlkommissionen im Bezirk, in der Stadt, im Land, auf Bundesebene, betrieben, um einen ordnungsgemäßen Ablauf der Wahlen zu sichern und den verfassungsmäßigen Erfordernissen zu entsprechen. Und dem widerspricht die Ausübung eines Briefwahlrechtes ohne alle Zeugen, ohne vorgeschriebene Stellen - ob zum Beispiel Notar gemeint sein könnte oder Auslandsvertretung -, doch klar und deutlich. Der Wert einer eidesstattlichen Erklärung ist in Bezug nämlich auf das in Frage stehende demokratische Rechtsgut massivst als gering zu erachten und ist ein echter Schwachpunkt in dieser Novelle des Wahlrechtes.

Es kann letztendlich nicht ausgeschlossen werden, und ist ja auch schon immer vorgekommen, dass zum Beispiel im Familienkreis Druck auf Familienmitglieder ausgeübt wird, das Wahlverhalten so oder so zu gestalten, und das ist bei diesem Briefwahlrecht, wie es hier abgewickelt wird, durchaus möglich. Mit anderen Worten, es gibt nicht nur diese, sondern viele andere Missbrauchsmöglichkeiten, an die wir denken müssen, und die wir eigentlich ablehnen und verhindern müssen.

1985 hat es in Bezug auf Teile des damaligen niederösterreichischen Wahlrechtes ein Verwaltungsgerichtshoferkenntnis gegeben, nämlich in Sachen Briefwahl. Dieses Erkenntnis ist interessant, ich kann aber nur ein bisschen daraus zitieren. Es wird festgestellt:

„Geheim in der Bedeutung des Art 26 Abs 1 B-VG“, also Bundes-Verfassungsgesetz, „ist ein Wahlrecht nur dann, wenn der Wähler seine Stimme derart abzugeben vermag, dass niemand, weder die Behörde noch sonst jemand erkennen kann, wer gewählt hat. Demgemäß verlangt der Grundsatz des geheimen Wahlrechtes wirksame Vorkehrungen zur Geheimhaltung, und die sind mit dieser Briefwahlregelung nicht gegeben." (Beifall bei der FPÖ.)

Die geheime Wahl, sagt Ermacora im Handbuch der Grundfreiheiten und der Menschenrechte, die geheime Wahl soll also den Wähler nicht bloß vor unerwünschter Einflussnahme auf seine Willensbildung im Zuge des Wahlvorganges bewahren, sie soll auch die Sorge und Furcht nehmen, dass er wegen seiner Stimmabgabe in bestimmte Richtung Vorwürfen und Nachteilen welcher Art auch immer, ausgesetzt sei.

Ebenfalls interessant ist, dass die „Presse" im „Rechtspanorama" Folgendes geschrieben hat: „Nur die geheime Wahl ist frei. Pfeiler der Demokratie bedroht. An Eides statt zu erklären, dass die Stimmabgabe persönlich und geheim erfolgt ist: Wollen wir darüber rätseln, wie oft eine solche Erklärung überprüft werden wird? Sprechen wir es offen aus: Diese Erklärung ist genauso sinnvoll, wie die von Touristen bei ihrer Einreise in manche Länder verlangte Erklärung, sie seien kein Mitglied einer terroristischen Vereinigung.“ Das ist scharf pointiert, aber in der Sache natürlich richtig. 

Diese Bedenken, meine Damen und Herren, sind so stark, dass wir uns nicht imstande sehen, der diesbezüglichen Änderung des Wahlrechtes in Bezug auf die Briefwahl, wie sie hier geregelt ist, zustimmen zu können.

Des Weiteren möchte ich noch darauf eingehen, dass die Bestimmungen des Meldegesetzes - es liegen auch Anträge in dieser Richtung vor -, wonach ja mehrere Nebenwohnsitze errichtbar und einrichtbar sind, ebenso dazu führen, dass ein Wahlrecht für den Kreis der Personen, die hier mit Nebenwohnsitzen gemeldet sind, wohl nicht möglich sein kann. Die Missbrauchsmöglichkeiten sind gewaltig, die Übersicht über mehr als 100 000 Nebenwohnsitze nicht gegeben, Überprüfung ist nicht erfolgt und ich will auch gar nicht leugnen, dass eine Überprüfung von 100 000 Meldungen gar nicht so einfach ist.

Wir werden ja immer, und wahrscheinlich Sie genauso, mit Beschwerden, zum Beispiel von Wohnungseigentümern konfrontiert, in denen diese uns erzählen, dass sie auf Grund irgendeiner behördlichen Maßnahme - sagen wir, einer Exekution - von der Existenz eines angeblichen Mitbewohners erfahren haben. Die wissen gar nichts davon, das ist gar nicht selten, kommt oft genug vor und bringt den betroffenen Personenkreis, nämlich die Leute, die hier als angebliche Vermieter fungieren, in echte Bedrängnis.

Ich glaube, dass hier, unabhängig vom Wiener Wahlrecht, dringend Abhilfe zu schaffen ist, und dass durch die Überprüfung der Meldeabgabe in irgendeiner Form gewährleistet ist, dass das auch eine echte Meldung ist, dass die Unterschriften stimmen, und dass auch sonst die Gegebenheiten richtig sind.

Daher können wir der Einführung einer Briefwahl in Wien nicht zustimmen, so wie wir auch der Meinung sind, dass die Nebenwohnsitze hier in Wien nicht Gegenstand des Wiener Wahlrechtes sein können. Entscheidend aus unserer Sicht wäre nämlich ganz was anderes: Es wäre die forcierte Stärkung direkt demokratischer Einrichtungen herbeizuführen, aber nicht, wie heute zum Beispiel, bei der Volksbefragung und Volksabstimmung, durch Einführung der Briefwahl, sondern meine Damen und Herren, durch Abbau all jener massiven Hürden, die in Wien solchen Bürgerbegehren entgegenstehen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt Frau Abg Vassilakou. Ich erteile es ihr.

Abg Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Präsident! Verehrte Damen und Herren! 

Lassen Sie mich aus Anlass des heutigen Geschäftsstückes eigentlich woanders beginnen, und zwar im ureigensten Bereich, geradezu im Kernstück der Wiener Gemeindewahlordnung. Wir haben eine Wahlordnung, die mehrfach von den Parteien der Opposition kritisiert worden ist, wir haben eine Wahlordnung, an der unser heutiger Landtagspräsident und damaliger Innenstadtrat maßgeblich beteiligt war, deswegen spricht man ja heute noch, zumindest in Oppositionskreisen, immer vom Hatzl´schen Wahlrecht. Ich hoffe, dass Sie mir diese kleine Respektlosigkeit verzeihen. Nichtsdestotrotz also ist ja dieses Hatzl’sche Wahlrecht, das berühmte, auch jenes Meisterwerk, auf dem die absolute Mehrheit der Wiener SPÖ bis heute beruht. 

Was bewirkt dieses Wahlrecht? Dieses Wahlrecht bewirkt, dass Mandate in Wien unterschiedlich teuer sind. Und zwar dort, wo die SPÖ stark ist, sind sie besonders günstig und dort, wo sie im Aufteilungsverfahren sozusagen Schwächen haben könnte, sind sie besonders teuer. Also, ich bringe Ihnen ein konkretes Beispiel aus der Wahl 2005: Ein Grundmandat kostete - unter Anführungszeichen - 6 000 Stimmen, wohingegen ein Restmandat 9 000 Stimmen kostete. Ein Grundmandat in Favoriten, kann ich mich erinnern, war um 6 000 Stimmen zu haben. So kommt es auch, dass die Wiener SPÖ, die traditionell besonders viele Grundmandate erringen kann, sehr leicht sehr viele Grundmandate hat, und dann im zweiten Verfahren sozusagen, wo eben die Restmandate aufgeteilt werden, kommt es dann einfach dazu, dass sie sehr viel teurer werden, und genau diese Mandate sind es übrigens, die vor allem für die kleineren Oppositionsparteien von Bedeutung sein könnten.

Meine Damen und Herren, wir haben damals bei der Einführung mehrfach kritisiert und immer wieder vor jeder Wahl, also in den vergangenen zwei Wahlgängen und heute wieder aus diesem Anlass, dass dieses Wahlrecht in Wahrheit nicht korrekt ist, dass dieses Wahlrecht durchaus stark verbesserungswürdig ist, dass es durchaus Sinn machen würde, hier eine Änderung herbeizuführen, die bewirken würde, dass eben Mandate gleich teuer oder auch gleich günstig sind, wie man es nimmt, das heißt, dass es die Möglichkeit gibt, sowohl Grundmandate als auch Restmandate mehr oder weniger mit einer ausgeglichenen Stimmenanzahl zu verteilen.

Und dieser Antrag - ich gehe davon aus, er wird der lieben Wiener SPÖ bekannt sein, weil er bereits mehrfach von den Oppositionsparteien eingebracht worden ist - wird aus Anlass des heutigen Geschäftsstückes erneut eingebracht. Es ist ein Antrag von mir und dem Klubobmann der Wiener ÖVP, Dr Matthias Tschirf, und wir fordern Sie einmal mehr auf, die Wiener Wahlordnung, die dringend reformbedürftig ist, in Richtung eines echten proportionalen Wahlrechtes zu reformieren. 

Wir fordern Sie auf, sich vom Hatzl´schen Wahlrecht zu verabschieden, wir fordern Sie auf, für faire Verhältnisse zu sorgen, und zwar für alle Parteien, die in diesem Wiener Landtag vertreten sind, und wir fordern Sie auf, Ihre absolute Mehrheit nicht weiterhin auf - wenn Sie so möchten – kluge, geschickte Tricks in der Wahlordnung zu stützen, sondern ganz einfach mit einem fairen Wahlrecht anzutreten, und wenn Sie es dann schaffen, tatsächlich eine absolute Mehrheit erneut zu erringen, dann sagen wir alle, Hut ab. 

Aber wir gehen davon aus, dass dann, wenn diese Wahlordnung reformiert werden würde, ganz einfach mit 49 Prozent der Stimmen eine absolute Mehrheit der Mandate nicht mehr möglich sein wird. (Beifall bei den GRÜNEN und bei der ÖVP.) 

So, und jetzt lassen Sie mich kurz, sozusagen nachdem wir dieses grundsätzliche Demokratiedefizit, das wir in Wien haben und das nach wie vor besteht, aufgezeigt haben und wo Sie heute eine Chance hätten, das vielleicht zu beseitigen, lassen Sie mich also, nichtsdestotrotz, auf das eigentliche Geschäftsstück zu sprechen kommen, das uns heute zur Beschlussfassung vorliegt.

Das ist ein für die Grünen durchaus schwieriges Geschäftsstück, denn einmal mehr kann man hier feststellen, dass es sehr schwer sein kann, seine Zustimmung einem ganzen Maßnahmenpaket zu erteilen, das einerseits ein paar sehr gute Maßnahmen enthält - manchmal auch Maßnahmen, die man jahrelang bereits gefordert hat -, und dann doch auch ein paar sehr problematische. 

Und so begrüßen wir sehr, dass es zum Beispiel auf Basis dieses Maßnahmenpakets endlich möglich geworden ist, dass obdachlose Menschen leichter registriert werden können, und somit auch leichter ihr Wahlrecht ausüben können. Sehr positiv ist zum Beispiel auch, dass nun 16-jährige Menschen, das heißt, eben genau diese Gruppe, wo wir uns auch vor allem in Wien seit Jahren bemühen, sie sozusagen im Wahlrecht zu erfassen, jetzt auch bei Volksabstimmungen und bei Volksbefragungen beispielsweise, stimmberechtigt sind. 

Also, wie gesagt, es enthält auch durchaus sehr gute Punkte, die man unterschreiben kann. Nichtsdestotrotz ist auch für die Grünen diese Einführung der Briefwahl sehr, sehr problematisch. Ich verstehe zwar, dass es in unser aller Sinne ist, sich Gedanken zu machen, wie wir die laufend von Wahl zu Wahl sinkende Beteiligung verbessern können. Ich rufe in Erinnerung, bei der letzten Wien‑Wahl haben wir bereits nur mehr 60 Prozent Wahlbeteiligung gehabt. 

Also, das sind schon sehr alarmierende Zahlen, und es macht, wie gesagt, durchaus Sinn, hier offen darüber nachzudenken, was kann ich tun, um immer mehr Menschen den Zugang zu diesen Wahlen zu erleichtern. Allerdings, ob die Briefwahl der beste Weg ist, sei dahingestellt. 

Herr Herzog hat von hier aus bereits einige Bedenken vorgebracht, die von den Grünen auch so gesehen und geteilt werden. Ich möchte meinen, dass es hier durchaus einen besseren Weg gegeben hätte, beispielsweise die vorzeitige Stimmabgabe zu ermöglichen, und wir haben das auch beantragt. Wir haben beantragt, dass es durchaus ein Weg hätte sein können, dass man zwei, drei Tage vor der Wahl die Möglichkeit hat, seine Stimme abzugeben, wie es auch in anderen Ländern möglich ist. Leider hat diesbezüglich der grüne Vorstoß keine Mehrheit gefunden. Nun ist er bedauerlicherweise obsolet, denn in dem Moment, wo die Briefwahl eingeführt wird, werden alle diese Überlegungen klarerweise ad absurdum geführt. 

Und nun ergibt sich folgendes Problem und es ist durchaus eine sehr, sehr schwierige Abwägungsfrage: Auf der einen Seite habe ich das Bestreben, möglichst viele Menschen zu den Urnen hinzubewegen beziehungsweise ihnen, wie gesagt, die Stimmabgabe zu erleichtern, und da erscheint sozusagen die Briefwahl ein durchaus praktisches, und wenn Sie so möchten, ein kommodes Mittel. Das ist es sicherlich auch. 

Auf der anderen Seite wissen wir aber auch, dass es in diesem wunderschönen und auch so aufgeklärten Österreich nach wie vor viele Familien gibt, wo durchaus ein gewisser Druck innerhalb der Familie ausgeübt wird, meistens auf jüngere Wählerinnen und Wähler - wir haben jetzt gerade vorhin von der Gruppe der 16-, 17‑, 18‑Jährigen gesprochen, aber sehr oft beispielsweise auch auf die Frauen und ich kann mir sehr gut vorstellen, dass es mit der Briefwahl nun möglich werden kann, dass der Vater ganz einfach für die ganze Familie diesbezüglich die Stimmzettel bestellt, ausfüllt, den Menschen in die Hand drückt und sagt, du gehst wählen. Genau das ist es, was das Ganze so unglaublich problematisch macht, und tatsächlich ist das oberste Gut, das höchste Gut der geheimen Wahl, mit dieser Maßnahme gefährdet. 

Einmal mehr hatten wir deshalb hier dafür plädiert, die vorzeitige Stimmabgabe zu ermöglichen. Und genau da stehen wir jetzt auch mit unserer Abwägung, auch innerhalb der GRÜNEN, dass wir auf der einen Seite sagen, es muss Maßnahmen geben, es muss ein Weg gefunden werden, Menschen die Stimmabgabe zu erleichtern und die sinkende Wahlbeteiligung tatsächlich auch umzukehren, sichtbar, spürbar sozusagen, andererseits aber muss es auch möglich sein, das Recht auf geheime Wahl zu schützen. Und somit sind wir wieder einmal bei jenem Punkt angelangt, wo die Abwägung sehr schwierig ist, wo für die einen das Glas halbvoll ist und für die anderen das Glas halbleer ist, wie es so schön heißt, und deshalb wird auch heute der Grüne Klub diesbezüglich nicht einheitlich abstimmen. 

Ich möchte sagen, dass ich die Argumente derjenigen von uns, die die geheime Wahl sehr hoch halten, und die daher schweren Herzens, aber doch, ihre Zustimmung zu dieser Maßnahme ganz sicher nicht geben können, auch nachvollziehen kann und ich denke auch, dass sich der Bundesgesetzgeber dazu viel mehr Gedanken hätte machen müssen und durchaus auch einen klügeren Weg hätte wählen müssen, anstatt das Ganze so zu beschließen und uns nun vorzulegen, und auch uns vor ein sehr hohes und sehr schwieriges Dilemma zu stellen. Denn Wien hat ja in Wahrheit das, was auf Bundesebene beschlossen worden ist, im Großen und Ganzen zu vollziehen. Also, man hat jetzt auch nicht mehr die Möglichkeit, sich für Wien alternative Methoden zu überlegen, die vielleicht noch klüger gewesen wären. 

Und so möchte ich auch auf die Anträge der ÖVP zu sprechen kommen, und zwar sowohl auf den Antrag im Zusammenhang mit AuslandsösterreicherInnen, also mit dem Wahlrecht der AuslandsösterreicherInnen als auch auf den Antrag im Zusammenhang mit dem Wahlrecht zu dem Zeitpunkt. Erneut haben wir es hier ebenfalls mit einer schwierigen Abwägung zu tun, denn auf der einen Seite erscheint es sinnvoll, Menschen zu ermöglichen, überall dort, wo sie einen Bezug haben, tatsächlich auch wählen zu können. Und ja, es liegt natürlich auf der Hand, dass AuslandsösterreicherInnen, die vor 5 Jahren, vor 6 Jahren, vielleicht auch vor 7 Jahren weggezogen sind, nach wie vor einen Bezug zur Bundeshauptstadt haben. 

Wie gesagt, ich habe sehr viele Kontakte zu AuslandsösterreicherInnen und kann das auch bestätigen. Man verfolgt sehr oft die Entwicklungen im eigenen Land mit, man geht auch sehr oft begeistert bei Nationalratswahlen wählen, aber man hat nun einmal nicht die Möglichkeit, sich an Wahlen auf Landesebene zu beteiligen. Man würde sich aber darüber freuen und sicher würden viele auch Gebrauch davon machen. Das ist die eine Seite der Medaille. 

Die andere Seite der Medaille allerdings sieht so aus, dass man sich durchaus die Frage stellen soll, wo soll ein Mensch überall wahlberechtigt sein. Wie viele Orte kann es geben, an denen er tatsächlich Interessen hat, an denen er tatsächlich auch die politischen Entwicklungen mitverfolgen und an denen er oder sie diese auch mitbestimmen kann, wie die Zukunft aussehen und wie es da weitergehen soll. Und es gibt viele, die dazu der Meinung sind, wichtig ist, dass ein Mensch dort auf kommunaler Ebene wahlberechtigt ist, wo er oder sie wohnt, und nur dort, das heißt, wo man unmittelbar seinen Wohnsitz hat. 

Das würde nach dieser Philosophie beispielsweise bedeuten, wenn Sie so möchten, denn die Gesetzeslage sieht ja derzeit völlig anders aus, aber nichtsdestotrotz würde das für Wien bedeuten, dass alle Menschen, die in Wien leben, auf kommunaler Ebene wahlberechtigt sind, und zwar ungeachtet dessen, welche Staatsbürgerschaft sie haben. Es würde also bedeuten, dass Zuwanderer in Wien wahlberechtigt sind, es würde bedeuten, dass Auslandsösterreicher auf kommunaler Ebene dort wahlberechtigt sind, wo sie tatsächlich ihren Lebensmittelpunkt haben, nämlich in jenem Land, wo sie leben. 

Und es gibt schon durchaus einen Ort, wo diese Philosophie, wenn Sie so möchten, verwirklicht ist, einen Ort, jetzt virtuell, politisch betrachtet, und das ist die Europäische Union. Denn wenn wir nicht im Herkunftsland leben, haben wir bei Europawahlen die Möglichkeit, entweder die Europa-Abgeordneten des Herkunftslandes zu wählen oder die Europaabgeordneten des Landes, wo wir den Lebensmittelpunkt haben, aber nicht beide gleichzeitig. 

Das heißt, auch hier gibt es durchaus eine andere Sichtweise. Die würde logischer- und konsequenterweise dazu führen, dass man weder das Wahlrecht für Auslandsösterreicher und –österreicherinnen befürworten kann noch das kommunale Wahlrecht für Menschen, die ihren Zweitwohnsitz in Wien haben. 

Und auch hier haben wir es wieder, wie gesagt, mit einer Medaille zu tun, die zwei Seiten hat. Ich persönlich bin dafür, dass Menschen möglichst viel, möglichst oft und überall dort wählen können, wo sie schlussendlich selbst einen Bezug haben oder selbst für sich einen Bezug erkennen und gehe davon aus, dass auch nur diejenigen tatsächlich von diesem Wahlrecht Gebrauch machen werden, die es auch wollen, denn dort, wo man keinen Bezug mehr hat, geht man bekanntlich ganz einfach nicht wählen. 

Anderen wiederum ist es durchaus wichtig hier festzuhalten, dass es kein kluger Weg ist, sozusagen inflationär, wenn Sie so möchten, Wahlrechte auf kommunaler Ebene zu verteilen - und es ist ganz sicher kein kluger Weg, es zu tun - und gleichzeitig eine Gruppe von Menschen auszulassen, die in dieser Stadt leben, die gar nicht wenige sind, gar nicht wenige - weit über 250 000 Menschen -, die seit 20, 30 Jahren, oder seit 10 Jahren in Wien leben und nach wie vor nicht wahlberechtigt sind. 

Und dass der Bundesgesetzgeber gerade diese Gruppe vergessen hat, ist nach wie vor sehr bedauerlich und ich kann wirklich nur hoffen, dass irgendwann einmal, gerade bei der ÖVP, die sich sehr oft mit dem Thema der sinkenden Wahlbeteiligungszahlen befasst, die sogar jahrelang, wenn Sie so möchten, es fast als Steckenpferd angesehen hat, sich zu überlegen, wie kann ich möglichst viel Urnen, Entschuldigung, möglichst viel Menschen an die Urnen bringen ... (Heiterkeit bei den Abgeordneten.) In dem Fall sind wir gerade dabei, die Urnen zu den Menschen zu bringen, wie auch immer, ja egal, ob Menschen zu den Urnen, oder Urnen zu den Menschen, ich kann nur sagen, ich finde das sehr bedauerlich und denke, es geht auch nicht zusammen, wenn ich auf der einen Seite mir sozusagen jahrelang Gedanken mache, wie kann ich möglichst vielen Menschen den erleichterten Zugang zu einem Wahlrecht gewährleisten, und auf der anderen Seite nehme ich zur Kenntnis, dass ich Tausende, Hunderttausende von Menschen im eigenen Land habe, denen ich schlicht die Möglichkeit verwehre, auf kommunaler Ebene, das heißt, dort, wo sie leben, mitzubestimmen. 

Insofern kann ich von dieser Stelle aus sagen, die Grünen werden sich bei der Abstimmung im Zusammenhang mit der Briefwahl unterschiedlich verhalten, sie werden voraussichtlich auch unterschiedlich abstimmen im Zusammenhang mit den ÖVP-Anträgen. Aber eine Sache gibt es, da sind wir alle dahinter mit Feuer und Flamme: Wien braucht endlich das kommunale Wahlrecht auch für Zuwanderer, (Beifall bei den GRÜNEN.) und die Bundespolitik sollte aufhören, Menschen von ihrem Recht auf Stimmabgabe abzuhalten. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt Herr Abg Ulm.

Abg Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Präsident! Frau Stadträtin! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Ich stelle fest, dass meine beiden Vorredner sehr differenziert argumentiert haben, und ich kann zu einem guten Teil diese differenzierte Argumentation nachvollziehen, auch wenn wir uns bei unserem Abstimmungsverhalten leichter tun werden als die Grünen. Wir werden diesem Gesetz mit Überzeugung zustimmen, weil wir meinen, dass die Argumente, die für dieses Gesetz sprechen, doch klar überwiegen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Uneingeschränkt zustimmen kann ich meiner Vorrednerin, was das proportionale Wahlrecht, was das faire Wahlrecht in Wien betrifft. Selbstverständlich muss man auch am heutigen Tag wieder darauf hinweisen, dass nicht jedes Mandat in dieser Stadt gleich teuer ist und somit nicht jede Stimme gleich viel zählt, und dass die SPÖ als stärkste Fraktion in diesem Haus - auch wenn sie nicht die absolute Mehrheit an gültig abgegebenen Stimmen hat, mit 49 Prozent also -, bei einem Verhältniswahlrecht hier 55 von 100 Sitzen innehat. 

Ich weiß, das ist dem Herrn Präsidenten immer ein großes Anliegen, darauf hinzuweisen, dass das nicht an sich etwas Unfaires oder Ungerechtes ist, denn es gibt im anglo-amerikanischen Raum ganz andere Wahlrechte, nämlich Mehrheitswahlrechte. (Abg Christian Oxonitsch: Oder in Tirol!) Das ist schon richtig, das stimmt schon, Herr Präsident, aber dann sollte man es wahrscheinlich auch nicht als Verhältniswahlrecht bezeichnen, (Abg Christian Oxonitsch: Was sagt die Verfassung hier!) denn bei einem Verhältniswahlrecht gehe ich fest davon aus, dass es wirklich ein reines Verhältniswahlrecht ist, und dass hier jede Stimme gleich viel wert ist, (Abg Christian Oxonitsch: Was sagt die Verfassung!) und dass man mit 49 Prozent der Stimmen eben nicht 55 Mandate haben sollte. (Beifall bei der ÖVP. – Abg Christian Oxonitsch: In Tirol gibt es das!) 

Aber lassen Sie mich zum Kernpunkt des heutigen Gesetzes kommen, nämlich zur Briefwahl. Wir haben das als ÖVP - nachdem wir sehr lange und intensiv darüber debattiert haben - seit Langem bereits verlangt und ich glaube, es ist sehr sinnvoll, wir werden sicher eine höhere Wahlbeteiligung damit erreichen und ich glaube, dass es ein Fortschritt in der demokratischen Entwicklung sein wird. 

Die Argumente des Herrn StR Herzog wische ich sicher nicht beiseite. Natürlich muss man sich überlegen, ob es mit diesem Briefwahlrecht nicht zu einer gewissen Aufweichung des geheimen Wahlrechtes kommt, ich denke aber, es gibt vier Argumente, die dagegen sprechen. 

Zum einen hat man schon bisher bei Nationalratswahlen, wenn sich der Wähler im Ausland aufgehalten hat, die Möglichkeit gehabt, in dieser Art und Weise das Stimmrecht auszuüben. Das war aber nicht der Regelfall, der Regelfall soll es auch jetzt nicht sein im jetzigen System des Briefwahlrechts. Es hat da aber eigentlich keine solchen Vorfälle gegeben, sie sind zumindest nicht bekannt geworden, und man hat zumindest positive Erfahrungen mit dieser Form des Wahlrechtes, das wir schon von Nationalratswahlen her kennen, gemacht. 

Das zweite Argument, das für mich sehr greift, ist, dass unsere Gesellschaft eine sehr hohe demokratische Reife hat. Natürlich müsste man vorsichtig sein, wenn man erst ganz am Beginn von demokratischen Entwicklungen stünde, mit dem geheimen Wahlrecht in dieser Art und Weise umzugehen. In Österreich ist es aber an sich nicht üblich, auf das Stimmverhalten eines anderen Einfluss zu nehmen, und ich vertraue auf die Reife, auf die Unabhängigkeit und auf die Verantwortlichkeit der Österreicherinnen und Österreicher bei der Ausübung ihres Wahlrechtes. (Beifall bei der ÖVP.) 

Zum Dritten gibt es internationale Beispiele, die zeigen, dass dieses Briefwahlrecht sehr gut funktioniert. In Deutschland gibt es das seit Jahrzehnten, und in Bayern haben bei den letzten Landtagswahlen bereits 20 Prozent der Wahlberechtigten von diesem Briefwahlrecht Gebrauch gemacht, und zuletzt gibt es auch eine eidesstattliche Erklärung, die der Wähler ausfüllt. Da steht also auf dieser Wahlkarte oben der Satz: „Mit meiner Unterschrift erkläre ich eidesstattlich, dass ich die innenliegenden amtlichen Stimmzettel persönlich, unbeobachtet und unbeeinflusst ausgefüllt habe." Es ist nicht nur die Unterschrift unter diese Erklärung zu setzen, sondern auch der Ort der Stimmabgabe anzugeben, der Staat - falls die Stimmgabe im Ausland erfolgt -, das Datum der Stimmabgabe und sogar die Uhrzeit. Es steht auf diesem Formular sogar oben, dass die lokale Zeit anzugeben ist, falls man sich in einer anderen Zeitzone als der in Österreich geltenden befindet. 

Ich glaube daher, dass man nicht von einer Aufweichung des geheimen Wahlrechtes reden kann, und dass das eine gute Lösung ist, die wir in diesem Gesetz heute wohl beschließen werden.

Der Regelfall wird es nicht werden, dass man die Stimme mittels Briefes abgibt. Wann aber wird das möglich sein? Es wird immer dann möglich sein, wenn man voraussichtlich am Wahltag verhindert ist, ortsabwesend ist, gesundheitliche Gründe, die eine Stimmabgabe erschweren, vorweisen kann, oder wegen Aufenthalts im Ausland. Diese Gründe müssen nicht tatsächlich am Wahltag vorliegen, es muss nur an den Tagen davor so erscheinen. 

Also, wenn ich jetzt eine Woche vor dem Wahltag der Meinung bin, ich werde wahrscheinlich ortsabwesend sein, dann kann ich bereits die Wahlkarte beziehungsweise die Wahlunterlagen anfordern. 

Man wird sehen, wie viele Personen letztendlich davon Gebrauch machen. Eine Nachprüfung wird es nicht geben, ob tatsächlich die Voraussetzungen für die Wahl mittels Unterlagen vorhanden sind, aber eine Plausibilitätsprüfung, ob das Stimmrecht auch tatsächlich geheim ausgeübt wurde oder nicht, wird schon erfolgen. Vorgesehen ist, dass die Wahlunterlagen spätestens am vierten Tag vor dem Wahltag unter Angabe der genannten Gründe schriftlich anzufordern sind. Bis zum zweiten Tag vor der Wahl kann das auch mündlich erfolgen, und dankenswerterweise wurde mittlerweile auch klargestellt, dass selbstverständlich auch noch bis zum zweiten Tag vor der Wahl die Unterlagen schriftlich angefordert werden können. Sie können dann allerdings nicht mehr zugeschickt werden, sondern werden ausgehändigt. Die Wahlkarte muss spätestens am achten Tag nach dem Wahltag eintreffen. Die Auszählung erfolgt durch Bezirkswahlbehörden und nicht durch Sprengelwahlbehörden. Mit der Auszählung wird erst ab dem zweiten Tag nach dem Wahltag begonnen. Soweit zur Briefwahl, die wir sehr begrüßen.

Was wir bedauern, ist, und diesbezüglich bringe ich jetzt auch Anträge ein, dass wir von der Möglichkeit nicht Gebrauch gemacht haben, auch Auslandswienern das Wahlrecht zu geben. Die Bundesverfassung räumt uns diese Möglichkeit für Personen ein, die ihren Hauptwohnsitz innerhalb der letzten zehn Jahre in das Ausland verlegt haben. Es ist ja wirklich nicht einzusehen, warum jetzt der Wiener, der Siemens-Mitarbeiter ist und auf ein Jahr lang nach München oder nach Erlangen geht, um dort beruflich tätig zu sein, bei der nächsten Gemeinderatswahl nicht stimmberechtigt sein soll. 

Niederösterreich macht es anders, Niederösterreich sieht dieses Wahlrecht für Auslandsniederösterreicher vor. Ich nehme an, dass sehr viele Kolleginnen und Kollegen auch diese Zeitschrift bekommen haben, sie heißt „ROTWEISSROT", ist die Zeitung der Auslands-Österreicher, und da sieht man schon, welch großes Anliegen der Auslandsösterreicher es ist, an den Wahlen teilnehmen zu können. Eine Seite beschäftigt sich mit der Niederösterreich-Wahl. Der Landeshauptmann macht Werbung, und man freut sich natürlich sehr darüber, dass diese Wahlmöglichkeit eingeräumt wurde. Ich darf daher namens meiner Fraktion gemeinsam mit meinem Kollegen Dr Tschirf folgenden Beschlussantrag einbringen: 

„Der Wiener Landtag spricht sich für die Einführung des Auslands-Landesbürgerwahlrechtes aus. In formeller Hinsicht wird die Zuweisung an den Ausschuss der Geschäftsgruppe Integration, Frauenfrauen, KonsumentInnenschutz und Personal verlangt.“ (Beifall bei der ÖVP)

Ein zweites Anliegen, nämlich das Wahlrecht für die Nebenwohnsitzer ist ebenfalls nicht verwirklicht worden in diesem Gesetzesentwurf. Das ist insofern schon erstaunlich, als der Bürgermeister und Landeshauptmann doch immer wieder seit dem Jahr 2001 erklärt und auch heute wieder erklärt hat, dass er sich durchaus vorstellen kann, dass man über dieses Wahlrecht für die Nebenwohnsitzer debattieren kann. Er hat auch gemeint, er halte nichts von Insellösungen. Jetzt weise ich darauf hin, dass Wien von Niederösterreich umgeben ist, und Niederösterreich hat dieses Wahlrecht für die Nebenwohnsitzer und auch für die Auslandsösterreicher vorgesehen. Und Wien wird jetzt natürlich zu einer demokratiepolitischen Insel, weil rundherum ein Wahlrecht ermöglicht wird, aber auf der roten Insel Wien ist es leider Gottes nicht möglich. Aber bitte, das ist eigentlich die Sache des Landeshauptmannes, die er sich mit dem SPÖ-Klub hier auszumachen hat. (Beifall bei der ÖVP)

In der Regierungserklärung von Bgm Häupl am 27.4.2001 hat er Folgendes gesagt: Jene, die einen Zweitwohnsitz in Wien haben, sollen in Zukunft nicht vom Wahlrecht ausgeschlossen werden. In der Fragestunde des Wiener Landtages am 25.9.2002 hat er auf eine diesbezügliche Anfrage geantwortet: „Ich habe es schon gerne, wenn Dinge, die in der Regierungserklärung gesagt wurden, dann auch in der Folge umgesetzt werden. So etwas mag ich einfach. Und ich kann Ihnen daher versichern, dass ich mir das wirklich anschauen werde.“ Dass er es sich anschauen wird, hat er auch heute wieder gesagt, aber davon haben sehr viele Österreicherinnen und Österreicher, die gerne ihre Stimme abgeben würden, wenig. Tatsache ist, die SPÖ macht es ganz einfach nicht. (Beifall bei der ÖVP.) Ich darf daher mit meinem Kollegen Dr Tschirf folgenden Beschlussantrag einbringen: 

„Der Wiener Landtag spricht sich mit Nachdruck, basierend auf den mehrfachen diesbezüglichen Erklärungen des Herrn Landeshauptmannes, für die Einräumung des Wahlrechts bei den Wahlen zum Gemeinderat und Landtag sowie zu den Bezirksvertretungen für jene Wienerinnen und Wiener, die in der Bundeshauptstadt einen Nebenwohnsitz haben, aus. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt.“ (Beifall bei der ÖVP)

Und zuletzt darf ich noch einen Abänderungsantrag einbringen. Er betrifft das Wiener Volksbegehrensgesetz, und hier geht es darum, dass eine Berufungsinstanz geändert werden soll. Laut dem Entwurf hat bei Verweigerung der Bestätigung nach dem Wiener Volksbegehrensgesetz bislang die Landesregierung entschieden, in Hinkunft soll lediglich das Amt der Landesregierung über solche Berufungen entscheiden. 

Das Amt der Landesregierung ist aber nur ein Hilfsorgan der Landesregierung und ich glaube, dass es ein schönerer Fall der Rechtskontrolle und des Rechtsschutzes wäre, wenn das höhere und politisch legitimiertere Organ, nämlich die Landesregierung, für solche Entscheidungen zuständig ist. Ich stelle daher nachfolgenden Abänderungsantrag: 

„§ 8 Abs 3 lautet: Im Falle der Verweigerung der Bestätigung ist ein schriftlicher Bescheid nur an den unmittelbar Betroffenen auf dessen mündliches oder schriftliches Begehren zu erlassen. Im Übrigen ist auf dieses Verfahren das Allgemeine Verwaltungsverfahrensgesetz anzuwenden. Über Berufungen entscheidet die Landesregierung. Und § 11 Abs 2 soll lauten: Über Berufungen entscheidet die Landesregierung.“ 

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall bei der ÖVP) 

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt nunmehr Herr Abg Stürzenbecher. 

Abg Dr Kurt Stürzenbecher (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Ich muss vielleicht zuerst auf etwas eingehen, was Klubobfrau Vassilakou gesagt hat, und zwar, dass unser Wahlrecht nicht korrekt sei. Dazu muss ich schon sagen, dass man darüber diskutieren kann, welche Formen eines Wahlrechtes es geben soll, und man kann auch darüber diskutieren, wie es im Detail ausgestaltet ist. Aber ich stelle schon fest, dass das Wiener Wahlrecht allen demokratischen Anforderungen, wie sie in höchstentwickelten Demokratien gestellt werden, entspricht und dass es absolut verfassungskonform ist. (Beifall bei der SPÖ.) 

Und außerdem ist es auch sachlich falsch, was du, geschätzte Klubobfrau gesagt hast, dass man mit 49 Prozent der Stimmen in einem Proportionalwahlrecht keine Mehrheit haben kann. Es ist zum Beispiel sogar bei der derzeitigen Zusammensetzung so, die SPÖ hat 59 Prozent der Stimmen, die drei Oppositionsparteien ... (Zurufe aus allen Fraktionen: Stimmt nicht!) 49 Prozent der Stimmen, die drei Oppositionsparteien zusammen haben 47 oder 48 Prozent. Also, selbst wenn es hundertprozentig proportional wäre, hätte die SPÖ in diesem Haus die absolute Mehrheit, das muss auch wieder einmal klar gesagt werden. (Beifall bei der SPÖ.) Es sei denn, Sie wollen ein Wahlrecht, wo jeder, der 1 Prozent hat, automatisch vertreten ist, dann hätte vielleicht die KPÖ ein Mandat und das BZÖ hätte, glaube ich, auch ein Mandat. 

Ich habe mir vor ein paar Jahren einmal die Mühe gemacht, mir alle Wahlrechte in demokratischen Ländern anzuschauen, und von allen diesen Wahlrechten hat nur Israel damals – ich weiß nicht, ob es heute immer noch so ist – ein absolut proportionales Wahlrecht gehabt in dem Sinn, die haben 120 Mandate, und wenn man ein Einhundertzwanzigstel der Stimmen hat, hat man dann ein Mandat. 

Keine andere Demokratie auf dieser Welt hat keine Hürde, das muss einmal ganz deutlich gesagt werden. Das sind also demnach alles unkorrekte Wahlsysteme, um mit Frau Kollegin Vassilakou zu sprechen. Ich habe auch einen guten Zeugen im ehemaligen Nationalratspräsidenten Khol, der bei einer Enquete des Innenministers vor Kurzem gesagt und erklärt hat, alle österreichischen Wahlrechte sind verfassungskonform und daher durchaus dem Verhältniswahlrecht entsprechend. Also, das muss auch gesagt werden.

Und weil Präsident Hatzl heute mehrmals angesprochen worden ist, so sei daran erinnert, dass er einmal bei den Verhandlungen zu einem Wahlrecht angeregt hat, dass für jedes Mandat die gleichen Prozentsätze gelten sollen, und 20 oder 25 Wahlkreise vorgeschlagen hat. Aber das haben damals am vehementesten die GRÜNEN abgelehnt, und das muss man auch dazu sagen. (Abg Christian Oxonitsch zu den GRÜNEN: Wir werden einen Antrag stellen!)

 Wenn immer wieder gesagt wird, „unkorrektes Wahlrecht“: Das ist ein Umgang mit Worten, den wir nicht einreißen lassen sollen, denn das kann nämlich die Demokratieverdrossenheit bei Leuten, die sich vielleicht nicht so gut auskennen, stärken. Deshalb erwähne ich noch einmal: Wir haben ein proportionales Wahlrecht mit leicht mehrheitsförderndem Charakter, dass heißt, die jeweils stärkste Partei - das kann bei jeder Wahl jemand anderer sein und es hat jeder die gleiche Chance - ist sehr geringfügig bevorteilt, wie es aber auch in Landes-Wahlordnungen in Tirol oder in Niederösterreich der Fall ist. 

Wenn man alles international ansieht: Die Wiege der Demokratie – wenn man jetzt vom alten Griechenland absieht – ist Großbritannien, und die haben überhaupt ein Mehrheitswahlrecht, wo man mit 40 Prozent der Stimmen 65 Prozent der Mandate hat und niemand wird hergehen und sagen, das britische demokratische System sei unkorrekt oder undemokratisch.

In Frankreich hat man mit zwei Wahlgängen aber auch ein eindeutiges Mehrheitswahlrecht, wo man im ersten  Wahlgang nur gewählt wird, wenn man mehr als 50 Prozent der Stimmen im Wahlkreis hat und im zweiten, wenn man die relative Mehrheit hat, wobei nur die in die zweite Wahl kommen, die mindestens 12,5 Prozent haben. Aber es ist eindeutig ein Mehrheitswahlrecht. Frankreich, das Land der großen bürgerlichen Revolution, auf deren Basis wir ja hier Politik machen, hat eben auch dieses Mehrheitswahlrecht.

Ich gehe jetzt nicht alle 40, 50 europäischen Länder durch, aber in Griechenland, liebe Klubobfrau, ist es so, dass dort die Mehrheitspartei bei allen letzten Wahlen, wurscht ob das die Konservativen oder die Sozialisten waren, immer mit 38 bis 43 Prozent die absolute Mehrheit erlangte, und es ist trotzdem eine Demokratie. 

Oder in Spanien, auch dort gibt es deutlich mehrheitsbildende Elemente. Ich rede von höchst entwickelten europäischen Demokratien wie Großbritannien, Frankreich, Griechenland, Spanien und anderen und dort gibt es das. Das mit Kongo zu vergleichen, ist nicht sehr intelligent, dass muss ich schon einmal ganz deutlich sagen. (Beifall bei der SPÖ.)

Also, noch einmal zusammenfassend: Unser Wahlrecht, wie wir es in Wien haben, ist auch in dieser Hinsicht absolut demokratisch und wirklich ein sehr gutes mit höchstem Niveau. Soviel dazu. (Abg Mag Maria Vassilakou: Das bleibt es doch!)

Was eigentlich heute zur Debatte steht, ist die Briefwahl. Ich möchte da ganz offen sein: Ich könnte natürlich jetzt auch sagen, der Bundes-Verfassungsgesetzgeber gibt es uns vor, wir haben das umzusetzen, haben da keinen besonderen Spielraum und wir könnten es nicht enger gestalten als es der Bundes-Verfassungsgesetz-
geber vorgibt. 

Das mache ich aber nicht, sondern ich möchte auf die Debatte, die durchaus bisher in dieser Hinsicht mit Niveau geführt worden ist, auch inhaltlich eingehen. Ich kann mich auch schon an ärgere Wortmeldungen von Seiten der FPÖ erinnern, als es heute - durchaus sachlich - StR Herzog gemacht hat. Wir nehmen diese Bedenken auch sehr ernst, weil das geheime Wahlrecht wirklich etwas außerordentlich Wichtiges ist. 

Ich verrate wahrscheinlich auch kein Geheimnis, dass auf Bundesebene das Wahlrechtspaket, das in Summe ein großer Fortschritt ist, eben ein Paket war, und dass die Sozialdemokratie ganz großen Wert darauf gelegt hat, dass endlich bundesweit auch ab 16 Jahren gewählt wird - das war unser absoluter Schwerpunkt in dieser Auseinandersetzung -, und dass das nicht nur in Wien bei den Gemeinderatswahlen und Landtagswahlen gilt, sondern dass das endlich bundesweit geregelt ist. Diesen Grundsatz im Interesse unserer Jugend bundesweit zu verankern, den haben wir in diesem Paket durchgesetzt, in welchem die ÖVP das Briefwahlrecht als ihren besonderen Schwerpunkt gesetzt hat.

Ich muss aber schon auch dazu sagen, dass wir, was das geheime Wahlrecht betrifft, auch auf Bundesebene einen für die Sozialdemokraten vertretbaren Kompromiss erzielt haben. Es ist nicht so, dass man hingeht und sagt, entweder geht man in die Wahlzelle oder man haut dort irgendwo einen Brief hinein, sondern es ist sehr darauf gedrungen worden, dass es weiterhin das System mit den Wahlkarten gibt, und dass generell überhaupt die Zugangsvoraussetzungen zu Wahlkarten, oder dass man zu Briefwahlkarten kommt, strenger geworden sind, und dass weiterhin die fliegenden Wahlkommissionen existieren.

Da hat es Vorschläge gegeben, wenn es einmal eine Briefwahl gibt, brauchen wir das alles nicht mehr, weil es kann jeder einen Brief abschicken durch irgendwen. Das ist nicht der Fall, sondern diese Briefwahl ist eingebettet in die anderen Elemente, die wir auch für sehr wichtig halten. Und, wie Kollege Ulm sehr fair ausgeführt hat, ist dieses System mit der eidesstattlichen Erklärung schon eine gewisse Absicherung dafür, dass das geheime Wahlrecht weiterhin ausgeübt wird. 

In der Abwägung, dass dieses Element insgesamt mit dazu beitragen kann, dass die Wahlbeteiligung steigt, haben wir uns - jetzt die Sozialdemokratie auf Bundesebene - dazu durchgerungen, dieses Paket als Ganzes zu akzeptieren. Wir in Wien vollziehen es jetzt nach, und es ist so, dass es in Summe als Paket etwas Begrüßenswertes ist.

Ich sage ganz deutlich dazu, für mich als Demokraten ist es fundamental wichtig, dass der normale Vorgang einer Wahl so ist, man steht in der Früh auf, man geht hin zur Wahl in den Schulen oder wo immer das stattfindet, man geht hinein, man holt seinen Ausweis heraus, wenn man nicht persönlich bekannt ist, man gibt das dort eben den Mitgliedern der Wahlkommission, die sind demokratisch zusammengesetzt, die prüfen das alles, die geben einem eben den Wahlzettel, man geht hinein in die Wahlzelle, man macht in geheimer Wahl sein Kreuzerl, geht wieder hinaus und wirft das in die Urne hinein.

Das Ganze hat auch einen gewissen prozeduralen, ich würde sogar sagen, feierlichen Charakter, der unserer Demokratie inhärent ist und ich bin dafür, dass das im Prinzip als Normalfall auf jeden Fall so bleibt, und in Zukunft auch so ist. (Beifall bei der SPÖ.)

Die anderen Formen sind Ausnahmen, die wir hinnehmen, weil es eben insgesamt auch dazu beiträgt, dass vielleicht doch mehr Menschen an den Wahlen teilnehmen als es der Fall wäre, wenn es nur die absolut einzige Wahlmöglichkeit, nämlich das Hingehen in eine Wahlzelle, gäbe.

Aber etwas möchte ich schon ganz deutlich ausdrücken, und vielleicht noch deutlicher, als es der Herr Bürgermeister gesagt hat. Ein E-Voting kann ich mir zumindest auf absehbare Zeit - und das ist eine längere Frist, diese absehbare Zeit - bei Wahlen zu allgemeinen Vertretungskörpern und gesetzgebenden Körperschaften nicht vorstellen, weil das ist etwas, was absolut unausgereift ist, wo sicher der Manipulation Tür und Tor geöffnet würde, wo nicht nur das geheime Wahlrecht nicht mehr gewahrt ist, sondern darüber hinaus man ja auch nicht weiß, was mit der Stimme passiert, was gibt es da für Manipulationsmöglichkeiten, denn ein ganz wesentlicher Bestandteil der Demokratie und von Wahlen besteht auch darin, dass derjenige, der sich für eine Partei entscheidet, sicher gehen kann, dass im Endeffekt das auch wirklich dieser Partei zugerechnet wird und nicht durch Manipulation verfälscht wird. Deshalb ein klares Ablehnen von E-Voting bei Wahlen zu allgemeinen Vertretungskörpern.

Zum Weiteren, das noch angesprochen worden ist, nämlich das Auslandsösterreicherwahlrecht, kann ich nur auf das verweisen, was der Herr Landeshauptmann am Vormittag gesagt hat, dass wir keinen Zwang zur Umsetzung haben, dass für Wien das aber, würden wir es umsetzen, auf Grund der Ermächtigung bedeuten würde, dass nicht nur der Landtag, sondern auch der Gemeinderat diesem Wahlrecht unterliegen würde. Damit wäre Wien das einzige Bundesland, in welchem der Gemeinderat danach gewählt würde, und in den anderen Ländern wäre das nicht möglich. Und schon auch deshalb meine ich, wäre das nicht sehr sinnvoll. 

Was den Nebenwohnsitz betrifft, würde ich nicht sagen, dass das für alle Zeiten unmöglich ist, und so sind auch die Zitate zu verstehen, die Sie gebracht haben. Aber ich glaube, bei der gegenwärtigen Rechtslage, die wir beim Meldewesen haben, wäre es wirklich ganz einfach nicht sinnvoll. Es ist nicht sinnvoll, dass sich einer an fünf Orten - und das gibt es - einen Nebenwohnsitz anmeldet. Wo soll der jetzt wählen, wie oft darf er wählen, wo wird das zugerechnet. Das sind so viele offenen Fragen, dass man wirklich derzeit auf ein Nebenwohnsitzwahlrecht verzichten sollte, weil es eben deutlich mehr Nachteile als Vorteile bringen würde. 

Aber was wirklich schade ist - und da schaue ich natürlich zur ÖVP – das ist, dass man nicht das Zuwandererwahlrecht eingeführt hat, dass erstens einmal ihr das angefochten habt beim Verfassungsgerichtshof, zweitens, dass ihr nicht bereit wart, im Gegensatz zu eurem vorigen Standpunkt, dann wenigstens auf Bundesebene über den Bundes-Verfassungsgesetzgeber einer Lösung zuzustimmen, die eben ein Zuwandererwahlrecht für länger in Wien oder Österreich aufhältige Bürger bringen würde, denn der Bundes-Verfassungsgesetzgeber könnte das natürlich, das ist ja unbestritten. 

Und leider ist das nicht der Fall. Meiner Ansicht nach wäre es wichtiger, dass Leute, die seit fünf, sechs, sieben, acht, neun Jahren hier wohnen, auf kommunaler Ebene mitbestimmen dürfen, als dass beispielsweise jemand, der vor neun Jahren nach Paraguay oder Indonesien ausgewandert ist, noch immer bei kommunalen Wahlen mitstimmen darf. 

Also, das eine scheint mir schon wichtiger als das andere, und in dem Sinn finde ich es nach wie vor schade von der ÖVP und hoffe, dass da irgendwann einmal ein Umdenken erfolgen wird. 

Als letzter Punkt: Zum Abänderungsantrag betreffend den Zuständigkeitsübergang von der Landesregierung auf das Amt der Landesregierung meine ich, es ist keine sehr weltbewegende Sache, was ja auch Kollege Ulm zugesteht. Aber fix ist, dass die Berufungsentscheidung in der vorigen Form und auch in der neuen Form beim Verfassungsgerichtshof anfechtbar ist, und damit ja auch weiterhin höchste Rechtsklarheit gegeben ist, und dass es vielleicht auch wenig ökonomisch wäre, eine Sitzung der Landesregierung einzuberufen, um in zweiter Instanz darüber zu entscheiden, dass eine Person wegen Nichterreichens des 16. Lebensjahres oder fehlender österreichischer Staatsbürgerschaft oder anderer Punkte wegen ein Volksbegehren nicht unterstützen darf. Das sind, glaube ich, ganz praktische Gründe, und deshalb hat man das eben so gemacht. 

Zusammenfassend darf ich sagen, das Wahlrecht das wir heute beschließen, bringt wieder ein Stück verbesserte Demokratie. Demokratie muss immer wieder weiter verbessert werden, man ist da nie am Endzustand. Und in dem Sinne stimmen wir diesem Gesetz gerne zu. Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt Frau Abg Korun.

Abg Mag Alev Korun (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! 

Unsere Klubobfrau Mag Vassilakou hat die sehr differenzierten Haltungen der Grünen zum Thema Briefwahlrecht, aber auch zum Wahlrecht für Auslandsösterreicher und -österreicherinnen sehr detailliert dargelegt. Das werde ich nicht wiederholen, sondern ich möchte mich bei meinen Ausführungen auf das Prinzip konzentrieren, dass Menschen dort mitbestimmen dürfen sollten, wo sie auch den Mittelpunkt ihrer Lebensinteressen haben, unabhängig von der Staatsbürgerschaft. 

Das ist heute hier auch zur Sprache gekommen, sowohl von Maria Vassilakou als auch von meinem Vorredner, Kollegen Stürzenbecher, dass es Sinn macht, und dass es vor allem in einer Einwanderungsgesellschaft notwendig ist, dass Menschen unabhängig von ihrem Reisepass dort mitbestimmen, wo sie auch leben, denn es geht um Gesetze, denen sie dann letztendlich unterworfen sind. 

Und das mit dem Argument, auch wenn sie nächstes Jahr wieder weg sind, das würde eben genauso für Auslandsösterreicher und Auslandsösterreicherinnen gelten, deshalb möchte ich einen kurzen Ausflug machen zu diesem Thema. Dass wir dazu eine differenzierte Haltung haben, wurde, wie gesagt, schon erläutert. Ich persönlich bin der Meinung, dass es bei Menschen, die im Extremfall vor neun Jahren oder vor neuneinhalb Jahren nach Nigeria, nach Deutschland, nach Rumänien, wohin auch immer, ausgewandert sind, nicht nur keinen Sinn macht, sondern dass es auch demokratiepolitisch bedenklich ist, dass sie in Wien den Gemeinderat, um bei dem Beispiel zu bleiben, mitwählen. 

Wenn man nämlich vom Prinzip ausgeht, dass die Gesetze, die für eine Bevölkerung beschlossen werden, von dieser Bevölkerung beschlossen werden, dass also die Menschen, die den Gesetzen letztendlich unterworfen sind, über diese Gesetze mitentscheiden – zumindest, indem sie ihre Repräsentanten und Repräsentantinnen wählen, die diese Gesetze beschließen sollen -, dann frage ich mich, was das bringen soll, dass Menschen, die einmal in Wien gewohnt haben, vielleicht schon seit Jahren weg sind, sozusagen in Wien weiterhin darüber mitbestimmen, wie der Wiener Gemeinderat zusammengesetzt sein soll. 

Und die andere Seite der Medaille, die andere Seite dieser Frage, ist das AusländerInnenwahlrecht, nämlich, dass Menschen unabhängig vom Reisepass hier mitbestimmen dürfen. Die Geschichte des AusländerInnenwahlrechts in Wien brauche ich in diesem Haus nicht wiederholen, ich setze voraus, dass sie allen bekannt ist. Tatsache ist, dass das mit roten und grünen Stimmen beschlossene AusländerInnenwahlrecht in Wien vom Verfassungsgerichtshof auf Beschwerde der blau-schwarzen Regierung sozusagen rückgängig gemacht wurde, und dass es seitdem nicht möglich ist, nicht nur in Wien nicht, sondern auch in anderen Landtagen oder Gemeinderäten nicht, ein Wahlrecht für Menschen zu bestimmen, die ihren Lebensmittelpunkt dort haben. 

Wir haben uns mit dem Thema im April 2007 hier im Haus wieder beschäftigt, und es haben die SPÖ und die Grünen beschlossen, dass auf Bundesebene etwas passieren sollte, dass der Landtag, dass der Wiener Landtag aktiv werden sollte, damit die verfassungsrechtlichen Grundlagen für ein AusländerInnenwahlrecht geschaffen werden. Und seit April, seit diesem Beschluss, ist aber nicht viel passiert. Deshalb möchten wir noch einmal mit Nachdruck für die Schaffung von verfassungsrechtlichen Grundlagen für ein kommunales AusländerInnenwahlrecht eintreten, und ich stelle darum den Beschluss- und Resolutionsantrag: 

„Der Wiener Landtag fordert die Bundesregierung auf, die erforderlichen Schritte für eine Novelle der Österreichischen Bundesverfassung zur Schaffung eines kommunalen AusländerInnenwahlrechts einzuleiten. Der Landeshauptmann soll diese Forderung gegenüber der Bundesregierung offensiv vertreten. Unserer Meinung nach ist es zu wenig, im Landtag einen Antrag mit Stimmenmehrheit zu beschließen, um dann anschließend nichts zu tun oder relativ wenig zu tun. Das hier ist ein Appell an beide Regierungsparteien, sowohl an die ÖVP als auch an die SPÖ, an diesen verfassungsrechtlichen Grundlagen zu arbeiten, denn ohne diese wird es nicht möglich sein, dass Menschen ohne österreichischen Reisepass in diesem Land auf absehbare Zeit, zumindest auf kommunaler Ebene, mitbestimmen können.“ 

Wir beantragen die sofortige Abstimmung des Antrags. Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Präsident Johann Hatzl: Ich habe nun keine Wortmeldung mehr. 

Damit ist die Verhandlung geschlossen. Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort. 

Berichterstatterin Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Präsident! 

Danke für diese wirklich ausgesprochen sachliche Diskussion zu diesem Thema. Ich möchte noch einmal in Erinnerung rufen, dass wir auf Grund der Änderung im Bundes-Verfassungsgesetz bis Ende dieses Jahres auf Landesebene die Einführung der Briefwahl berücksichtigen müssen, und das ist der Grund dafür, warum wir uns heute mit dieser Thematik auseinandersetzen. 

Wichtig dabei zu erwähnen ist mir auch noch, dass es uns mit dieser Abänderung natürlich auch ganz besonders wichtig war, darauf zu schauen, dass bei der Briefwahl das geheime Wahlrecht gut und demokratisch gewahrt werden kann. Wir haben uns hier an die Vorgaben des Bundes gehalten, die auch schon im Detail heute der Abg Stürzenbecher dargelegt hat, wo sowohl mit der Unterschrift eidesstattlich erklärt wird, dass man persönlich und unbeobachtet und unbeeinflusst ausgefüllt hat, und dass wir mit den Wahlkarten und mit dem Erlangen der Wahlkarte an sich schon auch einmal versucht haben, hier wesentliche Schritte in Richtung geheimen Wahlrechts zu setzen, und das auch entsprechend zu berücksichtigen.

Wichtig ist auch, dass wir bei der gesamten Durchsetzung dieses Instrumentariums alle anderen bisher geltenden Möglichkeiten aufrechterhalten haben, etwa die Stimmabgabe vor den zuständigen Sprengelbehörden, einer fremden Sprengelbehörde, Heil- und Pflegeanstalten-Sprengelwahlbehörden oder fliegenden Wahlkommissionen: All das wird beibehalten. Das ist meiner Meinung nach auch wichtig, weil das von der Stimmabgabe bei der Wahl her als Paket zu sehen ist. Da haben wir alle Maßnahmen berücksichtigt.

Zu den Themenbereichen Nebenwohnsitzer und AuslandsösterreicherInnen. – Wir haben in Wien die Problematik, dass wir zugleich sowohl Landtagswahlen als auch Gemeinderatswahlen durchführen. Das heißt, man hätte dann die Möglichkeit, bis auf die Ebene der Gemeinderatswahlen mitzustimmen, und da bestünde dann wiederum ein Ungleichverhältnis zwischen den Nebenwohnsitzern und den Auslandsösterreichern, wenn man nicht beides macht.

Wir sprechen hier in dieser Stadt von immerhin 110 000 Nebenwohnsitzen, und wir haben 500 000 Meldefälle in dieser Stadt. Das zu kontrollieren, wäre natürlich sehr aufwändig und bedürfte unheimlich großer Ressourcen. Und genauso wichtig ist, dass wir auch die Verantwortung dafür tragen, dass dabei demokratiepolitisch alles in Ordnung ist, dass nicht manipuliert werden und dass die Wahl reibungslos ablaufen kann. 

Das sind die Bedenken, die dem noch entgegenstehen. Im Gegensatz zur Briefwahl – das hat der Herr Landeshauptmann heute auch schon erwähnt – besteht hiebei ja kein Zeitdruck. In diesen Fragen können wir uns noch austauschen, und wir werden noch Zeit brauchen, um eine Lösung zu finden, die demokratiepolitisch gut ist und die uns als Stadt die Möglichkeit gibt, einen reibungslosen Wahlablauf zu gewährleisten.

Abg Stürzenbecher hat auch schon darauf hingewiesen, dass mit diesem Paket das Wählen ab 16 möglich ist. Und Abg Vassilakou hat im Zusammenhang mit den Bedenken zur Briefwahl auch darauf hingewiesen, dass gerade junge Menschen oder auch Frauen hier eventuell in Abhängigkeiten stehen und dass es da zu Problemen hinsichtlich der Beeinflussung dieser Menschen kommen kann. Wir haben aber, wie gesagt, versucht, hinsichtlich des anonymen Wahlrechts die bestmöglichen Maßnahmen zu setzen.

Wichtig für den Erfolg der Möglichkeit, dass Menschen ab 16 wählen können, sind natürlich Aufklärung, Unterstützung und eine entsprechende Bewusstseinsarbeit. Die Möglichkeit der Partizipation in einer Demokratie muss jungen Menschen positiv vermittelt werden. Bewusstseinsarbeit muss bei jungen Menschen, aber auch bei Frauen geleistet werden. Denn eigentlich besteht das demokratische Wahlrecht für Frauen noch gar nicht so lange: 1919 gingen Frauen das erste Mal zur Urne, und ich glaube, dass uns dieses Jubiläum kommendes Jahr noch einmal Gelegenheit geben wird, die Partizipation in einer Demokratie und das Recht zu wählen demokratiepolitisch entsprechend zu würdigen, aber auch in Erinnerung zu rufen, wie wichtig der Zugang zur demokratischen Mitbestimmung für alle Gruppen ist.

Zu den vorliegenden Anträgen und Änderungen hat Abg Stürzenbecher im Großen und Ganzen schon Stellung genommen. Ich möchte zu dem einen Abänderungsantrag der ÖVP noch sagen, dass wir im Begutachtungsverfahren weder vom Bundesministerium für Inneres noch vom Bundeskanzleramt einen Einwand zu dem Regelungsvorschlag hinsichtlich der Zuständigkeitsänderung bekommen haben, und ich halte die Änderungen, die wir vorschlagen, für praktikabel.

Abschließend kann ich nur mehr darum bitten, diesem Gesetz in der vorliegenden Form die Zustimmung zu erteilen. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Johann Hatzl: Nun sind wir soweit, dass wir zu den Abstimmungen über die Gesetzesvorlage kommen.

Ich darf informieren, dass von den GRÜNEN die getrennte Abstimmung verlangt wurde. Das wurde bereits in der Präsidiale bekannt gegeben.

Bevor ich zu den einzelnen Bereichen komme, darf ich festhalten, dass es von den Abgen Dr Tschirf und Dr Ulm einen Abänderungsantrag betreffend Entscheidungen über Berufungen von verweigerten Bestätigungen nach dem Wiener Volksbegehrensgesetz durch die Wiener Landesregierung gibt. Im Detail hat Herr Abg Ulm darüber gesprochen.

Jene Abgeordnete des Wiener Landtages, die diesem Abänderungsantrag zustimmen wollen, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das sind ÖVP, FPÖ und GRÜNE. Das ist nicht die Mehrheit.

Somit ist dieser Abänderungsantrag kein weiterer Gegenstand.

Ich bitte nun jene Mitglieder des Landtages, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang, jedoch mit Ausnahme der Art I Z 19, 24, 26 und 29, Art III Z 9, 13 und 14 und Art IV Z 6, 14 und 15 zustimmen wollen, die Hand zu heben. – Das sind die Stimmen der SPÖ, der ÖVP und der GRÜNEN. Das ist die erforderliche Mehrheit.

Damit ist die Vorlage, wie ich sie erwähnt habe, mit Ausnahme jener Teile, von denen ich gesprochen habe, nunmehr mehrstimmig beschlossen.

Nun bitte ich jene Mitglieder des Landtages, die dem Art I Z 19, 24, 26 und 29 die Zustimmung geben, die Hand zu heben. – Das sind SPÖ und ÖVP und Teile der GRÜNEN. – Das ist die erforderliche Mehrheit.

Das ist damit auch so beschlossen.

Nun bitte ich jene Mitglieder des Landtages, die dem Art III Z 9, 13 und 14 zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das sind, wie zuvor, SPÖ, ÖVP und Teile der GRÜNEN.

Somit ist auch dieser Bereich beschlossen.

Ich bitte nunmehr jene Mitglieder des Landtages, die dem Art IV Z 6, 14 und 15 die Zustimmung geben wollen, die Hand zu heben. – Das sind SPÖ, ÖVP und Teile der GRÜNEN.

Damit stelle ich auch für diesen Bereich die entsprechende mehrstimmige Annahme fest.

Damit ist das Gesetz in erster Lesung angenommen worden.

Wir müssen nunmehr über Resolutions- und Beschlussanträge abstimmen.

Ein Beschluss- und Resolutionsantrag der Abgen Vassilakou und Tschirf betrifft das proportionale Wahlrecht.

Ich darf fragen, welche Damen und Herren des Wiener Landtages diesem Antrag zustimmen. – Das sind ÖVP, GRÜNE und FPÖ. Das ist die Minderheit.

Somit ist dieser Antrag nicht beschlossen.

Eingebracht wurde weiters ein Beschluss- und Resolutionsantrag der Abgen Tschirf und Ulm betreffend Auslandsbürgerwahlrecht in Wien.

Ich bitte jene Damen und Herren, aufzuzeigen, die diesem Antrag zustimmen. – Das sind die ÖVP und Teile der GRÜNEN.

Das ist somit nicht beschlossen.

Ein weiterer Beschluss- und Resolutionsantrag, eingebracht von den Abgen Tschirf und Ulm, betrifft das Stimmrecht bei Gemeinderats- und Bezirksvertretungswahlen in Wien auch für Nebenwohnsitzer.

Wer für diesen Antrag ist, möge bitte ein Zeichen mit der Hand geben. – Das sind die Stimmen der ÖVP und von Teilen der GRÜNEN.

Auch dieser Antrag gilt als nicht beschlossen.

Ein weiterer Beschluss- und Resolutionsantrag der GRÜNEN, eingebracht von Frau Abg Korun, betrifft das Eintreten für die Schaffung von verfassungsrechtlichen Grundlagen für ein kommunales AusländerInnenwahlrecht.

Wer für diesen Antrag ist, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Das sind SPÖ und Grüne. Dieser Antrag ist somit beschlossen.

Meine Damen und Herren Abgeordneten! Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen. – Ein Widerspruch erfolgt nicht.

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtages, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das sind die Stimmen von ÖVP, SPÖ und Teilen der Grünen.

Das Gesetz ist somit in zweiter Lesung mehrstimmig beschlossen worden.

Die Postnummer 13 betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Gesetz zur Bekämpfung von Diskriminierung, Wiener Antidiskriminierungsgesetz, geändert wird. Berichterstatterin hiezu ist die Frau Amtsf StRin Frauenberger. Ich bitte sie, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Sehr geehrte Abgeordnete! Sehr geehrter Herr Präsident! Ich bitte um Zustimmung zum Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Wiener Antidiskriminierungsgesetz geändert werden soll. – Danke schön.

Präsident Johann Hatzl: Mir liegen hiezu Wortmeldungen vor. Die erste Wortmeldung ist von Herrn StR Herzog. – Ich bitte um das Wort.

StR Johann Herzog: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr Präsident!

Das Wiener Antidiskriminierungsgesetz liegt zur Abänderung vor. Diese geht auf die Richtlinie 2004/113/EG und bundespolitische Bestimmungen zurück und dient der Verwirklichung des Grundsatzes der Gleichbehandlung von Männern und Frauen beim Zugang zu und der Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen. Der Hinweis auf diese Einschränkung und auf diese Zielrichtung ist wichtig, weil oft genug eine Ausdehnung dieses Themas auf andere Bereiche erfolgt.

Wir Freiheitliche gehen d’accord mit dem Anliegen der Gleichbehandlung. Fraglos ist das ein ganz wesentlicher Punkt, denn die Politik aller Regierungen hat über Jahrzehnte nicht dazu geführt, dass es hier Gleichberechtigung gibt. So gibt es zum Beispiel im beruflichen Bereich großen Nachholbedarf. Über gleichen Lohn für gleiche Arbeit wird bereits seit 40 Jahren gesprochen, die Bemühungen sämtlicher Regierungen und sämtliche Gewerkschaftsbemühungen haben jedoch zu keinem durchschlagenden Erfolg geführt, und auch die jetzige Bundesregierung scheint bis jetzt nicht wirklich in der Lage zu sein, eine Veränderung herbeizuführen.

Wir lehnen den vorliegenden Gesetzesentwurf dennoch ab. Ich möchte aber betonen, dass der Grund dafür nicht ist, dass Gleichbehandlung der Geschlechter für uns kein wünschenswertes Ziel wäre, sondern weil wir das zugrundeliegende Gesetz schon in der ersten Abstimmung klar und eindeutig nicht gebilligt und abgelehnt haben. In der Novelle werden ja auch über den alten Gesetzestext und die bloße Novellierung des Anliegens der Novelle selbst hinaus weitere Ausweitungen der Formulierungen vorgenommen, und ich komme darauf noch zu sprechen.

Ich darf zunächst einige Dinge anführen, die mir schlicht und einfach deutlich missfallen und meinen Unmut erregen, zum Beispiel die Bestimmung im § 3 Abs 3 im Zusammenhang mit dem Begriff „Belästigung“. Letztere liegt vor, wenn im Zusammenhang mit einer natürlichen Person dieser gegenüber ein Verhalten gesetzt wird oder ein Umfeld geschaffen wird, das als Einschüchterung, Anfeindung, Erniedrigung oder Beleidigung anzusehen ist und die Würde dieser Person beeinträchtigt und – und jetzt kommt es – von dieser Person als unerwünscht, unangebracht oder anstößig empfunden wird.

Meine Damen und Herren! Das heißt also, neben einer allgemein gefassten Begriffsbestimmung wird mit der Konjunktion „und“ das rein subjektive Empfinden einer Person – inwiefern sie recht oder unrecht hat, sei dahingestellt – in die Gesetzesbestimmung mit aufgenommen und klar und eindeutig mit Sanktionen und Strafbestimmungen verknüpft, und das ist ein rechtspolitisch unerfreulicher und unhaltbarer Zustand! (Beifall bei der FPÖ.)

Im § 2 wird der Begriff „Anstiftung“ verwendet. In der Richtlinie selbst kommt dieser Begriff nicht vor, da ist von „Anweisung“ die Rede. Ich glaube, es besteht ein deutlicher Unterschied zwischen dem Begriff „Anstiftung“ zu einer Belästigung, was mir eine sehr verschwommene Angelegenheit zu sein scheint, und dem Begriff „Anweisung“, der in der Richtlinie verwendet wird. 

Im § 4 – und auch das ruft unsere deutliche Ablehnung hervor – wird die Einbeziehung von als rechtmäßig bezeichneten Organisationen behandelt. Der Begriff „rechtmäßig“ ist dehnbar, ich weiß nicht, was er hier konkret bedeuten soll. Offensichtlich genügt aber gemäß der Satzung dieser Vereine die Hineinnahme der Wahrung und Einhaltung von EU-Richtlinien, die man dann eben als Vereinszweck formuliert, und dann ist offensichtlich bereits die Möglichkeit der Einbindung in die Abwicklung der Verfahren, die diese Stelle betreibt, möglich.

Wir haben, wie Sie wissen, zu den meisten von Wien finanzierten Vereinen kein Vertrauen, zum Beispiel zum Verein ZARA. Wenn man sich nämlich den Bericht des Jahres 2006 durchliest, dann sieht man, dass es da eine bunte Mischung von ernst zu nehmenden Fällen und Bassena-Streitigkeiten gibt, die behandelt gehören, es andererseits aber zum Beispiel auch um die Ablehnung des Begriffes „Mohr im Hemd“ geht. – Wenn das eine ernsthafte Organisation betreibt, die von sich behauptet, ernsthaft tätig zu sein und Betroffene im Rechtswege zu vertreten, und solche unterscheidbaren Dinge ununterscheidbar durcheinanderwirft, dann kann ich nur sagen: Solche Vereine disqualifizieren sich von selbst! (Beifall bei der FPÖ.)

Ein besonderer Punkt ist die unter dem Titel „Beweislastverteilung“ angeführte Umschreibung des Begriffes Beweislastumkehr. – Das ist eine rechtlich bedenkliche Vorgangsweise, weil letzten Endes die Beweislastumkehr, wie sie hier hineingenommen wird, in Österreich eigentlich für die Verletzung bestehender Verbindlichkeiten, also bestehender schuldrechtlicher Sonderbeziehungen, existiert, nicht aber für verschuldensabhängige Haftung. Dem Weg, der hier beschritten wird, fehlt also wahrscheinlich die rechtliche Konsistenz. Ich weiß nicht, ob sich jemand finden wird, der, sollte das einmal Gegenstand einer Entscheidung sein, hier entsprechende gerichtliche Schritte einleiten wird.

Im § 6 des bestehenden Gesetzes gibt es bereits entsprechende Strafbestimmungen. Diese werden in der Novelle aber massiv ausgedehnt.

Im § 6.2 heißt es zum Beispiel: „Wer entgegen seiner Verpflichtung gemäß § 8.1 der Leiterin oder dem Leiter der Stelle zur Bekämpfung von Diskriminierungen keine Auskünfte erteilt oder keinen schriftlichen Bericht abgibt, die Einsicht in Unterlagen verwehrt, welche zur Überprüfung der Einhaltung des Verbotes der Diskriminierung und Benachteiligung erforderlich sind, oder die Besichtigung von Räumlichkeiten und Liegenschaften verwehrt beziehungsweise – gemäß § 8.3 – eine dienstliche Verschwiegenheit geltend macht oder dem Leiter oder der Leiterin der Stelle zur Bekämpfung von Diskriminierungen auf Verlangen bei begründetem Verdacht einer konkreten Verletzung des Verbotes von Diskriminierung oder von Benachteiligung personenbezogene Daten, die sich auf die unmittelbar behauptete Diskriminierung beziehen, nicht übermittelt, begeht eine Verwaltungsübertretung, die mit 700 EUR oder bis zu 700 EUR oder einer Woche Ersatzfreiheitsstrafe bestraft wird.“

Es wird also bei den Strafbestimmungen eine unglaubliche Ausweitung von Möglichkeiten für diese Stelle vorgenommen. Und ich möchte feststellen, dass von diesem Gesetz sehr viele betroffen sein können. Da muss man kurz auch den Geltungsbereich gemäß § 1 anreißen, wo es heißt: „Die Bestimmungen dieses Gesetzes gelten für Angelegenheiten des Landes und der Gemeinde, sofern diese Angelegenheiten in die Regelungskompetenz des Landes fallen, betreffend Soziales, Gesundheit, Bildung, Zugang und Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen, die in der Öffentlichkeit zur Verfügung stehen, einschließlich Wohnraum, Zugang zur selbstständigen Erwerbstätigkeit.“ Und im Abs 3 heißt es: „Im Geltungsbereich dieses Gesetzes sind auch Tätigkeiten von natürlichen und juristischen Personen des Privatrechtes erfasst, die der Regelungskompetenz des Landes in den Sachbereichen des Abs 1 unterliegen.“ – Das heißt auf gut Deutsch, dass das fast jeden in irgendeiner Form betreffen könnte.

Ich möchte jetzt noch etwas Interessantes feststellen: Gemäß § 2 umfasst der geschützte Personenkreis interessanterweise Behinderte nicht. Dazu, warum das so ist, besteht sicherlich Erklärungsbedarf, und ich nehme an, dass die Frau Stadtrat uns darüber noch aufklären wird.

Nämliches wie zu den Strafbestimmungen muss man ebenso klar und eindeutig auch in Bezug auf die Auskunfts- und Verschwiegenheitspflicht sagen. Die Auskunfts- und Verschwiegenheitspflicht ist ungefähr parallel zu den Strafbestimmungen geregelt.

Insgesamt stellt das Ganze eine unglaubliche Ausreizung der Möglichkeit von Eingriffen in die Rechte der Bürger dar, und zwar in allen Angelegenheiten verwaltungsrechtlicher Natur und nicht nur in strafrechtlich zu verfolgenden Angelegenheiten.

Ich glaube, dass hier der Überwachungsstaat bereits grüßen lässt und dass der missbräuchlichen Verwendung dieses Gesetzes Tür und Tor geöffnet sind. Eine unglaubliche Vorgangsweise ist zum Beispiel der geforderte Zugang zu Wohnungen und Liegenschaften in einer Verwaltungssache! Es geht nicht um die Betretung von Wohnungen auf Grund von gerichtlichen oder polizeilichen Maßnahmen, sondern der Zugang zu Privatwohnungen, die vielleicht untervermietet werden könnten, soll auch in einer Verwaltungssache bei Strafdrohung erzwungen werden können. Das ist eine Ungeheuerlichkeit und wirklich die Ausdehnung eines Gesetzes im Orwell´schen Format! (Beifall bei der FPÖ.) 

Kein Widerstand zum Beispiel von Grün ergibt sich ganz offensichtlich gegen die weitestgehende Aufhebung des Datenschutzes, von der Vertraulichkeit der Dienststelle, die diese Daten in die Hand bekommt, einmal abgesehen. Wir wissen ja, wie solche Vertraulichkeiten unter Umständen beziehungsweise unter schlechten Umständen wirklich gehandhabt werden!

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Aus den Bestimmungen der EU‑Richtlinie, des Bundesgesetzes und des Wiener Landesgesetzes spricht eine unglaubliche Missachtung von Bürgerrechten. Wir lehnen das Gesetz und damit die jetzige Vorlage ab, legen aber Wert auf die Feststellung, dass wir das Gesetz als solches ablehnen, dass wir aber das grundsätzliche Streben der Novelle nach Gleichbehandlung der Geschlechter sehr wohl unterstützen. Allerdings ist die vorgesehene Durchführung eine unzumutbare Ungeheuerlichkeit für die Bürger Österreichs, meine Damen und Herren! (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau Abg Mag Korun. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Mag Alev Korun (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Stadträtin! Verehrte Kolleginnen und Kollegen!

Ich möchte über einen Bereich sprechen, der auch im Wiener Antidiskriminierungsgesetz vorkommt, nämlich über den Bereich der rassistischen und ethnischen Diskriminierung. Wir alle wissen, dass es ein paar Jahre her ist, dass das so genannte Antidiskriminierungsgesetz in Wien beschlossen wurde. Manche Bundesländer haben davor ein Antidiskriminierungsgesetz beschlossen und manche danach, und es gibt inzwischen auch ein Gleichbehandlungsgesetz auf Bundesebene.

Wir hatten auf Anfrage der Grünen in der letzten Ausschusssitzung eine kurze Debatte zum Begriff Rasse – unter Anführungszeichen –, ausgehend von der Tatsache, dass es im Gleichbehandlungsgesetz, das auch mehrere EU-Richtlinien im Antidiskriminierungsbereich umsetzt, umsetzen sollte beziehungsweise minimalst umsetzt, das Wort Rasse nicht gibt.

Es gibt unterschiedliche Formen, mit der Tatsache umzugehen, dass das Wort Rasse in der entsprechenden EU-Richtlinie sehr wohl vorkommt. Dort ist von Diskriminierung auf Grund der Rasse die Rede und nicht von rassistischer Diskriminierung, und wie wir im Ausschuss gehört haben, gibt es in Wien Bedenken, man könnte sich ein Vertragsverletzungsverfahren seitens der EU-Kommission einhandeln, wenn man dieselbe Begrifflichkeit im Wiener Antidiskriminierungsgesetz nicht benützt. Darüber wurde im Ausschuss kurz referiert und gesprochen.

Auf der anderen Seite gibt es aber die Stellungnahme des Verfassungsdienstes des Bundeskanzleramtes und auch die Stellungnahme des Klagsverbands von Nichtregierungsorganisationen, die von rassistischer Diskriminierung Betroffenen Unterstützung geben wollen, indem sie diese bei Rechtsverfahren unterstützen. In beiden Stellungnahmen wurde der Wunsch geäußert, dass das Wort Rasse im Wiener Antidiskriminierungsgesetz nicht vorkommt.

Wir haben nach der kurzen Diskussion im Ausschuss und nach einer eingehenden Beschäftigung mit der Materie bei uns im Klub die Entscheidung getroffen, einen Antrag zu stellen, der an das zuständige Mitglied der Wiener Landesregierung gerichtet ist, eine eingehende Beschäftigung mit dem Begriff Rasse im Wiener Antidiskriminierungsgesetz zu ermöglichen, weil wir der Meinung sind, dass dieses Wort im Wiener Antidiskriminierungsgesetz nicht vorkommen muss, weil bei Wegfall des Wortes die Gefahr eines Vertragsverletzungsverfahrens trotzdem nicht gegeben wäre, wie es ja auch aus der rechtlichen Stellungnahme des Verfassungsdienstes des Bundeskanzleramtes hervorgeht.

Wir sind uns dessen bewusst, dass das jetzige Wiener Antidiskriminierungsgesetz eine Präambel beinhaltet, in der darauf eingegangen und festgestellt wird, dass der Wiener Landtag an die Existenz von so genannten menschlichen Rassen nicht glaubt, sondern der Begriff beinhaltet ist, weil er auch in der entsprechenden Richtlinie steht. Trotzdem sind wir der Meinung, dass für alle Menschen, die das Wiener Antidiskriminierungsgesetz zu Gesicht bekommen und damit zu tun haben, das Wort als solches jedenfalls dort steht, trotz der Präambel, und unserer Meinung nach ist es rechtlich möglich und auch notwendig, dass der Begriff Rasse durch den Begriff ethnische Zugehörigkeit ersetzt wird. Aus diesem Grund bringe ich folgenden Beschluss- und Resolutionsantrag ein: 

„Das zuständige Mitglied der Landesregierung wird ersucht, unter Einbeziehung von ExpertInnen zu untersuchen, ob die Ersetzung des Begriffes Rasse durch den Begriff der ethnischen Zugehörigkeit im Wiener Antidiskriminierungsgesetz den europarechtlichen Vorgaben entspricht, und bejahendenfalls eine entsprechende Novelle des Wiener Antidiskriminierungsgesetzes vorzulegen.

In formeller Hinsicht beantragen wir die Zuweisung des Antrages an die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Integration, Frauenfrauen, KonsumentInnenschutz und Personal.“ – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau Abg Praniess-Kastner. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Karin Praniess-Kastner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Stadträtin! 

Leider wurde die Novelle des Antidiskriminierungsgesetzes nicht dazu genutzt, auch die Diskriminierung behinderter Menschen zu beseitigen, was umso bedauerlicher ist, als Sie ja unseren Antrag zur Erstellung eines Wiener Behindertengleichstellungsgesetz abgelehnt haben.

Daher stellen meine Kollegin Ingrid Korosec und ich folgenden Abänderungsantrag betreffend Berücksichtigung von Menschen mit Behinderung im Wiener Antidiskriminierungsgesetz unter der Gesamtüberschrift „Verbot der Diskriminierung“: 

„Der Landtag möge beschließen: Im Geltungsbereich dieses Gesetzes ist jede unmittelbare Diskriminierung, mittelbare Diskriminierung und Belästigung von natürlichen Personen aus Gründen der Rasse, ethnischen Herkunft, Religion und Weltanschauung, des Alters und einer Behinderung, der sexuellen Ausrichtung und des Geschlechts, insbesondere auch auf Grund von Schwangerschaft und Mutterschaft, sowie Anstiftung einer Person zu solchen Diskriminierungen verboten." 

Ich stelle mit Bedauern fest, dass bei der Novellierung auf die Menschen mit Behinderung nicht Rücksicht genommen wurde. – Danke. (Beifall bei der ÖVP.)

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr Abg Dr Stürzenbecher. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Dr Kurt Stürzenbecher (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Die Beschlussfassung über eine Novelle des vorliegenden Gesetzes, des Antidiskriminierungsgesetzes, gibt mir Gelegenheit, ganz kurz einen Rückblick über die letzten drei Jahren und vor allem auf die Zeit zu halten, als wir das Wiener Antidiskriminierungsgesetz und die Wiener Antidiskriminierungsnovelle für das Dienstrecht beschlossen haben. – Ich meine, man kann auch einmal darauf hinweisen, dass das damals in wirklich vorbildlichem Ausmaß geschehen ist: Man hat zahlreiche NGOs und viele Experten eingebunden, um nicht nur eine rechtskonforme Umsetzung der EU-Richtlinie zu bewerkstelligen, sondern um – darüber hinaus – einen umfassenden Diskriminierungsschutz zu schaffen, soweit das landesgesetzlich möglich ist. Und es ist damals auch von Organisationen wie Lambda und vielen anderen Organisationen deutlich hervorgehoben worden, dass das Wiener Antidiskriminierungsgesetz Vorbildcharakter hat. Ich glaube, darauf können wir auch heute noch stolz sein! (Beifall bei der SPÖ.)

In der Stellungnahme wurde damals auch darauf hingewiesen, dass unser Antidiskriminierungsgesetz und die Antidiskriminierungsnovelle um vieles besser sind als das oberösterreichische Antidiskriminierungsgesetz, welches nicht so weit gegangen ist und welches keinen so guten Schutz für die Betroffenen gebracht hat. 

Jetzt novellieren wir dieses Gesetz auf Basis der Richtlinie und schaffen einen Rahmen für die Bekämpfung geschlechtsspezifischer Diskriminierungen in diesem Rechtsbereich, der vor allem auf dem Gebiet des privaten Versicherungsvertragsrechts Anpassungen bringt. Das, was ich jetzt gesagt habe, gilt allerdings für den Bund. Für die Länder gibt es Restkompetenzen, und hier setzen wir das auch um. 

Ich habe auch vor drei Jahren betont, dass die Hauptschwerpunkte der Richtlinienumsetzung natürlich beim Bundesgesetzgeber liegen. Beim Bundesgesetzgeber besteht allerdings bis heute die Rechtslage, so wie sie in der vorherigen Gesetzgebungsperiode beschlossen wurde, gemäß welcher es bei der Antidiskriminierung unterschiedliche Schutzniveaus für verschiedene Gruppen gibt, und es wäre natürlich wünschenswert, dass der Bund das irgendwann einmal ändert. In unserem Gesetz gibt es hingegen ein vollkommen gleiches Schutzniveau für die Merkmale Rasse, ethnische Herkunft, Religion, Weltanschauung, Alter und sexuelle Ausrichtung, und jetzt beziehen wir auch das Merkmal Geschlecht mit ein. Das ist eine Ausdehnung im Bereich des Gesetzes auch auf geschlechtsbedingte Diskriminierungen und sexuelle Belästigungen. Die geltenden Verbotsbestimmung betreffend unmittelbare und mittelbare Diskriminierung und Belästigung wird auch auf sexuelle Belästigung und Anstiftung ausgedehnt, und das Verbot von sexuellen Belästigungen wird neu normiert und definiert.

Darüber hinaus wird der geltende Schadenersatzanspruch benachteiligter Personen, der auch im Gesetz enthalten ist, nunmehr auf geschlechtsspezifische Diskriminierungen, sexuelle Belästigung und die Anstiftung zu solchen Handlungen ausgedehnt. Und auch bei den Regelungen über die Beweislastverteilung im Schadenersatzverfahren bei der Vertretungsermächtigung für einschlägige, anerkannte, gemeinnützige Organisationen gilt nunmehr diese Erweiterung auf geschlechtsspezifische Diskriminierungen und sexuelle Belästigung. – Es gibt also insgesamt doch einiges an wirklichen Verbesserungen bei einer auf den ersten Blick als sehr klein erscheinenden Novellierung, und das ist sehr gut.

Ich will jetzt nicht alle Stellungnahmen zitieren. Zum Beispiel hat die Arbeiterkammer im Begutachtungsverfahren die innovative Gesetzgebung auf dem wichtigen Gebiet der Antidiskriminierung begrüßt und geschrieben – ich zitiere: „Als besonders positiv möchten wir hervorheben, dass das Wiener Antidiskriminierungsgesetz einen einheitlichen sachlichen Geltungsbereich hat und es so vermeidet, beim Schutz vor Diskriminierung für die vom Gesetz umfassten Gruppen unterschiedliche Schutzniveaus zu schaffen." – Zitat Ende.

Des Weiteren wird in der Stellungnahme noch die Bestimmung des vorliegenden Entwurfes als positiv und vorbildhaft für andere Diskriminierungsschutzbestimmungen hervorgehoben, nach der „die Verweigerung von Auskünften oder das Unterlassen von Stellungnahmen gegenüber der Leitung der Stelle zur Bekämpfung von Diskriminierungen mit einer Verwaltungsstrafe belegt wird“. – Das heißt, man hat nicht nur symbolisch irgendetwas hineingeschrieben, sondern es wurde auch berücksichtigt, dass dieses Gesetz wirklich umsetzbar ist.

Zum Begriff Rasse, über den Frau Kollegin Korun schon gesprochen hat, möchte ich auch kurz Stellung nehmen. Sie hat vorhin richtig hervorgehoben, dass wir das schon vor drei Jahren diskutiert haben, weil natürlich vollkommen klar ist, dass der Begriff Rasse ein Unsinn ist, weil es Rassen nicht gibt, sondern nur eine einzige menschliche Rasse, wenn man das schon so nennen will. So gesehen ist das Vorbringen sicherlich bis zu einem gewissen Grad berechtigt. Allerdings haben wir uns vor drei Jahren auch dazu durchgerungen, dass man nicht nur in den Erläuterungen schreibt, dass das von uns so verstanden wird, weil die Rechtsanwender und die Gesetzesanwender natürlich oft nur das Gesetz selbst sehen, nicht immer aber die Erläuterungen, obwohl sie überall mit abgedruckt werden. Deshalb war es damals eine sehr gute Idee, in der Präambel vollkommen klar zu stellen, dass wir den Begriff Rasse nicht anerkennen und nur deshalb aufgenommen haben, weil das der Vorgabe in der EU-Richtlinie entspricht. Wir haben auch ein Bundes-Verfassungsgesetz gegen alle Formen rassischer Diskriminierung, und wir werden ach dieses jetzt nicht deshalb außer Kraft setzen, weil es den Begriff Rasse in diesem Zusammenhang nicht gibt.

Zum vorliegenden Gesetz hat es Stellungnahmen von seriöser Seite gegeben, die meinen, dass man diesen Begriff nicht braucht und mit dem Begriff ethnische Herkunft das Auslangen zu finden sei. Das muss man auch dazusagen. Vielleicht ist zwar das, was man unter Rasse versteht, auch wenn man den Begriff nicht akzeptiert, nicht 100-prozentig deckungsgleich mit ethnischer Herkunft, das sollte vielleicht noch von Experten geprüft werden. Deshalb meine ich, dass man dem Antrag auf Zuweisung, der von Kollegin Korun eingebracht wurde, durchaus zustimmen kann. Das soll geprüft werden, und je nach Prüfungsergebnis wird man dann weiter vorgehen, denn ich glaube, in der Zielvorstellung sind wir uns ziemlich einig.

Zur Bemerkung betreffend die Behinderten: Vor drei Jahren haben uns die Behindertenverbände jedenfalls ausdrücklich gebeten, dass wir das nicht in dieses Gesetz aufnehmen. Damals war das deren eindeutiger Wunsch. Und wenn die Behindertenverbände kommen und sagen: „Bitte nehmt uns da nicht auf! Wir haben in anderen Bereichen bereits ein höheres Schutzniveau oder können es dort erwarten!“, dann wäre es ja kontraproduktiv, sie mit aufzunehmen. Das haben wir natürlich ernst genommen. Und mir sind jetzt keine wesentlichen gegenteiligen Stellungnahmen der Behindertenverbände bekannt, auch wenn es zugegebenermaßen jetzt schon über drei Jahre her ist, dass man damals mit dem Wunsch an uns herangetreten ist. Nach derzeitigem Stand besteht der Wunsch der Behindertenverbände, den ich beschrieben habe, jedenfalls weiterhin. Und in Anbetracht dessen, dass man sich auf Wiener Ebene beim Wiener Behindertengesetz bemüht, bestmögliche Lösungen zu schaffen und diese dort natürlich wirksamer sind, teile ich im Einklang mit den Behindertenverbänden mit, dass wir diesem Antrag nicht zustimmen werden.

In einem Punkt werden wir aber sehr wohl zustimmen, und Kollegin Smolik wird dann noch einen gemeinsamen Antrag von SPÖ und Grünen einbringen: Wir möchten den Begriff Geschlechtsidentität im Zusammenhang mit Transgender‑Personen aufnehmen. Ich meine, das ist ein sehr wichtiges Anliegen für eine zwar kleine Gruppe, die es aber im Leben besonders schwer hat und noch immer sehr von Diskriminierungen betroffen ist. Vor drei Jahren, als wir das besprochen haben, bestand in der EU die Rechtsmeinung, dass das ohnehin umfasst sei. Aber ich halte es für eine richtige Initiative von uns und den Grünen, dass wir für alle vollkommen klarstellen, dass auch die Transgender-Personen beinhaltet sind und dass die Geschlechtsidentität deshalb hier aufgenommen werden soll. 

Zweitens wird der Begriff sexuelle Ausrichtung durch den Begriff sexuelle Orientierung ersetzt. Das ist auch okay, wobei ich meine, dass das weniger wichtig ist als der vorige Punkt. Ich kann mich an die Diskussionen vor drei Jahren erinnern, als einige sagten, „sexuelle Ausrichtung“ sei besser, weil „sexuelle Orientierung“ angeblich impliziere, dass man sich dafür entscheiden kann, was ja nicht der Fall ist. Und beim anderen Begriff gab es die umgekehrte Argumentation. Insgesamt hat sich jetzt in Österreich der Begriff „sexuelle Orientierung“ durchgesetzt, er ist eher der gebräuchlichere. Deshalb finde ich es richtig, dass wir das ändern, ohne dass ich dafür eine große Notwendigkeit sehe. 

In diesem Sinn meine ich, dass wir mit dem vorliegen Gesetz wieder einen Schritt dahin gesetzt haben, dass es keine oder so wenig Diskriminierungen wie irgend möglich in unserer Stadt geben soll. – Danke. (Beifall bei der SPÖ.)

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau Abg Smolik. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Frau Stadträtin!

Ich möchte Kollegen Stürzenbecher nur insofern berichtigen, als es sehr wohl Stellungnahmen von Behindertenverbänden zu diesem Antidiskriminierungsgesetz gibt, dass man Menschen mit Behinderung mit aufnehmen sollte. Es gibt hier Handlungsbedarf, auch wenn es vor drei Jahren anders war. Ich glaube, in diesen drei Jahren hat sich etwas geändert, dazu liegen Stellungnahmen vor, und dem sollte man auch Rechnung tragen. 
Ich möchte zwei Abänderungsanträge einbringen.

Kollege Stürzenbecher hat schon seine Meinung hinsichtlich der Aufnahme von Transgender-Personen, aber auch von Menschen mit Behinderungen ins Wiener Antidiskriminierungsgesetz geäußert. 

Betreffend Transgender-Personen könnten wir, wie Kollege Stürzenbecher schon gesagt hat, hier in Wien wirklich eine Vorreiterrolle einnehmen, indem wir diese Gruppe von Menschen aufnehmen und klar signalisieren, dass es in Wien keine Diskriminierung für diese Gruppe gibt.

Hinsichtlich der Menschen mit Behinderungen hat Kollege Stürzenbecher offensichtlich leider andere Ansichten. Ich meine, dass Menschen mit Behinderung sehr wohl auch ins Wiener Antidiskriminierungsgesetz aufgenommen werden sollten. 

Außerdem bezieht sich der Antrag auch darauf, dass „sexuelle Ausrichtung“ auf „sexuelle Orientierung“ geändert werden soll. Der Ausdruck „sexuelle Orientierung“ ist nämlich bei uns im deutschsprachigen Raum geläufiger als „sexuelle Ausrichtung.“ Ich stelle somit folgenden Abänderungsantrag: 

„Der Wiener Landtag wolle beschließen, dass das vorliegende Gesetz zur Bekämpfung der Diskriminierung wie folgt geändert wird: Zu § 2 mit der Überschrift ‚Verbot der Diskriminierung’ soll Abs 1 lauten: ‚Im Geltungsbereich des § 1 dieses Gesetzes ist jede 1. unmittelbare Diskriminierung, 2. mittelbare Diskriminierung und 3. Belästigung von natürlichen Personen aus Gründen der Rasse oder ethnischen Herkunft, der Religion, der Weltanschauung, des Alters, einer Behinderung, der sexuellen Orientierung, der Geschlechtsidentität und des Geschlechts, insbesondere auch auf Grund von Schwangerschaft und Mutterschaft, und die Anstiftung einer Person zu solchen Diskriminierungen verboten. Weiters ist im Geltungsbereich § 1 dieses Gesetzes auch jede sexuelle Belästigung und die Anstiftung einer Person zu einer sexuellen Belästigung verboten.’“

Für die ÖVP hat Kollegin Praniess-Kastner schon einen Antrag eingebracht, der sich nur mit der Berücksichtigung von Menschen mit Behinderungen im Wiener Antidiskriminierungsgesetz beschäftigt. – Ich möchte dazu sagen, dass wir diesem Antrag natürlich zustimmen, weil das auch unsere Intention ist. Ich weiß von Ihnen, Frau Kollegin, dass Sie das vertreten und auch wollen! Ich möchte In diesem Zusammenhang nur darauf hinweisen, dass es hier offensichtlich zur Sitte oder zum Usus wird, dass Anträge, die laut Vereinbarung in der Präsidiale von uns in der Früh an die anderen Klubs geschickt werden, dann von den anderen Klubs praktisch kopiert werden, um dann als eigene – wie diesfalls heute um 10.24 Uhr – ausgeschickt zu werden. Dazu möchte ich sagen: Wir haben eigentlich nicht vor, die Arbeit für andere Personen zu machen. In diesem Fall glaube ich wirklich, dass Ihnen das ein Anliegen ist. Ich möchte Sie aber trotzdem darauf hinweisen, dass es immer wieder vorkommt – und in den letzten drei Tagen war das sehr häufig der Fall –, dass wir unsere Anträge dann als ÖVP-Anträge wieder finden. 

Zu dem gemeinsam von mir, Kollegen Kurt Stürzenbecher, Kollegin Alev Korun und Kollegin Mag Nicole Krotsch erwähnten Abänderungsantrag, der sich nur mit der Berücksichtung von Transgender‑Personen beschäftigt, möchte ich eigentlich dem, was Kollege Stürzenbecher schon ausgeführt hat, nicht mehr viel hinzufügen. 

Ich bin sehr froh, dass es diesbezüglich eine gemeinsame Initiative von SPÖ und GRÜNEN gibt und dass wir damit signalisieren, dass es uns ernst damit ist, gemeinsam daran zu arbeiten, dass dieses Gesetz in diese Richtung abgeändert wird. Ich möchte den Antrag jetzt nicht wortwörtlich vorlesen, sondern erkläre nur: Es geht in diesem Antrag darum, dass die sexuelle Orientierung und die Geschlechtsidentität im § 2 Abs 1 unter „Verbot der Diskriminierung“ aufgenommen werden. – Vielen Dank. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Präsidentin Erika Stubenvoll: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Frau Präsidentin! Sehr geehrte Abgeordnete!

Uns liegt die Novelle zum Wiener Antidiskriminierungsgesetz vor. Auch wenn das heute schon geschehen ist, möchte ich noch einmal darauf hinweisen, dass dieses Gesetz einen sehr wichtigen Regelungsgegenstand berücksichtigt und von vielen Gruppierungen in dieser Stadt als sehr große Unterstützung gesehen wird. Damit haben wir in Wien eine PionierInnenstellung, wenn es darum geht, Menschen, egal, welcher Gruppierung, wie es in diesem Gesetz vorgesehen ist, tatsächlich vor Diskriminierung zu schützen, und darauf können wir durchaus stolz sein.

Die Novelle sieht jetzt vor, dass wir die Verwirklichung der Richtlinie vornehmen, nämlich eine Regelung hinsichtlich des Grundsatzes der Gleichbehandlung von Männern und Frauen beim Zugang und bei der Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen zu treffen. Das Land Wien hat diese Vorgabe freiwillig überschritten und sich nicht nur auf eine Regelung betreffend den Zugang bei der Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen beschränkt, sondern hat auch die Angelegenheiten Soziales, Gesundheit, Bildung und den Zugang zu selbstständiger Erwerbstätigkeit, so weit das in der Regelungskompetenz des Landes Wien liegt, mit aufgenommen.

Zur Debatte an sich: Die Beweislast zu regeln, ist eine sehr schwierige Angelegenheit, und ich glaube, wir haben mit dieser Novelle einen guten Weg gefunden. Wenn man die alltägliche Praxis bei Debatten in Gleichbehandlungskommissionen berücksichtigt, dann sind meiner Meinung nach schon auch immer wieder Abhängigkeitsverhältnisse und hierarchische Strukturen zu berücksichtigen, wenn es darum geht, letztendlich Beweis zu führen. Gerade im Bereich des Antidiskriminierungsgesetzes ist das ein sehr sensibler Bereich, und zwar bei allen Gruppen, aber natürlich auch bei jenen, die wir jetzt neu aufnehmen.

Der Datenschutz wurde auch angesprochen: Die Regelung entspricht natürlich allen Vorgaben. Ich möchte aber auch betonen, dass es diesbezüglich eine sehr gute Zusammenarbeit bei der Erstellung dieses Vorschlages mit unserer neu gegründeten MA 26 gegeben hat. Und das ist auch eine Bestätigung dafür, dass wir richtig gehandelt haben, diese Abteilung zu gründen, nämlich nicht nur dafür, dass für die Stadt Wien und ihren Regelungsgegenstand die notwendigen Vorkehrungen getroffen werden, sondern auch hinsichtlich des Datenschutzes im Sinne der Interessensvertretung der Bürgerinnen und Bürger. In die Regelung sind, wie gesagt, alle Aspekte des Datenschutzes der Bürgerinnen und Bürger eingeflossen. Das ist wasserdicht, das muss man dazusagen. Diesbezügliche Bedenken möchte ich wirklich von dieser Stelle ausräumen.

Zum Begriff Rasse möchte ich darauf aufmerksam machen, dass es in unserem Wiener Antidiskriminierungsgesetz ja die Präambel gibt, die da lautet: „Die Verwendung des Begriffes Rasse in diesem Gesetz bedeutet nicht, dass die Existenz von menschlichen Rassen akzeptiert wird, insbesondere nicht, dass tatsächlich bestehende biologische oder behauptete andere - zum Beispiel kulturelle - Unterscheidungen zwischen Menschen als Grund und Legitimation für Diskriminierung herangezogen werden dürfen.“

Diese Präambel ist Teil des Gesetzes und hat somit auch normative Wirkung. Es spricht aber auch meiner Meinung nach nichts dagegen, wie Abg Stürzenbecher schon angeführt hat, dass wir das gemeinsam noch einmal prüfen lassen. – Es ist mir ganz wichtig, an dieser Stelle noch einmal zu sagen, dass wir schon im Jahr 2004 aus den besagten Gründen und Motivationen eine sehr gute Regelung gefunden haben. Nichtsdestotrotz bin ich dafür, dass wir uns das anschauen beziehungsweise diese Dinge einer ständigen Überprüfung unterziehen.

Nächster Punkt – die Behinderten: Es wurden schon – wie ich glaube – von drei Behindertenorganisationen Stellungnahmen zum Wiener Antidiskriminierungsgesetz abgegeben. Es ist auch schon erwähnt worden, dass zu Beginn kein Interesse seitens der Behinderten bestand, mit in dieses Wiener Antidiskriminierungsgesetz aufgenommen zu werden, weil man damals große Hoffnungen ins Bundesbehindertengesetz gesetzt hat. Diese Hoffnungen haben sich allerdings nicht erfüllt. Deshalb sind wir jetzt sehr wohl auch mit den Behindertenorganisationen in Kontakt getreten, und wir haben auf Wiener Ebene – was auch den Organisationen durchaus bewusst ist – in den diversen Materiengesetzen sehr viel im Sinne der Antidiskriminierung von Behinderten geregelt, und zwar etwa im Baubereich, im Wohnbereich, im Veranstaltungsbereich, bei den Steuern und Abgaben, bei den Jugendlichen, bei Wohlfahrts‑ und Gesundheitsmaßnahmen, beim Bedienstetenschutz und auch im Wiener Dienstrecht. In all den entsprechenden Materiengesetzen hat es Möglichkeiten gegeben, auf Wiener Ebene Antidiskriminierungsregelungen für Behinderte zu treffen, und das haben wir getan.

Darüber hinaus wird es in enger Abstimmung mit dem Ressort Gesundheit und Soziales eine Novellierung des Wiener Behindertengesetzes geben. Es ist vorgesehen, im Rahmen einer Arbeitsgruppe, in die auch die einzelnen Interessensverbände eingebunden sind, gemeinsam zu einer Modernisierung dieses Gesetzes zu kommen. Damit haben wir tatsächlich schon begonnen, da gibt es schon die entsprechende Kommunikation, und das ist auch der Grund dafür, warum wir die Behinderten in dieser Novelle nicht berücksichtigt haben.

Noch ein Punkt zur Geschlechtsidentität beziehungsweise zur sexuellen Orientierung: Gerade das Wiener Antidiskriminierungsgesetz war ein ganz wichtiger Schritt zur Antidiskriminierungspolitik betreffend Homosexuelle und Lesben, aber auch Transgender‑Personen.

Damit bringe ich noch einmal zur Sprache, was wir heute schon erwähnt haben und was ich auch schon am Anfang zur Historie dieses Gesetzes gesagt habe: Wir können durchaus stolz sein auf unser Wiener Antidiskriminierungsgesetz. Die nunmehrige Ausweitung auf das Geschlecht und auch im Zusammenhang mit sexueller Belästigung sind ein logischer und konsequenter nächster Schritt bei der Adaptierung dieses Gesetzes, das die Wienerinnen und Wiener vor Antidiskriminierung schützen soll und kann. Und das ist auch gut so. 

Ich bitte um Zustimmung zu diesen Vorschlag. – Danke schön. (Beifall ei der SPÖ.)

Präsidentin Erika Stubenvoll: Wir kommen nun zur Abstimmung über die Abänderungsanträge.

Der erste Antrag wurde von der ÖVP eingebracht und betrifft die Berücksichtigung von Menschen mit Behinderungen im Wiener Antidiskriminierungsgesetz. Dabei geht es nur um die Aufnahme des Begriffes Behinderung.

Ich darf fragen, wer diesem Antrag die Zustimmung gibt. – Das sind ÖVP, FPÖ und Grüne. Das ist nicht die erforderliche Mehrheit.

Der Antrag wird nicht einbezogen.

Beim zweiten Abänderungsantrag, eingebracht von den Grünen, geht es um die Berücksichtigung von Transgender-Personen und Menschen mit Behinderung. 

Ich bitte diejenigen, die diesem Antrag zustimmen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das sind die ÖVP und die GrüneN. Das ist nicht die erforderliche Mehrheit.

Der Antrag wird nicht einbezogen.

Weiters gibt es noch einen Abänderungsantrag von den Grünen und von der SPÖ betreffend Berücksichtigung von Transgender‑Personen im Wiener Antidiskriminierungsgesetz.

Wer diesem Abänderungsantrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Das sind ÖVP, SPÖ und Grüne, was die erforderliche Mehrheit ist.

Dieser Antrag wird in die Vorlage einbezogen.

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage einschließlich des letzten Abänderungsantrages.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, die Hand zu heben. – Diese Gesetzesvorlage ist mit Mehrheit, ausgenommen FPÖ, angenommen.

Wir kommen zur Abstimmung über den Zuweisungsantrag, eingebracht von den Grünen, betreffend Verwendung des Begriffes Rasse im Wiener Antidiskriminierungsgesetz.

Wer der Zuweisung zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mit den Stimmen der Grünen und der SPÖ mehrheitlich so angenommen und wird zugewiesen.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich die zweite Lesung vornehmen lassen. – Ein Widerspruch erfolgt nicht.

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtages, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist so mit Mehrheit beschlossen.

Wir kommen zur Postnummer 2: Sie betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Wiener Landeslehrer und Landeslehrerinnendiensthoheitsgesetz 1978 geändert wird. Es handelt sich hiebei um die fünfte Novelle.

Die Frau Berichterstatterin Amtsf StRin Frauenberger leitet die Verhandlung ein.

Berichterstatterin Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Abgeordnete! Ich bitte um Zustimmung zum Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Wiener Landeslehrer und Landeslehrerinnendiensthoheitsgesetz aus 1978 geändert wird. – Danke schön.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Mir liegt keine Wortmeldung vor.

Wer diesem Gesetz in erster Lesung die Zustimmung geben will, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Das Gesetz ist somit in erster Lesung einstimmig angenommen.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich die zweite Lesung vornehmen lassen. – Es erfolgt kein Widerspruch.

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtages, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das Gesetz ist auch in zweiter Lesung einstimmig beschlossen.

Wir kommen zur Postnummer 3: Sie betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem die Dienstordnung 94, 24. Novelle, die Vertragsbedienstetenordnung 95, die Besoldungsordnung 94, die Pensionsordnung 1995, das Wiener Verwaltungssenatsdienstrechtsgesetz 1995, das Wiener MitarbeiterInnenvorsorgegesetz und das Gesetz über die fachlichen Anstellungserfordernisse für die von der Stadt Wien anzustellenden Kindergartenpädagoginnen und –pädagogen, Hortpädagoginnen und ‑pädagogen geändert werden. Frau StRin Frauenberger! Ich bitte um die Einleitung der Verhandlung.

Berichterstatterin Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Frau Präsidentin! Hohes Haus! Ich bitte um Zustimmung zum vorliegenden Poststück. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Gemäß § 30c Abs 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und Spezialdebatte zusammenzulegen.

Wird gegen die Zusammenlegung eine Einwendung erhoben? – Das ist nicht der Fall. Ich werde daher so vorgehen.

Die Debatte ist eröffnet. Zu Wort gemeldet ist Frau Abg Puller. Ich erteile ihr das Wort. 

Abg Ingrid Puller (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich möchte es ganz kurz machen: Grundsätzlich enthält der vorliegende Entwurf Positives wie zum Beispiel Verbesserungen zum Diskriminierungsverbot oder Verbesserungen betreffend die Pflegefreistellung. Wir werden diesem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen.

Aber wie kann es anders sein? – Wo Verbesserungen sind, gibt es auch Verschlechterungen. Daher stellen wir zwei Abänderungsanträge zu zwei Teilbereichen, in denen es unserer Ansicht nach zu unverständlichen Verschärfungen kommt.

Der erste Antrag betrifft Ausschließungsgründe für eine Anstellung. Bisher waren Jugendstraftaten bei einer Verurteilung ausgenommen. Dies fällt im jetzigen Entwurf weg, und es werden Erschwernisse bei Ausschließungsgründen für eine Anstellung von jugendlichen Straftätern ausgenommen, was natürlich eine massive Erschwerung der Wiedereingliederungsmöglichkeit für verurteilte jugendliche StraftäterInnen darstellt. Daher fordern wir in unserem ersten Abänderungsantrag, den Klammerausdruck „ausgenommen auf Grund von Jugendstraftaten“ wieder einzufügen.

Unser zweiter Abänderungsantrag betrifft die Verschärfung bei den Entlassungstatbeständen. Der vorliegende Entwurf sieht in der Dienstordnung eine Verschärfung bei Entlassungen auf Grund strafrechtlicher Verurteilungen vor. – Wir sind der Meinung und fordern in unserem zweiten Abänderungsantrag, dass die bisherige Regelung, die da lautet: „Verurteilung durch ein inländisches Gericht wegen einer oder mehrerer mit Vorsatz begangener strafbarer Handlungen zu einer mehr als einjährigen Freiheitsstrafe“, ausreicht.

Zum Abschluss teile ich mit, dass wir dem nicht zustimmen können, dass der Antrag auf ein Freijahr im neuen Entwurf ausschließlich auf ein sechsjähriges Dienstverhältnis zur Stadt Wien beschränkt wird und nicht, wie bisher, zu einer Gebietskörperschaft. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr Abg Ekkamp. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Franz Ekkamp (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Frau Präsidentin! Frau Stadträtin! Geschätzte Damen und Herren!

Auch ich kann es kurz gestalten. Ich möchte einen gemeinsamen Antrag von SPÖ, ÖVP, GRÜNEN und FPÖ einbringen, denn ich weiß, und wir wissen alle, dass sich die Gesellschaft auch im Familienleben verändert und dass es immer mehr getrennt lebende Familienmitglieder gibt. Das ist eigentlich kein Problem. Problematisch wird es nur, wenn es um die Kinder der beiden Elternteile geht, und zwar insbesondere dann, wenn sie schwer krank sind oder einen schweren Unfall hatten.

Ich glaube, man braucht über die moralische Verpflichtung beider Elternteile nicht zu diskutieren, aber leider spricht das Gesetz derzeit, wenn eine Pflege notwendig wird, nur von einem gemeinsamen Haushalt, und dadurch wird die notwendige Pflege oft erschwert oder ist gar nicht möglich.

Daher soll dieser Antrag den neuen Anforderungen Rechnung tragen und eine rechtliche Grundlage dafür schaffen, dass im Fall schwerst erkrankter oder verunglückter Kinder bei Inanspruchnahme der Pflegefreistellung der gemeinsame Haushalt entfällt: 

„Die Bundesregierung wird ersucht, in Umsetzung des Regierungsprogramms die rechtliche Möglichkeit für die Pflegefreistellung und das Familienhospiz zur Betreuung schwerst erkrankter oder verunglückter Kinder auch dann zu schaffen, wenn diese Kinder nicht im gemeinsamen Haushalt mit der Arbeitnehmerin oder dem Arbeitnehmer beziehungsweise der oder dem Bediensteten leben.

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt."

Gestatten Sie mir noch zwei, drei Bemerkungen zu den Abänderungsanträgen der Grünen Fraktion.

Der erste betrifft die Ausschließungsgründe, und zwar den Wegfall der Ausnahme bei den Jugendstraftaten. – Diesbezüglich wurde gemeint, dass das bei der Wiedereingliederung von Jugendlichen eine Erschwernis darstelle. Ich denke, bei genauem Studium der Novelle kann man feststellen, dass nicht verhindert wird, dass die Aufnahme eines Jugendlichen in ein vertragliches Dienstverhältnis trotz einer Verurteilung möglich ist. Und auch das Jugendgerichtsgesetz bestimmt, dass die Staatsanwaltschaft von der Verfolgung einer Jugendstraftat abzusehen hat, die nur mit einer Geldstrafe oder mit nicht mehr als fünf Jahren Freiheitsstrafe bedroht ist. Und sobald die Verurteilung getilgt ist, entfällt auch der Ausschließungsgrund.

Außerdem meine ich, dass man sich durchaus der Meinung anschließen kann, dass bei einem beamteten Dienstverhältnis auf Lebenszeit vom Bediensteten eine besondere Vertrauenswürdigkeit verlangt werden können muss. Ich meine, das ist durchaus zulässig.

Zum zweiten Abänderungsantrag betreffend die Verschärfung im Zusammenhang mit Entlassungsgründen weise ich noch einmal darauf hin, dass nur Vorsatztaten, nicht aber Fahrlässigkeitsdelikte eine Entlassung bewirken können, und zwar nur schwerwiegende Straftaten, welche die Verhängung einer nicht bedingten Freiheitsstrafe von mehr als sechs Monaten zur Folge haben. Und auch hier gilt wieder das Argument der besonderen Vertrauenswürdigkeit, das ich schon vorher dargelegt habe. 

Letzter Punkt: Ich glaube, sowohl der Bund als auch alle anderen Bundesländer sehen ebenfalls die Entlassung bei Verhängung einer nicht bedingten Freiheitsstrafe von mehr als sechs Monaten vor.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Daher ersuche ich um Ihre Zustimmung zur derzeitigen Vorlage. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Es liegen mir keine weiteren Wortmeldungen mehr vor. Ich erkläre die Verhandlungen für geschlossen und erteile der Frau Berichterstatterin das Schlusswort.

Berichterstatterin Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Sehr geehrte Damen und Herren! Frau Präsidentin!

Wir haben es hier mit einer Fülle von verschiedenen Normen zu tun, die schon aufgezählt wurden.

Eine Veränderung, die wir auch im Antidiskriminierungsgesetz gerade beschlossen haben, ist besonders wichtig, nämlich die Regelung des Gegenstands des Grundsatzes der Gleichbehandlung von Frauen und Männern. Es geht aber auch um die Anerkennung von Berufsqualifikationen, wofür wir eine gute Regelung für unsere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter vorgesehen haben

Betreffend Auflösung der Dienstverhältnisse möchte ich noch einmal auch im Hinblick auf den Antrag sagen, dass wir hier eine Regelung gefunden haben, die der Regelung des Bundes absolut entspricht. Betonen möchte ich auch, damit wir da nicht Äpfel mit Birnen vermischen, dass die Aufnahme in ein vertragliches Dienstverhältnis durchaus möglich ist. Das ist mir ganz wichtig. Es sind aber auch die Rahmenzeit für das Freijahr, die gleichzeitige Inanspruchnahme von Elternkarenz und auch die Pflegefreistellung geregelt. Im Zusammenhang mit der Pflegefreistellung ist eine Anpassung an gegebene familiäre Situationen vorgesehen.

In einem Punkt können wir aber als Land keine Regelung treffen, wenn wir vom Bund nicht die Möglichkeit bekommen, modernen Familienkonstrukten tatsächlich Rechnung zu tragen. Daher bringen wir diesen Antrag ein, und im Hinblick darauf bedanke ich mich ganz herzlich für die Unterstützung, denn das ist gerade im Sinne der Rollenverteilung der Geschlechter und der Vereinbarkeit von Beruf und Familie ein ganz wichtiger Schritt. 

Die Bestimmung zu den Disziplinarverfahren haben wir auch ganz kurz angesprochen.

In Bezug auf das Freijahr ändern wir die Bestimmungen ebenfalls: Bisher wurden nur Vordienstzeiten bei einer Gebietskörperschaft angerechnet, während das bei anderen ArbeitnehmerInnen unberücksichtigt geblieben ist. Das hat aus unserer Sicht keine sachliche Rechtfertigung, daher haben wir für diese Freijahrregelung eine neue, einheitliche Normierung mit sechs Jahren gefunden. Ich denke, das ist für alle gut nachvollziehbar. Das Freijahr ist für unsere Beschäftigten sicherlich ein attraktives Instrument unter den vorliegenden Regelungen und Maßnahmen. Damit können wir, wie ich meine, im Personalbereich vor allem auch im Hinblick auf die Punkte Productive Aging oder auch Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben – wobei man ja nicht immer nur auf die Betreuung von Kleinkindern abstellen muss – einen wichtigen und attraktiven Schritt für die Beschäftigen dieser Stadt setzen.

Das zu den Punkten, die heute hier diskutiert wurden. Ich bitte um Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Wir kommen zur Abstimmung über die beiden Abänderungsanträge, eingebracht von den Grünen.

Zuerst geht es um den Wegfall der Ausnahme bei Jugendstraftaten.

Wer mit diesem Abänderungsantrag einverstanden ist, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Das sind die Stimmen der Grünen. Das ist nicht die erforderliche Mehrheit.

Der Antrag wird nicht einbezogen.

Der zweite Abänderungsantrag betrifft Verschärfungen bei Entlassungstatbeständen.

Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Das wird von den Grünen unterstützt und hat nicht die erforderliche Mehrheit.

Der Antrag wird nicht mit einbezogen.

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage. Es wurde getrennte Abstimmung verlangt.

Ich bitte nun jene Mitglieder des Landtages, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang, jedoch mit der Ausnahme des Art I Z 1, 6 und 18, zustimmen wollen, die Hand zu erheben. – Danke. Das ist einstimmig so beschlossen.

Nun bitte ich jene Mitglieder des Landtages, die Art I Z 1, 6 und 18 ihre Zustimmung geben wollen, die Hand zu erheben. – Das ist mehrstimmig mit Ausnahme der Grünen angenommen.

Das Gesetz ist damit in erster Lesung angenommen.

Wir kommen zur Abstimmung über den Beschluss- und Resolutionsantrag betreffend Pflegefreistellung und Familienhospiz, der von allen vier Parteien eingebracht wurde.

Ich darf jene Damen und Herren um ein Zeichen mit der Hand bitten, die diesem Antrag die Zustimmung geben. – Das ist einstimmig so angenommen.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich die zweite Lesung vornehmen lassen. – Ein Widerspruch erfolgt nicht.

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtages, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das Gesetz ist in zweiter Lesung einstimmig angenommen.

Wir kommen nun zur Post 4 der Tagesordnung. Sie betrifft den Bericht des Kuratoriums der Museen der Stadt Wien über das Jahr 2006. Ich bitte den Herrn Amtsf StR Dr Mailath-Pokorny, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Ich bitte um Zustimmung.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Es liegen uns Wortmeldungen vor. Herr Abg Mag Stefan hat sich zu Wort gemeldet. – Ich erteile es ihm.

Abg Mag Harald Stefan (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren!

Wir haben jetzt zwei Tagesordnungspunkte vor uns, die sich mit den Wiener Museen beziehungsweise mit dem Museum der Stadt Wien, dem Wien Museum, beschäftigen. Daher werde ich in meiner Wortmeldung jetzt gleich beide Themen behandeln und dann zum Tagesordnungspunkt 5 nicht mehr gesondert Stellung nehmen.

Insgesamt kann man sagen, dass die Ausgliederung des Wien Museums, wie es jetzt heißt, eine Erfolgsgeschichte ist. Wir waren anfangs etwas skeptisch und hatten auch den Eindruck, dass das Ganze eine persönliche Komponente gegen den seinerzeitigen Direktor hatte. Es hat sich aber ergeben, dass die Ausgliederung tatsächlich funktioniert hat, und daher stehen wir dieser sehr positiv gegenüber.

Uns liegt der Bericht über das Jahr 2006 vor. Im Jahr 2006 wurden wieder einige Änderungen im Wien Museum durchgeführt, insbesondere Umbauten im Haus am Karlsplatz. Dort wurden die Kassensituation verbessert und ein moderner Museums-Shop errichtet. All das ist sehr ansprechend und stellt eine eindeutige Verbesserung dar.

Im Jahr 2006 wurde auch das Mozarthaus rechtzeitig fertiggestellt, das zu 24 Prozent zum Wien Museum gehört.

Weiters wurde die digitale Erfassung weitergeführt. Ich gehe davon aus, dass diese jetzt schon abgeschlossen ist. Es wurde nämlich angekündigt, dass sie in der zweiten Hälfte des Jahres 2007 abgeschlossen sein wird. Das war notwendig, denn es gab bis jetzt keine digitale Erfassung des Inventars und daher gab es natürlich große Lücken. Das ist jetzt auch erledigt.

Die Eintrittspreise wurden erhöht. Das ist natürlich für den Besucher immer unangenehm, es ist aber auf der anderen Seite einzusehen, wenn man einerseits einen Vergleich zu anderen Museen zieht und andererseits auch den Finanzbedarf des Museums berücksichtigt. Diese Erhöhung ist also sachlich durchaus gerechtfertigt.

Auch die wirtschaftliche Gebarung des Museums an sich wurde verändert. Es wurden eine externe Kontrolle eingeführt und ein Berater beigestellt. Dem Bericht und den Zahlen zufolge ist also auch in diesem Bereich eine Konsolidierung gelungen, was ebenfalls eine sehr erfreuliche Entwicklung ist.

Tatsächlicher Handlungsbedarf besteht allerdings in einem wesentlichen Punkt: Die Dauerausstellung des Wien Museums ist seit etwa 30 Jahren praktisch unverändert, und hier sind natürlich sowohl eine Anpassung an die Gegebenheiten der heutigen Zeit wie auch eine Weiterführung in Richtung Zeitgeschichte erforderlich. Um das durchzuführen, besteht Bedarf an weiteren Flächen. Eine Realisierung ist auf Grund der gegenwärtigen räumlichen Gegebenheiten nicht möglich.

Eine Lösung wird offensichtlich bereits gesucht, und insofern sind auf jeden Fall der Stadtrat und die MA 7 gefordert. Wir unterstützen das auf jeden Fall. Das wird sicherlich auch eine finanzielle Frage sein. Wir haben schon oft darüber debattiert, wofür das Geld aus dem Kulturbudget eingesetzt wird, und wir sind sicherlich in der Lage, diesbezüglich Umschichtungen durchzuführen, um für diese notwendige Aktion auch das notwendige Geld bereitzustellen. Hier besteht also auf jeden Fall Handlungsbedarf.

Ebenso ist auch die Depotsituation zu verbessern. Um das zu ändern, wird man auch Geld in die Hand nehmen müssen.

Es gab im Jahr 2006 auch einen Kontrollamtsbericht über das Wien Museum, der im Wesentlichen positiv war. Auch das ist ein erfreuliches Ergebnis in Anbetracht dessen, was wir gestern zu Kontrollamtsberichten im Kulturbereich diskutiert haben. Es gab zwar Kritik, aber diese war nur sehr sanft, und letztlich wurde die Arbeit im Wien Museum positiv dargestellt.

Allerdings wurden auch eine Novellierung des Wiener Museumsgesetzes und der Wiener Museumsordnung angeregt, und damit bin ich bereits beim Tagesordnungspunkt 5. – Wir tragen das durchaus mit, und ich gehe jetzt kurz die wesentlichen Punkte durch: Es wird die Bezeichnung gemeinnützige Einrichtung aufgenommen. Das ist eine Formsache. Die automatische Erhöhung des Zuschusses an das Wien Museum wird abgeschafft. Das ist im Einvernehmen mit der Museumsleitung geschehen, die darüber natürlich nicht besonders glücklich war. Andererseits erhöht das die Flexibilität, und es ist kaum zu erwarten, dass die Stadt Wien dem Wien Museum nicht ausreichend Mittel zur Verfügung stellt, dass es seine Tätigkeiten durchführen kann.

Optisch ein etwas heikler Punkt ist die Abberufung des Leiters des Wien Museums auf Vorschlag des Kulturstadtrates und die Wiederbestellung der leitenden Person ohne vorherige Ausschreibung. – Meines Erachtens ist beides jedoch sachlich gerechtfertigt, wenn man davon ausgeht, wie viel Geld der Stadt Wien ans Wien Museum fließt und wie wichtig diese Institution für den Wiener Kulturbetrieb ist. Daher sollte meines Erachtens die Stellung der Politik so stark sein, dass man auch auf diese Dinge unmittelbar Einfluss nehmen kann.

Wir nehmen den Bericht daher zur Kenntnis beziehungsweise stimmen auch der Gesetzesänderung zu, weil diese aus unserer Sicht sachlich gerechtfertigte, sinnvolle Änderungen enthält, und hoffen, dass es in Zukunft weiterhin so positive Berichte geben wird und dass die Entwicklung im Wien Museum so weitergeht. (Beifall bei der FPÖ.)

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau Abg Mag Ringler. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!

Der Bericht des Kuratoriums der Wiener Museen ist immer eine Freude, weil er ein ganz hervorragendes Beispiel dafür ist, wie man als Kuratorium dem Gremium, das kontrollieren soll, nämlich dem Landtag, einen nachvollziehbaren, transparenten Bericht vorlegen kann. Das freut mich sehr, und ich denke, dass es eine ganze Reihe von ausgegliederten Einrichtungen der Stadt Wien gibt, die diesem Beispiel dringend folgen sollten! Der Bericht des Kuratoriums enthält nämlich durchaus auch kritische Worte. Das Kuratorium hält sich nicht zurück, wo es notwendig ist. Das halte ich für ganz besonders wichtig, und dafür bedanke ich mich herzlich bei den Mitgliedern des Kuratoriums.

Einige Worte zum Museum: Wer, so wie ich, gestern bei der Eröffnung der Ausstellung zur Sammlung Goldscheider war, sieht nicht nur eine wunderbare Ausstellung, die einen sehr schönen Blick auf ein Stück Geschichte unserer Stadt ermöglicht, sondern geht auch an dem völlig verstaubten Modell der Stadt Wien vorbei, das dort im Vorraum steht. Dieses ist zwar interessant anzuschauen, ist aber doch auch ein bisschen sinnbildlich dafür, dass die Dauerausstellung tatsächlich dringend entstaubt werden müsste.

Insofern richte ich einen dringenden Appell an den Herrn Stadtrat und die Stadtregierung, das dafür notwendige Geld in die Hand zu nehmen! Das Wien Museum ist ein ganz wunderbarer Ort, und ich glaube, dass Direktor Kos in den letzten Wochen eine ganze Reihe von sehr guten Vorschlägen, in welcher Weise sich das Wien Museum weiter entwickeln kann, gemacht hat. Ich finde, auch der kleine Wettbewerb mit Beispielen, wie das Museum ausgebaut werden könnte, ist sehr gut gelungen. Wenn es vielleicht auch andere Möglichkeiten gibt, das Museum aus- und umzubauen und Kooperationen mit umliegenden Institutionen zu finden, ist das jedenfalls eine sehr gute Idee und ein guter Anstoß, sich einmal vor Augen zu führen, was geschehen könnte, wenn man ein paar interessante Architekten bittet, sich etwas zu dem Museum zu überlegen.

Jedenfalls braucht die Dauerausstellung dringend eine Entstaubung. Es gab eine Reihe von Interventionen in der Ausstellung, die mir sehr gut gefallen haben, die aber nicht darüber hinwegtäuschen können, dass das Museum doch auch einiges an Veränderungsbedarf in diesem Bereich hat.

Der Kollege hat die Frage des Depots angesprochen. Ich gebe offen zu, dass ich dieses Anliegen aus Sicht des Museums verstehe. Mir persönlich ist die Sache mit der Dauerausstellung aber fast noch wichtiger als das Depot. – Auf alle Fälle kommen auf das Museum eine ganze Reihe von Herausforderungen zu, die es hoffentlich bewältigen wird. 

Weiteres zum Museumsgesetz werde ich beim nächsten Tagesordnungspunkt ausführen.

In diesem Sinne danke ich dem Museum und auch dem Kuratorium für den Bericht. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr Abg Ing Mag Dworak.

Abg Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Präsidentin! Herr Landesrat! Meine Damen und Herren Abgeordnete!

Der Kuratoriumsbericht der Museen der Stadt Wien wurde heuer um einiges früher an den Gemeinderatsausschuss für Kultur und Wissenschaft übermittelt, als das im Vorjahr geschehen ist. Die Verzögerung vom Vorjahr löste bekanntlicherweise unseren Antrag auf fristgerechte Vorlage an den Gemeinderatsausschuss aus. Der Antrag wurde akzeptiert und ist einer der Gründe für den nächsten Tagesordnungspunkt.

Ich darf heute nochmals meine Freude ausdrücken, dass der Nachlass nach Anton Peschka junior, der lange Zeit in Hietzing lebte und den ich auch persönlich zu schätzen gelernt habe, endlich für die Stadt Wien erhalten werden konnte. Nicht nur die vier Schiele-Bilder sind von großem Wert, auch Peschkas Wirken und das Werk seines Vaters sind von Bedeutung. Die Stadt Wien hat den Nachlass angenommen und im Sinne des Verstorbenen auch die Verpflichtung übernommen, die Sammlung Peschka dauerhaft und repräsentativ, wie es im Testament heißt, auszustellen. Diese aus dem Testament entstandene Verpflichtung fehlt mir jedoch im Bericht des Kuratoriums.

Nun zu einem Dauerbrenner, zur Errichtung des Depots: Es ist schade, dass man nicht die Lösung betreffend ein Depot in Kombination mit Ausstellungsräumen wählt, was eine mehrfache Nutzung ermöglichen würde. Wien könnte so durchaus einen neuen, interessanten Kulturstandort nutzen.

Zur Neuaufstellung der Schausammlung. Man hat, wie Frau Kollegin Ringler treffend gesagt hat, das Verstaubte der etwas zu museal geratenen Dauerausstellung erkannt. Sie zeigt zwar einen schönen Querschnitt des Lebens in Wien seit der Römerzeit, trotzdem bleibt sie, was sie ist, nämlich eine etwas mehr oder weniger verstaubte Ausstellung ohne besondere Höhepunkte. Mit der Präsentation von drei Architekturprojekten hat die Führung des Museums die Öffentlichkeit vor kurzer Zeit informiert, dass es notwendig ist, diese Dauerausstellung zu ändern. Damit wird eine der Möglichkeiten gezeigt, wie es in Zukunft mit der Dauerausstellung des Wien Museums weitergehen könnte. Schade ist, dass man offensichtlich die Idee für ein Gründerzeitmuseum im Künstlerhaus aufgegeben hat. Man will zwar nach wie vor mit dem Künstlerhaus kooperieren, eine Ausstellung des Wien Museums im Künstlerhaus ist für 2009 geplant, zu einer Dauerausstellung wird es aber anscheinend nicht kommen. 

Die digitale Erfassung des Inventars im Artefakt scheint etwas teurer geworden zu sein, beziehungsweise hat diese anscheinend länger gedauert, als man angenommen hat, und wird nun deutlich mehr kosten.

Abschließend zur wirtschaftlichen Situation des Museums: Im Gegensatz zu den Eintrittspreisen der Bundesmuseen hat das Wien Museum noch immer sehr moderate Eintrittspreise. Sondernachlässe für Senioren und Jugend sowie ein kostenloser Besuchstag reduzieren den zu erzielenden Erlös. Aus sozialpolitischen und gesellschaftspolitischen Überlegungen ist dieser Weg jedoch sehr positiv. Leider sind die Sonderausstellungen nicht kostenlos. Hier könnte man sich durchaus noch Änderungen bei den Eintrittsmodalitäten vorstellen.

Zur Bilanz: Das Ergebnis der Beteiligung Mozarthaus Vienna, einer Gesellschaft der Wien Holding, gemeinsam mit der Raiffeisenbank, an der das Wien Museum mit 24 Prozent beteiligt ist, wurde zwar in der Statistik der Museumsbesuche aufgenommen, jedoch ohne dass man darauf hinweist, dass das einerseits aus einer Beteiligung entstanden und nicht in voller Höhe dem Wien Museum zuzurechnen ist und es andererseits eine besondere Vereinbarung aus dieser Beteiligung gibt. Diese Sondervereinbarung besagt, dass das Wien Museum immer einen Vorweggewinn von 135 000 EUR bekommt und erst dann der Bilanzgewinn oder ‑verlust aufgeteilt wird.

Generell darf ich sagen, dass es nach dem sehr erfolgreichen Mozartjahr 2006, in dem mehr als 203 000 Personen das Mozarthaus besucht haben, heuer einen massiven Absturz bei den Besuchern gegeben hat. In Anbetracht dessen frage ich mich, wie der Verlust aussehen wird.

Ich möchte auch auf andere Museumsstandorte wie die Hermesvilla hinweisen. Ich meine, das Ausstellungskonzept in der Hermesvilla im Lainzer Tiergarten sollte überarbeitet werden, um wieder einen interessanten Standort des Wien Museums zu entwickeln.

Ich fasse zusammen: Erstens ist der Bericht früher gekommen, was positiv ist, siehe auch die Änderung des Museumsgesetzes. Zweitens ist die Dauerausstellung des Nachlasses Peschka junior nach wie vor offen. Drittens sollte man sich überlegen, die Depoterrichtung mit einer Kultureinrichtung zu kombinieren. Viertens möchte ich zur Neuaufstellung der bestehenden Schausammlung nochmals mein Bedauern ausdrücken, dass man das Künstlerhaus nicht für diese Dauerausstellung oder zumindest für eine Sonderausstellung nutzen konnte oder wollte. Zudem sollten die Besucher des Mozarthauses gesondert abgerechnet werden. Und schließlich ist der Standort Hermesvilla zu attraktivieren.

Obwohl es einige Kritikpunkte am Bericht des Kuratoriums gibt, werden wir von der ÖVP-Seite dem Bericht des Kuratoriums zustimmen. – Danke. (Beifall bei der ÖVP)

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr Abg Woller. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Ernst Woller (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Der beste Beweis für die erfolgreiche Arbeit der Verantwortlichen des Wien Museums ist wohl das hohe Maß an Übereinstimmung aller vier Parteien im Wiener Landtag zum Bericht des Kuratoriums.

Ich kann eigentlich nur unterstreichen, was die drei Vorredner und Vorrednerinnen gesagt haben: Der Bericht des Kuratoriums ist sehr positiv, wiewohl er sehr ernsthaft auf die Fragen des Museums eingeht. Das Wien Museum hat in den letzten Jahren wirklich eine Erfolgsgeschichte geschrieben. Es hat eine erfolgreiche Neupositionierung unter der neuen Marke „Wien Museum" geschafft. Es hat großartige Geschichten der Wiener Sozial- und Kulturgeschichte erzählt und dabei hohe Akzeptanz bei Publikum und Presse erzielt. Die höchste Zahl an Besuchern und Besucherinnen in der Geschichte des Wien Museums ist nicht nur auf die Eröffnung des Mozarthauses zurückzuführen, sondern die Besucherzahlen sind insgesamt steigend.

Die Medien berichten nicht nur in Österreich, sondern auch im Ausland sehr positiv über das Wien Museum: So berichten etwa die „Zeit“, die „Frankfurter Allgemeine“ und die „Neue Zürcher Zeitung“ über das Wien Museum, und darauf können wir natürlich sehr stolz sein! Und wenn man die Besucherinnen und Besucher fragt, wie sehr sie damit zufrieden sein und ob sie das Museum weiterempfehlen würden, dann sind 99 Prozent – und das ist ein sensationeller Wert! – der Meinung, dass sie das Museum mit gutem Gewissen weiterempfehlen würden. Sogar die ausländischen Besucherinnen und Besucher würden das zu 95 Prozent tun.

Die wirtschaftlichen Erfolge wurden schon angesprochen. Auch hier ist man trotz Wahrung der sozialen Verantwortung des Wien Museums erfolgreich. Dass am Sonntag alle Dauerausstellungen frei zugänglich sind, sollte noch bekannter werden. Wir erzählen es zwar immer wieder gebetsmühlenartig, es wissen aber noch immer viele in dieser Stadt nicht, dass sie am Sonntag die Dauerausstellung ihres Wien Museums bei freiem Eintritt besuchen können.

Das Wien Museum beteiligt sich selbstverständlich auch an der Aktion „Hunger auf Kunst und Kultur“.

Außerdem hat das Wien Museum die günstigsten Eintrittspreise im Vergleich zu allen anderen Museen. 

Die Kompetenz zur Sammlung und Inventarisierung wurde in höchstem Maße weiterentwickelt. Die Inventarisierung wurde zum ersten Mal auf höchstem technologischen Niveau durchgeführt, und die wissenschaftliche Kompetenz des Museums wurde in den letzten Jahren auch durch entsprechende Personalpolitik und Personalschulung weiter erhöht.

Wir sind sogar betreffend die zwei großen offenen Fragen, nämlich im Hinblick auf das Depot einerseits und auf die Neugestaltung und Erweiterung der Dauerausstellung des Wien Museums andererseits, großteils einer Meinung. Ich bin der Meinung, dass wir da auf gutem Weg sind! Diese Projekte kann man nicht von heute auf morgen umsetzen. Das Wien Museum hat seit seiner Ausgliederung wahnsinnig viel erreicht und viele Ziele in sehr positiver Art und Weise umgesetzt: Es wurden bereits auch wichtige Vorarbeiten für das Depot geleistet. Ein Anforderungsprofil für das neue Depot wurde definiert, viele Standorte in dieser Stadt wurden untersucht, man hat sich Know‑how angeeignet, man hat sich auch auf internationaler Ebene angeschaut, wie man ein Depot auf höchstem Niveau einrichten kann. Außerdem gibt es eine Vielzahl von konkreten Gesprächen, und diese haben uns weiter gebracht, als wir je in der Geschichte des Depotbaus jemals waren.

Ich vergleiche das jetzt mit dem Bau für das neue Stadt- und Landesarchiv: Das war eine Endlosgeschichte und hat Jahrzehnte gedauert. Aber irgendwann ist es dann einmal soweit, dass man den richtigen Ort, eine entsprechende Lösung und auch das nötige Geld hat. Das Geld für das neue Depot wird sicherlich zusätzlich von der Stadt Wien zur Verfügung gestellt werden müssen.

Jedenfalls sucht man eine großartige Lösung. Ausnahmsweise bin ich aber heute nicht der Meinung des Herrn Dworak, dass man das unbedingt mit einer kulturellen Darbietung kombinieren sollte, weil das Depot eine andere Funktion hat. Es wird niemand das Depot besuchen können, daher ist es auch nicht das Ziel, dass man das Depot besuchen kann. Für das Depot gibt es völlig andere Kriterien, man sucht den idealen Ort, den ja hauptsächlich die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Wien Museums frequentieren müssen.

Die Stadt Wien, der Stadtrat, die Kulturabteilung und die Verantwortlichen des Wien Museums waren in den letzten Monaten alles andere als untätig in dieser Frage, und ich weiß, dass sich die Gespräche in einem sehr guten Stadium befinden.

Dasselbe gilt auch für die Dauerausstellung: Wir müssen zweifellos auch hier versuchen, eine Lösung zu finden, um die Zeitgeschichte und die Geschichte der letzten 100 Jahre neu erzählen zu können. Dass die Verantwortlichen des Wien Museums das hervorragend können, haben sie in den letzten Jahren bei der Ausstellungstätigkeit und den Sonderprojekten bewiesen. Wir werden auch diesbezüglich eine geeignete Lösung suchen und zweifellos finden. Ich glaube, dass die Dauerausstellung, wenn es technisch möglich ist, an einem Ort gezeigt werden sollte, denn dann kann man sich das auf einmal im Wien Museum ansehen und muss nicht, um die ganze Ausstellung zu sehen, an zwei verschiedene Orte gehen. Ich meine, das ist auch dann nicht besonders attraktiv, wenn man nur eine sechsspurige Straße am Karlsplatz überqueren muss. – Ich glaube, diesbezüglich wurde auch mit den Machbarkeitsstudien der drei Architektenteams gezeigt, dass es durchaus eine Lösung geben wird. Ich bin optimistisch, dass wir in den nächsten Jahren eine entsprechende Lösung finden und umsetzen können werden.

Insgesamt möchte ich den Verantwortlichen des Wien Museums, Herrn Direktor Kos, dem kaufmännischen Direktor Kircher und dem Vorsitzenden des Kuratoriums Sellitsch sehr herzlich für ihre Arbeit danken. Sie leisten eine großartige Arbeit. Wir sind sehr stolz auf das Wien Museum, und wir sind sehr stolz auf sie. (Beifall bei der SPÖ.)

Präsident Heinz Hufnagl: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort. – Bitte, Herr Stadtrat. 

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Herr Präsident! Meine Damen und Herren!

Auch ich kann mich in meiner Wortmeldung kurz halten. Ich freue mich natürlich auch über die – wie ich meine – doch grundlegend positiven Beurteilungen, die in der Debatte hervorgekommen sind und geäußert wurden.

Ich bedanke mich bei dieser Gelegenheit gleich zu Beginn bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern und bei den Verantwortlichen, die diesen Bericht erstellt haben und die natürlich auch die Arbeit des Museums zu machen haben, bei Direktor Kos, bei Direktor Kircher und auch beim Kuratorium. Ich freue mich, dass dessen Vorsitzender, Herr Dr Sellitsch, heute hier bei uns ist, und bedanke mich sehr herzlich! 

Lassen Sie mich nur so viel sagen: Das Museum selbst leistet inhaltlich sehr gute Arbeit. Dass es, im Unterschied zu früheren Zeiten, auch in die aktuelle gesellschaftspolitische und kulturpolitische Debatte Eingang findet, zeugt davon, dass es mittlerweile ein sehr wahrgenommenes Museum geworden ist. Und ich freue mich auch, dass das mit dem Namen des Direktors verbunden ist und ich bei meiner Entscheidung geblieben bin und mich seinerzeit nicht von so mancher Stimme beirren ließ, die gemeint hat, ich solle ihn nicht nehmen, sondern den Empfehlungen der damaligen Jury Folge leisten. Im Übrigen verweise ich in diesem Zusammenhang auf die Protokolle der damaligen Gemeinderatssitzungen: Es mögen sich insbesondere jene angesprochen fühlen, die sich damals diesbezüglich so geäußert haben!

Meine Damen und Herren! Zu den Erweiterungen des Museums: Diese Debatte läuft bereits seit einiger Zeit. Ich möchte in diesem Zusammenhang darauf verweisen, dass wir hinsichtlich des Wien Museums auch in der jüngsten Vergangenheit durchaus nicht untätig waren. Ich erinnere daran, dass wir zu der Zeit, als ich schon Stadtrat war, mit der Überbauung des Innenhofes beginnen konnten und dass in dieser Zeit auch die Neugestaltung des Foyers aus eigenen Mitteln und auch die Erweiterung der Büroräumlichkeiten in das angegliederte Bürohaus vorgenommen wurden.

Jetzt debattieren wir über ein sehr umfangreiches Vorhaben, und ich glaube, sagen zu können, dass wir diese Diskussionen mit großer Verantwortung und auch sehr zielstrebig führen. Ich verhehle aber nicht, dass die Erweiterung und Neugestaltung der ständigen Schausammlung, aber auch die Schaffung eines Depots jedenfalls Jahrzehnt‑Vorhaben sind. Das muss entsprechend geplant und durchdacht sein und letztlich selbstverständlich auch finanziert werden, und das bedarf natürlich einer gewissen Vorarbeit.

Ich freue mich, dass wir diesen Bericht so vorlegen und diskutieren können. Ich weiß, dass diese Berichte immer in einer sehr sachlichen Art und Weise hier diskutiert werden, wofür ich auch sehr dankbar bin!

Ich wünsche dem Museum weiterhin gute Arbeit, die im Übrigen auch im kürzlich diskutierten Kontrollamtsbericht gewürdigt wird. Ich glaube, das Wien Museum ist vor allem auch hinsichtlich der Akzeptanz und des Interesses der Besucherinnen und Besucher und seiner Wirkung in Wien auf einem sehr guten Weg. In diesem Sinne bitte ich um Ihre Zustimmung. – Danke sehr. (Beifall bei der SPÖ.)

Präsident Heinz Hufnagl: Wir kommen zur Abstimmung.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die den vorliegenden Bericht des Kuratoriums der Museen der Stadt Wien für das Jahr 2006 zur Kenntnis nehmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Dies ist die einstimmige Kenntnisnahme.

Die Postnummer 5 betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Gesetz, mit dem die Museen der Stadt Wien als Anstalt öffentlichen Rechts eingerichtet und deren Organisation, Betrieb und Erhaltung geregelt werden, das so genannte Wiener Museumsgesetz, geändert wird. 

Berichterstatter dazu ist neuerlich Herr StR Dr Mailath-Pokorny. – Ich bitte ihn, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Herr Präsident! Hoher Landtag! Ich bitte um Ihre Zustimmung. 

Präsident Heinz Hufnagl: Danke schön. 

Ich schlage nunmehr gemäß § 30c Abs 10 der Geschäftsordnung vor, die General- und die Spezialdebatte zusammenzulegen.

Wird dagegen ein Einwand erhoben? – Dies ist nicht der Fall. Ich werde daher so vorgehen.

Die Debatte ist eröffnet. Zum Wort gemeldet hat sich Frau Abg Mag Ringler. Ich erteile es ihr.

Abg Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich möchte an dieser Stelle in aller Kürze unsere Ablehnung der Novellierung des vorliegenden Gesetzes auf Grund des Initiativantrages erläutern.

Unsere Ablehnung macht sich an zwei Punkten fest, in allen anderen Punkten können wir durchaus zustimmen. 

Der erste Grund unserer Ablehnung ist der Wegfall der Valorisierung. Wir haben im Kulturausschuss darüber diskutiert, und ich kann wohl der Argumentation folgen, dass es sich hiebei um eine Ausnahme handelt, wie es sonst keine andere ausgegliederte Einheit der Stadt Wien hat. Ich meine allerdings, dass man dort, wo es die sinnvolle Valorisierung, die wir gerne in allen Bereichen der Kultur hätten, gibt, diese nicht abschaffen, sondern beibehalten sollte. Das ist der gewichtigste Grund, warum wir dem Gesetz nicht zustimmen können.

Der zweite Grund unserer Ablehnung betrifft die Frage der Ausschreibung der Museumsleitung im Fall einer Wiederbestellung. Hiezu meinen wir, dass es sinnvoll und notwendig ist, dass es Ausschreibungen gibt. Wir stehen zu diesem Instrument, weil wir glauben, dass es Sinn macht, auch im Fall einer Wiederbestellung auszuschreiben und diesen Passus nicht einfach entfallen zu lassen. Wir werden uns sehr freuen, wenn eine Wiederbestellung des Herrn Direktor Kos erfolgt, so das noch nicht geschehen ist, wessen ich mir jetzt nicht ganz sicher bin. 

Jedenfalls halten wir das Instrument der Ausschreibung für sinnvoll und wichtig und würden es deshalb ungern sehen, dass dieses aus dem Gesetz entfällt. Nachdem dies jetzt aber vorgesehen ist, werden wir auch aus diesem Grund diesem Initiativantrag nicht zustimmen. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Präsident Heinz Hufnagl: Zum Wort gemeldet ist Abg Dr Wolf. Ich erteile es ihm.

Abg Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich will kurz begründen, warum wir diesem Gesetzesentwurf zustimmen. Wir bringen diesen Initiativantrag ja gemeinsam mit der Sozialdemokratischen Fraktion ein. 

Ich glaube, dass neben den notwendigen Änderungen, die sich im formalen Bereich ergeben, der Fokus dieser kleinen Gesetzesänderung auf zwei Bereichen liegt, und zwar auf einer Verbesserung der Kontrolle und einer Verbesserung der Wirtschaftlichkeit beziehungsweise der Möglichkeit, im Museum wirtschaftlich zu agieren. Das halten wir für richtig. 

Die Aufwertung der Position des kaufmännischen Leiters und die Aufwertung des Vier-Augen-Prinzips sind vernünftig und gut. Es ist auch richtig, dass man hinsichtlich eines Geschäftsfelds, das noch schmal entwickelt ist, nämlich das Geschäftsfeld betreffend Leihgaben, eine gesetzliche Präzisierung ermöglicht. Ich hoffe, dass hier viele Dinge in Bewegung kommen und möglich werden! 

Im Gegensatz zu dem, was meine Vorrednerin gesagt hat, bin ich der Meinung, dass das Ende der automatischen jährlichen Erhöhungen der Zuschüsse etwas Positives ist. Ich glaube, man soll nicht automatisch erhöhen, sondern man soll von Fall zu Fall die Finanznotwendigkeiten prüfen und dann, wenn es notwendig ist, die notwendigen Mittel zur Verfügung stellen. Das wäre übrigens der Sozialdemokratischen Fraktion auch in anderen Bereichen zu empfehlen: Hier tun Sie mit der Abschaffung der Automatik etwas Richtiges! Bei den Gebühren hingegen haben Sie im Gegensatz dazu eine automatische Erhöhung beschlossen! (Abg Godwin Schuster: Das müssen wir dann aber auch dem Herrn Vizekanzler mitteilen!) Das können wir auch dem Herrn Vizekanzler mitteilen! Sie wissen aber ganz genau, dass es dort nicht um Gebühren des täglichen Lebens, sondern um andere Gebühren geht! 

In diesem Bereich ist das jedenfalls vernünftig, und daher sind wir auch dafür. Man kann natürlich auch die Frage stellen, ob es vernünftig ist, Fixbeträge in das Gesetz zu schreiben, aber das ist eine andere Frage.

Wir sind auch deshalb dem Initiativantrag beigetreten, weil eine unserer Anregungen hier verwirklicht wird, nämlich, dass der Museumsbericht zeitnäher und nicht in so großem zeitlichen Abstand vorgelegt werden soll, weil man dann wenig damit anfangen kann.

Wir sind auch deshalb dafür, weil, wie ich schon gesagt habe, Elemente der Kontrolle ausgebaut werden. Wir halten es für wichtig, dass besser kontrolliert wird. Ich erlaube mir in diesem Zusammenhang noch in einer kurzen Rückblende auf die gestrige Diskussion zu den Subventionen, Ihnen den jenseitigen Auftritt des Herrn Abg Woller in Erinnerung zu rufen, der den Unterschleif, den das Kontrollamt festgestellt hat, verharmlost, kriminelle Aspekte schöngeredet und die Tatsache, dass der Kontrollausschuss ausgetrickst wurde, für richtig gehalten hat und in der Art eines Nordkoreaners hier mit Ergebenheitsadressen aufgetreten ist. 

Wir glauben, dass Kontrolle wichtig ist, wir glauben, dass die Verwendung öffentlicher Mittel sehr genau kontrolliert werden muss, wie ich auch gestern gesagt habe. Wir werden daher auch zu den zuerst zitierten Vorfällen rund um die Subventionsdiskussionen einen Sonderkontrollausschuss einberufen und noch einmal sehr genau nachfragen, wie das mit den Fragestellungen und den entsprechenden Antworten des Herrn Stadtrates war. Wir meinen, dass hier nicht getrickst werden, sondern offen kontrolliert werden soll!

Zu diesem Gesetz geben wir unsere Zustimmung. – Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.)

Präsident Heinz Hufnagl: Zum Wort gemeldet hat sich Herr Abg Woller. Ich erteile es ihm.

Abg Ernst Woller (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Damen und Herren!

Es ist natürlich notwendig, vorerst einmal klarzustellen, dass in der Stadt Wien nirgendwo getrickst wird, schon gar nicht im Kulturbereich, und dass alles korrekt ist. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Genau!) Ich weiß schon, dass sich das Oppositionsparteien wünschen würden, die sonst nichts zu liefern haben als Kritik! Ich weiß schon, dass Herr Wolf sich schwer tut. In Wirklichkeit kann er nichts gestalten, und daher muss er halt wieder ein bisschen reden! 

Im Großen und Ganzen muss man sagen: Es ist alles in Ordnung, und der Kontrollausschuss ist auch hinsichtlich Vienna International Theatre nicht ausgetrickst worden. Ganz im Gegenteil: Der Kontrollausschuss hat das gemacht, wofür er zuständig ist. (Abg Mag Wolfgang Jung: Aber Sie haben nachher nichts gemacht!)

Der Kontrollausschuss hat das überprüft. Und der Herr Stadtrat und die MA 7 haben das gemacht, wofür sie zuständig sind, nämlich die Empfehlungen des Kontrollamtes aufzugreifen und dem Gemeinderat einen Antrag vorzulegen, der erstens sicherstellt, dass das Theater weiter existiert, dass zweitens mit den finanziellen Mitteln der Stadt Wien ordnungsgemäß und sparsam umgegangen wird und dass drittens den Empfehlungen des Kontrollamts Folge geleistet wird. Da können Sie jetzt noch so viele Kontrollausschusssitzungen einberufen! Daran wird sich nichts ändern! Der Herr Stadtrat und die MA 7 haben nämlich in dieser Frage völlig korrekt gehandelt. (Beifall bei der SPÖ.)

Nun zur Novellierung des Museumsgesetzes: Inhalt dieser Novellierung sind eine Reihe von wichtigen Verbesserungen. Es wurden viele Vorschläge des Wien Museums selbst und des Kuratoriums aufgegriffen. Es wurden aber auch Vorschläge der Opposition, insbesondere der ÖVP, aufgegriffen. Und nicht zuletzt wurden Vorschläge der Geschäftsgruppen Kultur, Finanzen und Wirtschaftspolitik aufgegriffen. 

Das heißt, wir beschließen heute hier ein gutes neues Museumsgesetz. Die wesentlichen Vorteile wurden schon angeführt, insbesondere die Aufwertung der kaufmännischen Leitung. Das entspricht wirklich dem wirtschaftlichen Erfolg, den wir in den letzten Jahren zur Kenntnis nehmen konnten.

Nun zu den beiden Fragen, welche die Grünen veranlassen, dem Gesetz nicht zuzustimmen.

Erstens zur Frage der Ausschreibung: Wir sind gegen Ausschreibungen um der Ausschreibung Willen. Wir sind auf alle Fälle immer für die beste Lösung. Und es ist nicht immer die beste Lösung, eine Ausschreibung zu machen, und es ist nicht immer die beste Lösung, wenn eine Jury entscheidet. Gerade die mutige Entscheidung des Kulturstadtrates, entgegen der damaligen Empfehlung der Jury Herrn Dr Kos mit der Direktion des Wien Museums zu betrauen, beweist, dass er damals richtig gelegen ist. Und wir liegen auch jetzt richtig und meinen, dass dann ausgeschrieben werden soll, wenn die Stadt Wien der Meinung ist, dass wir eine Veränderung in der Leitung wollen. Dann ist es okay, wenn man eine Ausschreibung macht, was noch lange nicht heißt, dass man unbedingt die Reihung übernehmen muss. Wenn man aber der festen Überzeugung ist, dass der Direktor die Arbeit hervorragend gemacht hat, und man selbst Interesse daran hat, dass er die Arbeit fortsetzt, weil man glaubt, dass das die beste Lösung für die Stadt und für das Wien Museum ist, dann ist es eine Farce, nur auszuschreiben, weil man ausschreiben will oder sich die Grünen das doktrinär wünschen.

Zweitens zum automatischen Wegfall der Valorisierung: Wir sind der Meinung, dass alle Kulturinstitutionen der Stadt Wien gleich behandelt werden sollen und insbesondere auch das Wien Museum gleich behandelt werden soll, wie es beispielsweise auch bei den Bundesmuseen der Fall ist. Wir werden von Fall zu Fall prüfen, wie viel Geld das Wien Museum zur Erfüllung seiner Aufgaben braucht. Und wir werden das Wien Museum in dieser Frage nicht allein lassen, sondern Erhöhungen immer dann, wenn sie notwendig sind, beschließen, so wie wir es beispielsweise auch bei den Wiener Symphonikern und bei vielen anderen Kultureinrichtungen dieser Stadt tun.

Insbesondere werden wir das Wien Museum nicht allein lassen, wenn es darum geht, große Aufgaben wie den Depotbau und die Erweiterung der Dauerausstellung zu beschließen. Daher ist es der richtige Weg, diese Automatik der Valorisierung zu streichen. Das ist einer der Inhalte dieser Novellierung des Museumsgesetzes, und die Wiener Sozialdemokraten werden dieser Novellierung zustimmen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Ich erkläre die Verhandlung für geschlossen und erteile dem Herrn Berichterstatter das Schlusswort. – Bitte, Herr Stadtrat. 

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Meine Damen und Herren! Herr Präsident!

Ich halte mich auch jetzt kurz. Die wesentlichen Argumente wurden schon ausgetauscht. Der Grund, warum wir eine solche kleine Gesetzesinitiative umsetzen wollen, ist, dass wir einige Anregungen, die sich im Vollzug seit der Gesetzwerdung vor fünf Jahren ergeben haben, einbringen wollen.

Ich erspare mir die Details. Sie kennen Sie alle. Was die Valorisierung anbelangt, so ist es in der Tat so, dass es für die Kulturbetriebe ein Ausnahmefall wäre oder bislang war, wenn eine gesetzliche Valorisierung vorgenommen wird. Ich habe aber der Leitung – der kaufmännische Direktor ist ja hier – zugesichert, dass ich selbstverständlich, wie bei allen anderen Kulturbetrieben, jederzeit zu Gesprächen bereit bin, um einen tatsächlichen Bedarf, so er notwendig ist, entsprechend zu berücksichtigen beziehungsweise jedenfalls darüber zu debattieren. Das gehört auch zum guten Stil und zur Kultur hier in Wien.

Betreffend die Ausschreibung bin ich auch der Meinung, wie schon mein Vorredner gesagt hat, dass es sinnlos wäre, einem Formalerfordernis nachkommen zu wollen, wenn ohnedies schon von Seiten aller Beteiligten klar ist, dass eine Fortsetzung einer Tätigkeit gewünscht wird. Auch insofern bin ich der Meinung, dass man da den Wünschen aller Beteiligten nachkommt.

In diesem Sinne bitte ich um ihre Zustimmung. – Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Wir kommen nunmehr zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, die Hand zu heben. – Dies ist ohne die Grüne Fraktion, sohin mehrstimmig, angenommen.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen.

Ich sehe keinen Widerspruch und kann daher so vorgehen.

Ich bitte nunmehr jene Mitglieder des Landtages, die dem Gesetz auch in zweiter Lesung zustimmen wollen, dies mit einem Handzeichen zu dokumentieren. – Ich stelle das gleiche Abstimmungsverhalten fest. Daher erfolgt der Beschluss auch in zweiter Lesung ohne die Stimmen der Grünen mehrstimmig.

Postnummer 6 betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes über Einrichtungen der Heimhilfe in Wien, das so genannte Wiener Heimhilfe-Einrichtungs-
gesetz.

Bevor ich der Berichterstatterin, der Frau Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely, das Wort erteile, möchte ich darauf hinweisen, dass in der Präsidialkonferenz vereinbart wurde, die Debatte über dieses Gesetz und über das unter Post 7 angeführte Wiener Sozialbetreuungsberufegesetz gemeinsam abzuführen. Ich bitte nunmehr die Frau Berichterstatterin, die Verhandlung einzuleiten.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Sehr geehrte Damen und Herren! Hohes Haus! Es handelt sich hierbei um die Umsetzung einer 15a-Vereinbarung zwischen dem Bund und den Ländern. Ich ersuche Sie um Zustimmung.

Präsident Heinz Hufnagl: Danke schön.

Gemäß § 30c Abs 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und die Spezialdebatte zusammenzulegen.

Wird gegen diese Zusammenlegung ein Einwand erhoben? – Ich sehe keinen Einwand. Ich werde daher so vorgehen.

Die Debatte ist eröffnet. Zum Wort gemeldet hat sich Frau Abg Antonov. Ich erteile es ihr.

Abg Mag Waltraut Antonov (Grüner Klub im Rathaus): Herr Präsident! Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich möchte kurz begründen, warum wir diese beiden Gesetze ablehnen werden. Die 15a-Vereinbarung hat ja sozusagen die Mindestlatte für die Regelungen im Bereich der Sozialbetreuungsberufe vorgegeben, und es hätte durchaus die Möglichkeit gegeben, auch innovative soziale Änderungen in das Landesgesetz aufzunehmen. Das ist leider nicht geschehen.

Ein Punkt, der in diesem Gesetz zu beanstanden ist, ist zum Beispiel der Bereich der Supervision. Es wäre möglich gewesen, das so zu regeln wie im § 20 des Wiener Wohn- und Pflegeheimgesetzes. Das ist leider hier ausgeblieben. Es gibt keine Bestimmung zur verpflichtenden Supervision. 

Ein zweiter Punkt betrifft die Fortbildungsmaßnahmen für die ArbeitnehmerInnen. In diesem Punkt sind die Kosten für diese Fortbildung nicht definiert. Das bedeutet, dass im schlimmsten Fall die Kosten für die Fortbildung an den ArbeitnehmerInnen hängen bleiben. Auch das ist in unseren Augen ein Schwachpunkt in diesem Gesetz.

Für die HeimhelferInnen haben Sie die verpflichtende Fortbildung mit 16 Stunden festgelegt, im Gegensatz zu den Sozialbetreuungsberufen, wo es 32 Stunden sind. Das ist nicht einsichtig. Diese Kritik ist auch in vielen Stellungnahmen zu Ihrem Gesetzesentwurf zum Ausdruck gekommen.

Aus diesen Gründen werden wir diesen Gesetzesentwürfen nicht zustimmen.

Weiters möchte ich die Gelegenheit nutzen, um einen Antrag einzubringen, der den Tätigkeitsbericht des Wiener Pflege-, Patientinnen- und Patientenanwalts betrifft. Wie wir bereits bei der Debatte dieses Berichts festgehalten haben, hat der Bereich der Pflege in diesem Bericht gefehlt. Es hat im Herbst Vorfälle von Gewalt gegenüber BewohnerInnen von Pflegeheimen gegeben. Während sich der Pflege- und PatientInnenanwalt sonst sehr oft meldet, vor allem mit positiven Meldungen, hat er in diesem Fall geschwiegen. Von ihm ist nichts gekommen. Wir hoffen sehr, dass dieses Schweigen nicht symptomatisch für sein Amtsverständnis ist, regen aber trotzdem mit diesem Antrag an, dass er bestimmte Punkte auch in seinem Bericht dokumentiert, und zwar körperliche Gewaltanwendung, verbale Gewaltäußerung, missbräuchlicher Einsatz von Medikamenten, vorsätzlich oder grob fahrlässig unsachgemäße Durchführung pflegerischer Maßnahmen und so weiter.

Wir beantragen in formeller Hinsicht die Zuweisung dieses Antrags an den Ausschuss für Gesundheit und Soziales. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Präsident Heinz Hufnagl: Zum Wort gemeldet hat sich Frau Abg Klicka. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Marianne Klicka (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Landesrätin! Sehr geehrte Abgeordnete!

Ich bin sehr froh, dass diese beiden Gesetze heute hier zur Vorlage im Landtag eingebracht werden. Denn durch diese beiden Gesetze ist es möglich, die Ausbildung und Tätigkeit in einem Gesetz zu verankern und in dem zweiten Gesetz die Regelung über die Einrichtungen der Heimhilfe für die Betreiber festzulegen. Es schaffen also beide Gesetze eine größere Übersichtlichkeit, die vorher mit dem Wiener Heimhilfegesetz doch etwas komplizierter war. 

Außerdem schafft die Möglichkeit des Sozialbetreuungsberufegesetzes erstmals eine einheitliche Rechtslage für ganz Österreich. Das möchte ich wirklich erwähnen und hervorheben, weil wir in sehr vielen Bereichen bundesländerweit noch unterschiedliche Gesetze haben. Diese einheitliche Rechtslage ermöglicht es natürlich auch, gleiche Standards in der Aus- und Weiterbildung zu haben und den Wechsel innerhalb der Bundesländer, also von Wien nach Niederösterreich oder umgekehrt, möglich zu machen.

Weiters ist dieses Gesetz natürlich EU-konform, so wie wir bei allen Gesetzen vorgehen. 

Es wurde das Gesetz auch moderner abgefasst. Die Berufsbilder haben eine höhere soziale und psychologische Komponente dazubekommen. Bisher stand die pflegerische Komponente im Vordergrund. Wenn wir alle bestrebt sind, dass die Menschen so lange wie möglich daheim leben und wohnen können und sollen oder auch in den Einrichtungen das Wohnen mit hoher Lebensqualität im Vordergrund steht, so sehen wir, dass wir da vorausschauend schon sehr viel in die Richtung der Berufsausbildung investieren.

Für die Heimhilfen ist eine Zusatzqualifikation vorgesehen, die hauptsächlich die pharmazeutischen Zusatzaufgaben betrifft, also 20 Stunden Theorie und Praxis. Ich habe irgendwo 20 Stunden gefunden, die Frau Kollegin hat gesagt, 16 Stunden. Ich werde dies noch nachlesen. Ich bin davon überzeugt, dass das auch eine sehr gute und große Aufwertung des Heimhilfeberufs, eine Bereicherung der Berufsarbeit und mehr Motivation für die Heimhilfen darstellt, weil sie einen Aufgabenbereich dazubekommen und auch eine Zusatzqualifikation erhalten. Unsere Wiener Heimhilfen waren und sind immer bestausgebildet, gut qualifiziert und ich freue mich, dass sich dieser Weg durch diese Gesetzgebung wieder fortsetzt.

Zur Frau Kollegin Antonov möchte ich zu dem Antrag, den Sie eingebracht haben, noch sagen, ich bin der Meinung, dass wir sehr viele Kontrollmechanismen in Wien haben und dass sie auch alle sehr gut dokumentieren. 

Bei dem Antrag muss man auch unterscheiden, in welche Gesetzgebung gewisse Dinge fallen, weil die Gewaltanwendung unter missbräuchlicher Anwendung von freiheitsbeschränkenden oder freiheitsentziehenden Maßnahmen im Bundesgesetz, im Heimaufenthaltsgesetz, geregelt ist. Da sind für die Vollziehung das Bundesministerium für Justiz und die Gerichtskompetenz notwendig. Das heißt, man soll nicht immer Äpfel mit Birnen vermengen!

Auf der anderen Seite ist es für die anderen Kontrollen, die Sie in dem Beschluss- und Resolutionsantrag angeführt haben, so, dass wir in Wien, vom Wiener Wohn- und Pflegeheimgesetz ausgehend, die Heimkommission haben, wo das alles beim Patienten- und Pflegeanwalt auch dokumentiert wird. Das heißt, das passiert schon. 

Wir haben die Heimaufsicht der MA 40, die sehr wesentlich all diese Dinge dokumentiert. 

Wir haben natürlich gerade im Berufsausbildungsbereich in den Gesundheits- und Sozialberufegesetzen die Qualitätssicherung niedergeschrieben und auch da die Dokumentation vorgelegt. 

Weiters bietet auch der Fonds Soziales Wien Unterstützungs- und Beratungsangebote, auch im Zusammenhang mit der Führung von Heimen und den dort erbrachten Tätigkeiten. 

Wir lehnen den Antrag daher ab. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich erkläre die Verhandlung für geschlossen. Die Frau Berichterstatterin hat mir signalisiert, sie verzichtet auf das Schlusswort.

Ich komme daher zur Abstimmung über diese Gesetzesvorlage.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, die Hand zu erheben. - Dies ist ohne die Grüne Fraktion, sohin mehrstimmig, angenommen.

Es liegt mir ein ausreichend unterstützter Beschluss- und Resolutionsantrag der Grünen Fraktion, betreffend Dokumentation beziehungsweise Untersuchung von verschiedenen Formen der Gewalt gegen BewohnerInnen in den Pflegeheimen des Krankenanstaltenverbunds im Tätigkeitsbericht der Wiener Pflege-, Patientinnen- und Patientenanwaltschaft vor. 

Wer diesem Beschlussantrag, bei dem formell die Zuweisung an die Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales verlangt wird, zustimmt, den bitte ich um ein Handzeichen. - Dies ist von der Österreichischen Volkspartei, den Freiheitlichen und den GRÜNEN unterstützt, daher in der Minderheit, sohin abgelehnt.

Postnummer 7 betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes über Sozialbetreuungsberufe in Wien - Wiener Sozialbetreuungsberufegesetz - WSBBG. (Abg Christian Oxonitsch: Die zweite Lesung!) - Entschuldigung, natürlich, sorry, zur Postnummer 6 zurück.

Ich darf die zweite Lesung vornehmen und muss natürlich fragen, ob es einen Widerspruch gegen die sofortige Abhaltung der zweiten Lesung gibt. - Ich erblicke keinen Widerspruch.

Wer daher das Gesetz unter Postnummer 6 auch in der zweiten Lesung unterstützt, den bitte ich um ein Handzeichen. - Das ist das gleiche Quorum wie zuvor, mit den Stimmen der SPÖ, der Österreichischen Volkspartei und der Freiheitlichen Partei, gegen die Stimmen der GRÜNEN, sohin mehrstimmig beschlossen.

Wir kommen nun wirklich zur Postnummer 7, betreffend die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes über Sozialbetreuungsberufe in Wien, das so genannte Wiener Sozialbetreuungsberufegesetz - WSBBG. Berichterstatterin hiezu ist ebenfalls die Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely. Ich bitte sie, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich ersuche auch hier um Zustimmung.

Präsident Heinz Hufnagl: Danke schön. Es liegt mir keine Wortmeldung vor.

Wir kommen daher gleich zur Abstimmung.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, ein Zeichen mit der Hand zu setzen. Das ist die erste Lesung. - Die erste Lesung ist sohin mit den Stimmen der Sozialdemokratie, der Österreichischen Volkspartei und auch der Freiheitlichen Partei, gegen die Stimmen der GRÜNEN, mehrstimmig angenommen.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sogleich die zweite Lesung vornehmen. - Es erfolgt kein Widerspruch. Ich gehe daher so vor.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz auch in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Gleiches Abstimmungsverhalten, von der Sozialdemokratie, der Volkspartei und der Freiheitlichen Partei, gegen die Stimmen der Grünen, sohin mehrstimmig beschlossen.

Die Postnummer 8 der Tagesordnung betrifft den Wiener Landwirtschaftsbericht 2007 betreffend den Zeitraum 2005 und 2006. Ich bitte die Berichterstatterin, Frau Amtsf StRin Mag Sima, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Poststück.

Präsident Heinz Hufnagl: Zu diesem Tagesordnungspunkt hat sich Herr Mag Maresch zum Wort gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Der Wiener Landwirtschaftsbericht 2007, der sich auf die Jahre 2005 und 2006 bezieht, ist, kann man durchaus sagen, besser geworden als der letzte, durchaus bemüht, aber noch immer nicht wirklich gut. Ich werde kurz erklären, warum. 

Es sind natürlich am Anfang wieder die klassischen Jubelmeldungen drinnen. Die Frau Stadträtin freut sich, dass erstmals auch ein Teil über Frauen drinnen ist. Das freut uns auch. Was uns besonders freuen würde, wäre, wenn bei der Einschätzung der Zukunft der Landwirtinnen auf Seite 69 auch stünde, warum 56 Prozent der Wienerinnen die Zukunft so negativ sehen. Das enthält uns der Bericht vor, war aber in Wirklichkeit das eigentlich Interessante des Berichts. 

Der zweite Kritikpunkt am Bericht ist, die soziale Situation der Wiener Landwirte und Landwirtinnen wäre in Wirklichkeit ein interessantes Kapitel, wenn es nicht nur darum ginge, bei welcher Sozialversicherung die Landwirte und Landwirtinnen versichert sind oder bei welcher Pensionsversicherung sie sind, sondern da wäre es uns eigentlich ganz angenehm gewesen, wenn man sich sozusagen die soziale Lage der Bauern und Bäuerinnen in Wien näher angeschaut hätte. 

Das Weitere, was mir dabei abgeht, ist zum Beispiel etwas, was ich ganz interessant finde: Warum verlangt die Wiener Landwirtschaftskammer nicht endlich ein Wiener Grundverkehrsgesetz? Das gibt es offensichtlich in Wien nicht, wie jeder weiß. Warum geht zum Beispiel überhaupt niemand darauf ein, dass vor nicht allzu langer Zeit Grundstücksspekulation beim Weinbau oder bei Weingärten durchaus in den Medien waren. Es war klassisch so, dass die Grundstücke der Firma Convert an den Herrn Schmitt gegangen sind, obwohl da durchaus andere Wiener Winzer und Winzerinnen Interesse gehabt haben. Darauf geht der Text nicht ein. 

Weiters finde ich auch interessant, dass zum Beispiel der Landwirtschaftsbericht, und da kommen wir dann schon zu den wirklich wichtigen Dinge, sagt: „Die Abnahmerate bei den Betriebsschließungen hat sich auf minus 1,9 Prozent Abnahmerate eingependelt." - Das heißt, in Wirklichkeit schließen jedes Jahr Wiener Betriebe, und zwar wirklich jedes Jahr. Das heißt, wenn man das ein bisschen hochrechnet, könnte man sagen, irgendwann gibt es gar keine Bauern mehr in Wien. Damit kann man als Landwirtschaftskammer nicht wirklich zufrieden sein! 

Als Ausrede oder als Grund dafür wird einfach der Strukturwandel angegeben und wie man mit dem Strukturwandel umgeht. Da steht lapidar drinnen: „Der Strukturwandel bremst sich weiter ein." - Der Strukturwandel hat sich sicher eingebremst, wenn es gar keine Bauern mehr gibt, weil dann ist der Strukturwandel endlich voll schlagend geworden!

Ein interessanter Teil ist weiters noch der Bioanteil. Der Bioanteil in Wien beträgt 16 Prozent. Wenn man sich das anschaut, klingt das nicht schlecht, 16 Prozent. Warum nicht? Aber Faktum ist, bei diesen 16 Prozent sind das 19 Betriebe von 770. Wenn man sich andere Bundesländer anschaut, so ist das nicht wirklich viel. Von den Flächen her ist es ganz viel, das ist richtig, und zwar deswegen, weil die Gemeinde Wien große Flächen Biolandbau betreibt, von denen wir gehört haben, dass sie zumindest in Eßling auf ein weiteres Jahr abgesichert worden sind. 

Also, wie gesagt, noch einmal, durchaus ambitionierter als bisher, aber die soziale Lage der Bauern ist nicht die Krankenversicherung, die Pensionsversicherung, die Frauen sehen keine Zukunft oder wenig Zukunft, das wird uns nicht erklärt, und beim Biolandbau ist noch einiges nachzuholen.

Eine Kleinigkeit noch, ein bisschen replizierend auf den Herrn StR Schicker, der uns erklärt hat, die GRÜNEN sind schuld, warum in Rothneusiedl die Preise explodiert sind. Da hätte er sich einmal den agrarstrukturellen Entwicklungsplan anschauen sollen, weil darin nämlich explizit steht, dass in Rothneusiedl die Agrarflächen auch in Zukunft nicht gesichert sind, sondern dass sie für Wohnbau und für andere Entwicklungsformen zu öffnen sind! Jeder von uns weiß, wenn das in den Medien steht oder nachzulesen ist, werden sehr viele Landwirte und Landwirtinnen auf die Idee kommen, die Grundstückspreise ein bisschen in die Höhe zu treiben!

Also summa summarum ist der Bericht besser geworden, aber noch immer nicht so gut, dass wir ihm zustimmen können! - Danke schön. (Beifall bei den Grünen.)

Präsident Heinz Hufnagl: Zum Wort gemeldet hat sich Herr StR Walter, Master of Advanced Studies. Ich erteile ihm das Wort.

StR Norbert Walter, MAS: Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Landesrätin! Geschätzte Kolleginnen und Kollegen!

Kollege Maresch, wir haben das letzte Mal schon darüber debattiert, ihr stimmt wieder nicht zu, obwohl Sie zugeben, dass es besser geworden ist! Ich bin der Meinung, ein Bericht kann gut, vollständig oder noch besser werden, das kann er immer. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Sagen wir, er ist unvollständig!) Ich würde sagen, er ist vollständig genug, weil wenn man ihn genau liest, dann kann man soviel herauslesen, dass man auch die Dinge, die Sie angesprochen haben, durchaus daraus entnehmen kann. 

Ich gebe Ihnen recht, wenn Sie sagen, dass wir jährlich rund 15 Betriebe in Wien zusperren und dass wir damit nicht nur Betriebe, sondern letztendlich auch Arbeitsplätze verlieren. Wir haben in den letzten Jahren in Wien allein in der Landwirtschaft über tausend Arbeitsplätze verloren. Ich denke, dass wir heute nur 770 Betriebe haben, bedeutet auch den Verlust dieser Arbeitsplätze. Wenn wir uns das genau anschauen, dann ist es so, dass die Familienarbeitsplätze auch immer weniger werden, die Landwirtschaft viele Saisonarbeitskräfte nachfragen muss und hier die Gewerkschaft, und es sitzen auch einige Gewerkschafter hier, immer wieder bremst, und zwar deshalb bremst, weil wir am inländischen Markt die Arbeitskräfte nicht finden und sie natürlich aus dem Ausland kommen lassen müssen. Dass wir hier ein ganz starres System haben, haben wir bei der heurigen Ernte gesehen, wo nämlich die Gemüseernte und der Weinbau zusammengefallen sind und letztendlich ein eklatanter Saisonfacharbeitskräftemangel geherrscht hat.

Wir haben, wenn man sich die Pachtflächen ansieht, als größten Verpächter in dieser Stadt die Stadt Wien selbst mit fast 450 ha. In Wien sind zum Beispiel die Landwirte nur zu knapp 50 Prozent Eigentümerinnen und Eigentümer, während in Niederösterreich sozusagen maximal 25 Prozent Nichteigentümerinnen und -eigentümer der Flächen sind. Die Stadt selbst und Sie, Frau Landesrätin, haben es letztendlich in der Hand, ob die Betriebe, und damit komme ich wieder zum Preis, nachhaltig wirtschaftlich arbeiten können, weil Sie bestimmen natürlich maßgeblich die Pachtpreise und Verpachtpreise.

Ein Letztes vielleicht noch, und zwar hat der Kollege Maresch auch die Flächenwidmung angesprochen, und da komme ich noch kurz zu Rothneusiedl: Die Flächenwidmung schützt zum einen natürlich Wiens Flächen, vor allem auch die landwirtschaftlichen Flächen, aber sie schützt sie manches Mal auch zu Tode! Wenn ich mir das Sww anschaue, dann haben wir dort keine Chance, als Betrieb etwas zu bauen, auszubauen oder sich zu entwickeln. Ich glaube, das kann auch nicht Sinn und Zweck sein! Ich gebe dem Kollegen Maresch insofern nicht ganz recht, weil wir bis 2001 jährlich ungefähr einen Verlust von 1 Prozent der landwirtschaftlichen Nutzflächen hatten und im Moment unter 0,3 Prozent Verlust liegen. Das heißt, es hat schon für den Schutz etwas gebracht, aber, wie gesagt, manches Mal ist auch zu viel geschützt zu Tode geschützt!

Wenn ich mir den „Kurier" von heute auf Seite 11 ansehe und den Rebell von Rothneusiedl hernehme, dann weiß ich auch, wie manches Mal hier nur Lippenbekenntnisse gemacht werden. Denn eines ist klar, Eigentum zu schützen und auch planwirtschaftliches Eigentum zu schützen, heißt jedenfalls nicht, so damit umzugehen. Ich bin mir sicher, dass meine Kolleginnen und Kollegen aus der Landwirtschaft bereit sind, Flächen herzugeben. Wir wissen, es sind in den letzten Jahren ungefähr 38 ha der Bau- und Verkehrsflächen aus den landwirtschaftlichen Flächen gekommen. Nur eines muss klar sein, das funktioniert nur dann, wenn man seriös plant, wenn man einen Plan hat, wohin die Reise geht und wenn nicht große Magnaten kommen, sich sozusagen etwas wünschen und wir hier spielen sollten! (Beifall bei der ÖVP.)

In dem Sinne brauchen wir Eigentumsschutz. Sie haben es in der Hand, auch die Einkommen zu schützen, vor allem zu sichern und eine nachhaltige Entwicklung zu ermöglichen!

Wir stimmen natürlich dem Landwirtschaftsbericht zu. Ich bedanke mich bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Landwirtschaftskammer für die tolle Erstellung, natürlich auch für das Layout, und bei den Politikern und Politikerinnen für die tollen Vorworte! (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Zum Wort gemeldet ist Herr Abg Nevrivy. Ich erteile es ihm.

Abg Ernst Nevrivy (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Präsident! Frau Stadträtin! Sehr geehrte Kolleginnen und geehrte Kollegen! 

Man sieht, wie unterschiedlich man Berichte interpretieren kann. Ich freue mich, mit Ihnen hier wieder einen erfolgreichen Landwirtschaftsbericht diskutieren zu dürfen, einen Bericht, der zeigt, dass die Stadt Wien sowohl den ökonomischen als auch den ökologischen Erwartungen, die die Wienerinnen und Wiener im Umgang der Stadt mit ihren Grünräumen haben, gerecht wird. 

Sie werden mir beipflichten müssen, wenn ich Ihnen sage, die Wiener Landwirtschaft lebt. Sie wird auch in Zukunft, und dafür werden wir Sozialdemokraten sorgen, weiterleben! (Beifall bei der SPÖ.) 

Beschäftigen wir uns vielleicht zunächst einmal mit den wirtschaftlichen Seiten unserer Betriebe in Wien, einer Seite, die natürlich für die Betriebe in einem EU-Umfeld nicht die leichteste ist und die auch in Zukunft mit Sicherheit eine nicht leichtere werden wird. Wien ist immer noch stark von der Landwirtschaft geprägt. Rund 16 Prozent der Flächen Wiens werden landwirtschaftlich genutzt. Das ist für eine Millionenstadt schon ziemlich beachtlich. Wir haben 770 Betriebe, die landwirtschaftlich tätig sind. Diese tragen mit ihrem Beitrag zur Sicherung und zur Erhaltung der Grünräume einen wesentlichen Beitrag zur international vielfach ausgezeichneten Lebensqualität unserer Stadt bei. 

Darüber hinaus sind die landwirtschaftlichen Flächen nicht nur wertvolles Erholungsgebiet, sondern sie versorgen die Stadt auch mit frischen Lebensmitteln, mit gesundem und frischem Obst und Gemüse. Da haben wir einen ziemlich hohen Selbstversorgungsgrad. Bei Gemüse sind das sogar 35 Prozent. Darauf können wir als Stadt Wien wahrlich stolz sein! Wiener Gemüse ist inzwischen fast zu einem Wahrzeichen der Stadt geworden. Das haben auch die Handelsketten bereits erkannt und zeichnen das Wiener Gemüse extra aus, damit es die Wienerinnen und Wiener im Supermarkt leichter finden, denn Wien hat Gemüse von besonders guter Qualität. In den Genuss von Wiener Gemüse kommen die Wienerinnen und Wiener fast das ganze Jahr über, denn die Wiener Glashauskultur ist hochentwickelt und wird weitergehen. Alles in allem könnten die landwirtschaftlichen Betriebe Wiens die Millionenstadt unabhängig von Importen täglich mit frischem Obst und Gemüse versorgen. 

Persönlich liegt mir ganz besonders auch der Wiener Wein am Herzen, mit all seinen bekannten Winzern, die wir in dieser Stadt haben, die hervorragende Produkte von Weltruf erzeugen. Der Wiener Wein hat Topqualität und hat in den letzten Jahren einen wahren Imagewandel erfahren, was natürlich sehr erfreulich ist. An vorderster Stelle erwähnt sei natürlich unser eigenes Weingut Cobenzl, das hervorragende, international prämierte Weine produziert. Der Wiener Wein hat seinen Platz in der Spitzengastronomie erobert. Toplokale haben heute ganz selbstverständlich auch Wein aus Wien auf ihrer Karte. Das wird durch gezieltes Marketing von Seiten der Stadt Wien unterstützt. Es gibt eine Vielzahl von Veranstaltungen, wie etwa den Wiener Weinpreis im Wiener Rathaus oder erst kürzlich wieder die Wiener Weinwandertage, die zum Image des Weins Wesentliches beitragen.

Wenn wir uns aus Sicht der Umwelt mit dem ökologischen Teil beschäftigen, was uns besonders wichtig ist, sind auch die Aspekte der Energienutzung zu beachten. Wir wissen, dass herkömmliche Energieformen immer wieder höhere Preise erreichen werden. Heizöle werden zum Beispiel immer teurer. Dass man diese Formen weniger einsetzen sollte, ist ganz klar. Hier sollten wir unsere Wiener Betriebe weiter dazu bewegen, dass sie verstärkt auf Fernwärme, eine umweltfreundliche Energieform, umsteigen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Wichtig ist auch die Teilnahme am Umweltprogramm ÖPUL. Zunehmend mehr Betriebe, speziell Gartenbaubetriebe, steigen um und lassen sich hier fördern. Die Betriebe, die an diesem Programm teilnehmen, decken bereits rund 70 Prozent der bebauten Fläche ab. Da gibt es verschiedene Förderungen, die in diesem Punkt 
ÖPUL unterstützen. Integrierte Produktion bei Obst und Wein, der Nützlingseinsatz, Verzicht auf Herbizide, Begrünung von Ackerflächen im Herbst und Winter und auch der vorbeugende Gewässerschutz seien hier nur kurz erwähnt. All das zeichnet die Umweltmusterstadt Wien aus.

Wichtig ist sicherlich auch, den Bereich des Biolandbaus zu erwähnen. Auch den konnten wir steigern. In Wien liegt der Bioanteil bei 16 Prozent. Österreichweit ist er nur bei 11 Prozent, in Wien bei 16 Prozent. Dazu hat im Wesentlichen die Einkaufspolitik der öffentlichen Einrichtungen der Stadt Wien beigetragen. 

Ganz besonders hervorheben sollten wir dabei unsere eigenen städtischen Betriebe. Bereits vor 20 Jahren wurden Flächen des Stadtguts Eßling-Lobau auf eine organisch-biologische Wirtschaftsweise umgestellt. Heute werden rund 600 ha Ackerfläche in der Ökonomie Eßling-Lobau organisch-biologisch bewirtschaftet. Das ist eine echte Vorreiterrolle, die wir hier in Wien einnehmen. 

Leider, und das gilt besonders für die Kolleginnen und Kollegen von der ÖVP, ist der Herr Bundesminister Pröll gegen die Biolandwirtschaft in Wien. Die 100 ha Biolandwirtschaft in der Donaustadt, was mich als Donaustädter natürlich besonders schmerzt, die uns Minister Pröll kündigen wollte, wären ein schwerer Schlag für die Biolandwirtschaft in Wien gewesen. Wir haben diesen Vertrag jetzt für ein Jahr verlängern können. Ich ersuche die Kolleginnen und Kollegen der ÖVP, wirken Sie auf Ihren Parteifreund, Herrn Pröll, ein! Stellen Sie doch einmal die Umwelt über das Profitdenken! Kämpfen Sie an unserer Seite für die Biolandwirtschaft und somit für die Umwelt in Wien! (Beifall bei der SPÖ.) 

Die Wiener Landwirtschaft ist einfach umweltfreundlich und nahezu rückstandsfrei. Viele Gärtner setzen, wie schon erwähnt, auf integrierte Produktion nach dem Motto: „Nützlinge gegen Schädlinge". Wir orientieren uns dabei an den neuesten wissenschaftlichen Erkenntnissen zur Erstellung wirksamer Pflanzenschutzkonzepte. Wir arbeiten gemeinsam mit der Natur. Die Firma biohelp ist uns da, wie auch dem Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft, ein guter und verlässlicher Partner. 

Die Krönung schlechthin ist die gentechnikfreie Produktion. EU-rechtliche Bestimmungen und Gesetze machen es natürlich nicht leicht, diese so umzusetzen, wie wir sie gerne hätten. Trotzdem ist die Wiener Landwirtschaft gentechnikfrei. Einerseits gibt es das Gentechnik-Vorsorgegesetz als gesetzliche Grundlage, aber viel wichtiger ist, dass alle bewusst auf Gentechnik verzichten und das auch dokumentieren, und zwar durch die Mitgliedschaft in der Plattform „Freiwillig ohne Gentechnik", die StRin Ulli Sima gemeinsam mit der Wiener Landwirtschaftskammer und der LGV Frischgemüse gegründet hat. 

Mit all diesen Maßnahmen können und werden wir in Zukunft Erfolge erzielen. Es gäbe noch eine Vielzahl von Maßnahmen, welche die Stadt Wien im Bereich der Landwirtschaft setzt, aufzuzählen. Alle zeigen eines, die Wiener Landwirtschaft ist für die Herausforderungen der Zukunft gewappnet. 

Als Nächstes steht an, dass wir uns die EU-Förderungen im Rahmen des Programms für die Entwicklung des ländlichen Raums sichern. Unsere StRin Ulli Sima wird sich dafür einsetzen, hier habe ich vollstes Vertrauen in sie, dass es keine Ungleichbehandlung der Wiener Betriebe seitens der EU geben wird. Die Herausforderungen an die landwirtschaftlichen Betriebe werden europaweit größer werden und die Stadt Wien wird den bisher erfolgreichen Weg konsequent weitergehen. 

Lassen Sie mich abschließend nur sagen, Wien ist eine Umweltmusterstadt, auch und vor allem im Bereich der Landwirtschaft! - Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Zum Wort gemeldet hat sich Herr Abg Dipl-Ing Stiftner. Ich erteile es ihm.

Abg Dipl-Ing Roman Stiftner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Präsident! Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Herr Kollege Nevrivy, Sie wissen, wir haben durchaus viel Verständnis für Parteipolitik und auch für Anwürfe. Das ist grundsätzlich auch okay in einem solchen Haus. Aber es ist schon eine etwas bezeichnende Art von Kooperation, wenn wir gerade vor wenigen Minuten abgestimmt haben, dass Sie jetzt hier den Minister Pröll angreifen! Wir haben vor wenigen Minuten abgestimmt, dass wir hier einen gemeinsamen Antrag in genau dieser Angelegenheit einbringen. So, muss ich Ihnen ehrlich sagen, ist das etwas, was mir schon ein bisschen in der Frage des persönlichen Umgangs wehtut, bei allem parteipolitischen Hickhack, das legitim ist und das ich sicherlich auch da oder dort mittrage! Aber in dem Fall haben Sie sicherlich die Art der Kooperation, die zwischen den Fraktionen herrscht, mehr als strapaziert! Ich muss ehrlich sagen, ich bin etwas enttäuscht über diese Art des Vorbringens! (Beifall bei der ÖVP.) 

Zu Ihrem Punkt auch noch, weil es angeblich im Bereich des Biolandbaus keine Möglichkeit gegeben hat: Ich darf Ihnen nur sagen, es gab eine ausreichende Anzahl an Privaten, die Interesse an diesem Gebiet hatten, nur Sie als Stadt sind nicht bereit gewesen, Private zuzulassen! Sie wollten zentralistisch bleiben! Sie wollten nicht von den Möglichkeiten der Einflusssphäre loslassen! Private Initiativen, wie es halt die Bauernschaft nun einmal gern hat, wollen Sie nicht! Damit müssen Sie auch mit den Konsequenzen leben, die Sie heute haben! Sie sind dafür verantwortlich und damit müssen Sie auch die Konsequenzen tragen! - Danke. (Beifall bei der ÖVP. - Abg Christian Oxonitsch: Das ist ja wohl an den Haaren herbeigezogen!)

Präsident Heinz Hufnagl: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort. - Bitte, Frau Stadträtin.

Berichterstatterin Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Den Ausführungen vom Kollegen Stiftner konnte ich jetzt nicht ganz folgen. Was der Antrag, der jetzt eingebracht wird, mit unserer, glaube ich doch, berechtigten Kritik daran zu tun hat, dass uns der Bund 100 ha wertvolle Fläche unseres landwirtschaftlichen Betriebs wegnehmen wollte, kann ich zumindest nicht ganz nachvollziehen. Aber vielleicht kann man das nachher klären. 

Kurz zum Landwirtschaftsbericht: Ich glaube, das ist ein sehr guter Bericht. Auch ich möchte mich sehr herzlich für die Erstellung dieses Berichts bedanken, weil ich glaube, dass er wirklich einen guten Überblick über die landwirtschaftliche Situation in der Stadt bietet. 

16 Prozent der Flächen Wiens werden landwirtschaftlich genutzt. Wir haben 770 Wiener Betriebe. Ich glaube, das ist für eine Großstadt keine Selbstverständlichkeit. Ich merke es immer wieder, wenn ausländische Delegationen da sind, die ganz erstaunt sind, wie groß und wie umfangreich eigentlich die Landwirtschaft in Wien ist. Das ist nicht zuletzt auch der Politik der letzten Jahre zu verdanken, denn für uns war es wichtig, diese Landwirtschaft auch als Sicherung der Infrastruktur, Sicherung der Lebensqualität, Sicherung der Landschaft in Wien weiter aufrechtzuerhalten. 

Wir sehen das auch sehr stark bei den Weinbauflächen, die wir in den letzten Jahren konstant halten konnten. Hier hat es keine Reduktion gegeben. 

Gleichzeitig ist aber in der Landwirtschaft die Produktion gestiegen. 140 000 t pflanzliche Nahrungsmittel, davon 61 000 t Gemüse, ich glaube, das ist eine Bilanz, die sich wirklich sehen lassen kann! Wir haben gerade beim Gemüse einen sehr hohen Selbstversorgungsgrad. Meine Lieblingszahl ist bei den Gurken. Da ist der Selbstversorgungsgrad bei 288 Prozent! Das heißt auf gut Deutsch, dass wir einen Großteil von Österreich auch noch mit unseren Wiener Gurken versorgen. Ich glaube, dass das wirklich ein sehr guter Wert ist!

Der Produktionswert sind 89,9 Millionen EUR. Wir leisten damit immerhin einen großen Beitrag von 1,65 Prozent des österreichischen Wertes, haben aber nur 0,4 Prozent der Betriebe! Das muss man auch dazusagen. Das heißt, Wien produziert wirklich überproportional viel! Das ist, glaube ich, auch etwas, auf das man stolz sein kann!

70 Prozent der Flächen sind im ÖPUL eingebunden. Viele Betriebe machen den freiwilligen Vertragsnaturschutz der MA 22. 

Was mich besonders freut, ist, dass der Bioanteil in Wien auf 16 Prozent gestiegen ist. Ich glaube, das ist wirklich etwas, auf das wir stolz sein können! Österreichweit, nur zum Vergleich, ist der Durchschnittswert 11 Prozent. Das heißt, wir liegen hier weit über dem österreichischen Durchschnitt! Ich glaube, das ist etwas, das wirklich eine sehr gute Entwicklung ist! (Beifall bei der SPÖ.)

Die Wiener Landwirtschaft ist auch gentechnikfrei. Auch das ist, glaube ich, ein wichtiges Asset. 

Wir haben in den letzten Jahren sehr stark darauf gesetzt, die Wiener Produkte noch stärker zu den KonsumentInnen und zu den Kunden zu bringen. Es war früher eigentlich für den Einkäufer oder die Einkäuferin im Supermarkt schwierig zu erkennen, welches Gemüse aus Wien ist. Jetzt haben wir es doch mit allen großen Handelsketten geschafft, das als Wiener Gemüse auszuweisen. Das heißt, man kann das auch im Regal sehr deutlich erkennen. 

Es hat einige Kampagnen gegeben, wo auch die Bauern, die Gemüsebäuerinnen und die Gemüsebauern, sozusagen in die erste Reihe gestellt worden sind. Ich glaube, das sind wirklich ganz wichtige Schritte, um die Wiener Nahversorgung auch für die Zukunft zu sichern, indem wir diese Produkte wirklich unverwechselbar und unaustauschbar machen, was in der Vergangenheit nicht der Fall war. Das wird auch weiterhin ein Arbeitsschwerpunkt sein, weil ich glaube, dass es ganz wichtig ist, dass die Konsumenten auch die Nachfrage nach dem Gemüse aus Wien haben und dass man es als solches erkennen und kaufen kann. Eine ähnliche Strategie, wie wir das auch beim Wiener Wein, glaube ich, sehr erfolgreich bereits gemacht haben. Der wird schon sehr stark nachgefragt. Ich bin wirklich zuversichtlich, weil wir beim Gemüse auf einem sehr guten Weg sind! 

Das Land Wien leistet über die normalen Förderungen hinaus viele wichtige finanzielle Beiträge für die Wiener Betriebe. Wir bemühen uns wirklich, den Betrieben das Leben noch weiter zu erleichtern und möglichst viele positive Anreize zu setzen, damit es weiterhin so viele Betriebe gibt. Ich erinnere nur an den Prämienzuschuss zur Sturmschadenversicherung, Investitionen im Gartenbau, Niederlassungsprämien und so weiter. Es ist eine sehr lange Liste. Wir als Stadt versuchen da wirklich, noch einen stärkeren Beitrag zu leisten, um die Wiener Landwirtschaft weiterhin zu sichern. 

Eine wichtige Herausforderung für die Zukunft wird mit Sicherheit das ganze Thema der EU-Förderungen sein, gerade das Programm für die Entwicklung im ländlichen Raum. Da gibt es eine seltsame Ungleichbehandlung. Weil die Europäische Union in ihrem Weltbild davon ausgeht, dass es in Städten eben keine Landwirtschaft gibt, sind Städte von bestimmten Förderungszugängen ausgeschlossen. Hier kämpfen wir eigentlich sehr entschieden dagegen, weil wir eigentlich, glaube ich, genau das machen, was die EU wollte, nämlich die ländliche Infrastruktur in der Stadt zu erhalten. Jetzt werden wir gleichzeitig dafür bestraft! Ich glaube, das kann nicht wirklich die Zukunftsstrategie sein! Ich hoffe, dass es uns da gelingt, noch eine Änderung in dieser Förderungsfrage zu verhandeln, zumindest fürs nächste Jahr, weil ich glaube, dass eigentlich Städte, die so viel für ihre Landwirtschaft, für ihre Infrastruktur tun, belohnt und nicht bestraft werden sollten! - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Wir kommen somit zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die den vorliegenden Wiener Landwirtschaftsbericht 2007, betreffend die Jahre 2005 und 2006, zustimmend zur Kenntnis nehmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist ohne die Grüne Fraktion, sohin mehrstimmig, beschlossen.

Die Postnummer 9 betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Wiener Pflanzenschutzgesetz geändert wird. Berichterstatterin hiezu ist ebenfalls die Frau Amtsf StRin Mag Sima. Ich bitte sie, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Poststück.

Präsident Heinz Hufnagl: Da zu diesem Tagesordnungspunkt keine Wortmeldung vorliegt, kommen wir gleich zur Abstimmung. 

Ich bitte nun jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang in erster Lesung ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist ohne die Grüne Fraktion, sohin mehrstimmig, angenommen. 

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sogleich die zweite Lesung vornehmen lassen. - Ich sehe keinen Widerspruch. Ich gehe daher so vor. 

Ich bitte daher jene Mitglieder des Wiener Landtags, die dem Gesetz auch in zweiter Lesung ihre Zustimmung geben wollen, ebenfalls um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist gleiches Abstimmungsverhalten, mehrstimmig, ohne die Stimmen der Grünen Fraktion, sohin beschlossen.

Die Postnummer 10 betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Wiener Pflanzenschutzmittelgesetz geändert wird. Auch hier, damit ist sozusagen das Triumvirat vollendet, ist die Berichterstatterin die Frau Amtsf StRin Mag Sima. Ich bitte, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich ersuche auch um Zustimmung zu diesem Poststück.

Präsident Heinz Hufnagl: Gemäß § 30c Abs 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und die Spezialdebatte zusammenzulegen. 

Wird gegen diese Zusammenlegung ein Einwand erhoben? - Ich sehe keinen Einwand. Es ist daher so vorzugehen. 

Die Debatte ist eröffnet. Zum Wort gemeldet hat sich Herr Abg Maresch. Ich erteile es ihm.

Abg Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren! 

Das Publikum ist sehr zahlreich hier. Ich möchte auch Sie hier begrüßen! 

Es geht um das Wiener Pflanzenschutzmittelgesetz. Das Wiener Pflanzenschutzmittelgesetz regelt, wie Pflanzenschutzmittel anzuwenden sind, wie die Bürger und Bürgerinnen davor geschützt werden sollten und Dinge dergleichen. 

Es regelt aber eines nicht: Es regelt nicht die Reduktion der Pflanzenschutzmittel. Laut Grünem Bericht vom Jahr 2006 ist es nämlich in Österreich so, dass die Mengen an Pflanzenschutzmitteln drastisch zunehmen, bei Fungiziden vom Jahr 2002 auf das Jahr 2005 von 592,9 t auf 720,7 t, bei Insektiziden von 97,3 t auf 137,6 t und bei Herbiziden ein leichter Rückgang nur, von 1 485,5 t auf 1 465,8 t. Das heißt aber in Wirklichkeit, es ist ja nicht so, dass diese Stoffe nach den Naturgesetzen wieder verschwinden. Diese Stoffe sammeln sich bei uns im Boden und leider Gottes auch bei uns Menschen selbst an. Deswegen bringen wir heute einen Pestizidreduktionsprogrammantrag ein, der lautet: 

„Der Wiener Landtag wolle beschließen: Das zuständige Mitglied der Landesregierung wird aufgefordert, verbindliche Reduktionsziele für den Einsatz von Pflanzenschutzmitteln in Wien festzulegen und diese Ziele mit Aktionsplänen umzusetzen.

Weiters wird die Bundesregierung aufgefordert, folgende Maßnahmen zu treffen: 

1) die Praktiken des Pflanzenschutzmittelhandels und die Anwendung von Pestiziden verstärkt zu kontrollieren.

2) § 12 des Pflanzenschutzmittelgesetzes dahin gehend zu ändern, dass keine Pauschalzulassungen von Pflanzenschutzmitteln aus anderen EU-Mitgliedsstaaten ermöglicht werden.

3) auf EU-Ebene dafür einzutreten, dass anlässlich des von der EU-Kommission vorgeschlagenen Pestizidpakts a) bindende Ziele für ein Pestizidreduktionsprogramm festgeschrieben werden, b) marktbasierte Instrumente, wie zum Beispiel Pflanzenschutzmittelabgaben, zum Einsatz kommen, das Vorsorgeprinzip konsequent verfolgt wird und jene Pestizide, die krebserregend, mutagen, fortpflanzungsschädigend sind oder hormonell-, neuro- und immuntoxisch wirken, sofort verboten werden.

In formeller Hinsicht beantrage ich die Zuweisung dieses Antrags an die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Umwelt.“

Abschließend möchte ich sagen, es wäre an der Zeit, Pflanzenschutzmittel durchaus als eine Gefahr anzunehmen und nicht dauernd davon zu reden, dass man in Wirklichkeit die Landwirtschaft intensivieren muss! Uns geht es darum, den Biolandbau zu verstärken. Wenn sich die Stadt Wien als Umweltmusterstadt sieht, dann muss man auch etwas dagegen tun, dass immer mehr Pflanzenschutzmittel angewendet werden! - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Meine Damen und Herren, auch ich möchte meiner Freude Ausdruck verleihen, dass eine so große Zahl von Damen und Herren ihre Freizeit mit uns teilt und ein kleines Stück gelebter Wiener Demokratie bei der Sitzung des Wiener Landtags erlebt. Seien Sie herzlich begrüßt! (Allgemeiner Beifall.)

Ich darf nunmehr die Frau Abg Kato bitten, das Wort zu ergreifen. Sie hat sich zum Wort gemeldet.

Abg Sonja Kato (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau StRin Sima! Meine Damen und Herren!

Ich möchte nur ganz kurz auf die Schlussworte meines Vorredners eingehen. Die Stadt Wien tut auch etwas zum Schutz der Umwelt und der Landwirtschaft in Bezug auf Pflanzenschutzmittel. 

Wir haben mit der vorliegenden Änderung folgende Dinge vor, die wir hier vorlegen und die die Mitglieder des Ausschusses natürlich kennen: 

Der Abstand zu den Oberflächengewässern wird auf einheitlich 5 m festgeschrieben. Das unterscheidet uns zum Beispiel auch von Deutschland, das hier immer wieder als Vorbild genannt wird und eine Mindestgrenze von null Metern hat. Das lassen wir sozusagen nicht gelten. 

Pflanzenschutzmittel dürfen nur noch bis ein Jahr nach Ablauf verkauft werden. 

Es wird vor allem, und das ist mir ganz besonders wichtig und auch ein Anliegen, die Ausbildungsdauer erhöht. Die Ausbildungskurse für Landwirte mit zehnjähriger Berufspraxis sind mit 20 Stunden und für jene ohne Berufspraxis mit 30 Stunden festgelegt. Auch das unterscheidet uns von vergleichbaren Gesetzen auf Länderebene. In Oberösterreich zum Beispiel ist es für jene, die keine Landwirte sind, mit lediglich fünf Stunden festgeschrieben.

Die Unterlagen müssen hinkünftig sieben statt drei Jahre aufbehalten werden. Auch da unterscheiden wir uns positiv von anderen Bundesländern.

Auch die Strafen werden deutlich erhöht, auf 3 500 EUR Höchstgrenze.

Ich möchte aber diesen Tagesordnungspunkt auch zum Anlass nehmen, einen Antrag einzubringen, den ich gemeinsam mit meinem Parteikollegen Ernst Nevrivy und mit den Kollegen Claudia Smolik von den GRÜNEN, Kurth-Bodo Blind und Veronika Matiasek von der FPÖ und Dipl-Ing Stiftner von der ÖVP einbringe, aus Anlass der Berichterstattung, die Sie wahrscheinlich heute in den Medien gelesen haben, betreffend die Frist, was die gentechnisch veränderten Maissorten MON810 und T25 betrifft, eine Fristerstreckung bis zum 11. Jänner 2008, wo wir uns, und vor allem, denken wir, dem zuständigen Minister, sozusagen die Rückendeckung geben wollen, dass wir als Wiener Landtag sehr kräftig unsere Stimme erheben und wir uns eine Gelegenheit geben, wieder einmal und neuerlich darauf hinzuweisen, diese Frist zu nutzen. Daher bringen wir folgenden Beschluss- und Resolutionsantrag ein: 

„Der Landtag wolle beschließen: Herr Bundesminister Dipl-Ing Josef Pröll wird ersucht, die Frist bis 11. Jänner 2008 zu nutzen, um durch neue Studien und Argumente das österreichische Importverbot zu untermauern und damit aufrechtzuerhalten. Andernfalls wird der Bundesminister ersucht, das Importverbot bis zum EuGH durchzukämpfen.

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt.“ (Beifall bei der SPÖ.)

Abschließend bitte ich namens meiner Fraktion um Zustimmung zum vorliegenden Gesetz. (Beifall bei der SPÖ.)

Präsident Heinz Hufnagl: Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich erkläre die Verhandlung für geschlossen. 

Ich erteile der Frau Berichterstatterin das Schlusswort. - Bitte, Frau Stadträtin.

Berichterstatterin Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Herr Präsident! Meine Damen und Herren!

Auch ich möchte noch zum Thema Pestizide ein paar Anmerkungen machen, weil es mir wirklich auch wichtig ist, erstens zu betonen, aber die Kollegin Kato hat das schon sehr gut aufgeführt, dass es uns, glaube ich, ganz gut gelungen ist, punktuell doch sehr gute Verbesserungen im Gesetz unterzubringen, was uns auch von anderen Bundesländern unterscheidet. 

Auf der anderen Seite möchte ich schon darauf hinweisen, dass wir gerade mit biohelp einen sehr guten Partner dabei haben, nämlich die Wiener Landwirtschaft nicht nur ausführlich zu beraten, was es jetzt an alternativen Pflanzenschutzmitteln gibt, sondern diese wirklich aktiv einzusetzen. 

Ich brauche nicht ganz lange darüber zu referieren, weil es auch eine Subvention ist, die wir immer gemeinsam im Ausschuss beschließen, aber es sind doch recht umfassende Maßnahmen, die gesetzt werden und die für den Wiener Gemüseanbau deswegen sehr gut funktionieren, weil eben diese Variante, dass man Nützlinge gegen Schädlinge verwendet, vor allem in geschlossenen Systemen, sprich, in den Glashäusern, gut funktioniert. Und das Glashaus ist der Ort, wo in Wien hauptsächlich produziert wird. Also da gibt es sehr viele Vorzeigeprojekte, die wir gemeinsam mit biohelp durchführen, die uns natürlich auch sehr viel an Pestiziden in Wien einsparen. 

Wir wenden es teilweise auch selbst an. Gerade im Weinbau haben wir jetzt ein sehr erfolgreiches Pheromonprojekt durchgeführt, wo der Traubenwickler beziehungsweise die Larven irgendwie mit Pheromonen verwirrt werden. Aber auch bei anderen Schädlingen funktioniert es wirklich schon sehr gut, das in großem Maßstab anzuwenden. Ich glaube, die Stadt Wien leistet da in diesem Bereich sozusagen Pionierleistungen, weil es viele Verfahren gibt, die von biohelp eigens für die städtischen Betriebe beziehungsweise für die Betriebe in der Stadt Wien überhaupt erst entwickelt wurden und dort ausprobiert werden. Mittlerweile ist es schon so, dass, wenn biohelp eine Firma berät, die schon beim Auftreten der ersten Anzeichen auf Schädlinge dort mit den Nützlingen ins Glashaus hingehen, damit die Schädlinge gar nicht erst groß werden können und wir dadurch wirklich großflächig schon den Einsatz von vielen Pflanzenschutzmitteln verhindern können. Ich glaube, dass das sehr gut ist!

Wir werden selbstverständlich auch mit biohelp weiterarbeiten und das in diesem Bereich weiterentwickeln, weil ich glaube, dass das wirklich eine sehr zukunftsweisende Methode ist, die natürlich auch gerade für Wien mit den Glashäusern besonders passend ist! - Herzlichen Dank. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Meine Damen und Herren, wir kommen nun zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Dies ist somit in erster Lesung, ohne die Grüne Fraktion, mehrstimmig angenommen.

Mir liegen zwei Beschluss- und Resolutionsanträge vor. 

Jener des Abg Mag Rüdiger Maresch von der Grünen Fraktion, betreffend Pestizidreduktionsprogramm. Er wurde referiert. In formeller Hinsicht ist die Zuweisung an die Geschäftsgruppe Umwelt vorgesehen.

Wer diesem Antrag der Zuweisung zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist einstimmig angenommen.

Des weiteren liegt mir ein Beschluss- und Resolutionsantrag der Abgen Sonja Kato, Ernst Nevrivy, jeweils von der Sozialdemokratie, Claudia Smolik von den GRÜNEN, Kurth-Bodo Blind und Veronika Matiasek von den Freiheitlichen sowie Dipl-Ing Roman Stiftner von der Volkspartei und Kolleginnen und Kollegen vor. Dieser Antrag betrifft die Sicherung der gentechnikfreien Landwirtschaft in Wien. 

Wer diesen Beschluss- und Resolutionsantrag, bei dem die sofortige Abstimmung verlangt wird, unterstützt, den bitte ich um ein Handzeichen. - Dies ist ebenfalls einstimmig. Ich danke herzlich dafür. 

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung dieses Gesetzes vornehmen lassen. - Ich blicke in den Saal, sehe keinen Widerspruch, kann daher so vorgehen.

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz nunmehr in zweiter Lesung zustimmen wollen, ebenfalls um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist, so wie in der ersten Lesung, ohne die Stimmen der Grünen Fraktion, sohin mehrstimmig, beschlossen und angenommen.

Die Postnummer 11 betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Wiener Feuerpolizei-, Luftreinhalte- und Klimaanlagengesetz geändert wird. Berichterstatter hiezu ist der Herr Amtsf StR Dr Ludwig. Ich bitte ihn, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter Amtsf StR Dr Michael Ludwig: Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück.

Präsident Heinz Hufnagl: Da mir zu diesem Tagesordnungspunkt keine Wortmeldung vorliegt, können wir gleich abstimmen.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang in erster Lesung zustimmen wollen, dies mit einem Zeichen der Hand zu signalisieren. - Ich erblicke die einstimmige Annahme. Das Gesetz ist somit in erster Lesung einstimmig beschlossen. 

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung anschließen. - Ich blicke in den Saal, sehe keinen Widerspruch, kann daher so vorgehen. 

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz auch in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist ebenfalls einstimmig beschlossen. 

Nachdem es beim Toto den Zwölfer als höchsten Gewinn gibt, kommen wir zum zwölften und letzten Tagesordnungspunkt. Die Postnummer 12 betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Gesetz über die Neuregelung der Elektrizitätswirtschaft, 
nämlich das Wiener Elektrizitätswirtschaftsgesetz 2005, LGBl Nr 46/2005, in der Fassung LGBl Nr 7/2007, geändert wird. 

Berichterstatter dazu ist ebenfalls der amtsführende Stadtrat für Wohnen und Stadterneuerung, Herr Dr Ludwig. Ich bitte ihn, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter Amtsf StR Dr Michael Ludwig: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück. 


Präsident Heinz Hufnagl: Danke, Herr Stadtrat. - Auch hier liegt mir keine Wortmeldung aus dem Auditorium vor. 

Wir können daher gleich zur Abstimmung schreiten. 

Ich bitte jene Mitglieder des Wiener Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang in erster Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist einstimmig. 

Soweit kein Widerspruch erfolgt, werde ich die zweite Lesung unmittelbar anschließen. - Ich blicke in den Saal, sehe keinen Widerspruch, kann daher so vorgehen. 

Ich bitte jene Mitglieder des Wiener Landtags, die diesem Gesetz auch in zweiter Lesung zustimmen wollen, dies durch ein Handzeichen zu signalisieren. - Dies ist ebenfalls einstimmig. 

Damit, meine Damen und Herren, danke ich Ihnen für die sehr sachliche und konstruktive Diskussion zu allen Tagesordnungspunkten und wünsche Ihnen und den zahlreich erschienenen Gästen einen schönen Abend!

Die Sitzung ist geschlossen. Zur nächsten Sitzung wird rechtzeitig eingeladen. Alles Gute! Auf Wiedersehen! 

(Schluss der Sitzung um 14.53 Uhr.)

